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Regionale Gestaltung von Übergängen in 
Beschäftigung

Praxisansätze zur Kompetenzförderung junger Erwachsener 
und Perspektiven für die Regionalentwicklung. Herausgegeben 
von Helmut Arnold und Theresa Lempp, 302 Seiten, kartoniert, 
24,00 Euro, Juventa Verlag, Weinheim und München 2008.

Vor dem Hintergrund der Entstandardisierung und Pluralisie-
rung der Übergangswege von jungen Menschen in Ausbildung 
und Beschäftigung steht das Übergangsmanagement im Blick-
feld der Öffentlichkeit. Der Diskurs zum Übergangsmanage-
ment bezog sich bisher aber vor allem auf die Vernetzung und 
Koordination der Institutionen, die an den Übergangsprozessen 
von der Schule in den Beruf beteiligt sind. Das vorliegende 
Fachbuch erweitert diese Perspektive auf den Gesamtbereich 
von Ausbildung und Beschäftigung junger Erwachsener und 
bettet sie zugleich in die arbeitsgesellschaftlichen und regiona-
len Wandlungsprozesse ein. Dabei geht es darum, die Kompe-
tenzen junger Menschen und regionale Entwicklungspotenziale 
aufeinander zu beziehen. Das Buch ist in 3 Teile gegliedert. Im 
ersten Teil werden die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, 
in denen sich Übergangsprozesse vollziehen, analysiert. Dabei 
werden beispielsweise aktuelle Fachdiskurse wie die Regiona-
lisierung vorgestellt und mit der Übergangsthematik verknüpft. 
Im zweiten Teil des Buches werden bereits erprobte Strategien, 
Methoden und Projekte rund um das Thema Ausbildung und 
Beschäftigung aus unterschiedlichen Regionen vorgestellt. 
Die Praxisansätze leuchten die Gestaltungsmöglichkeiten von 
Übergängen aus und nehmen neue Kooperationsformen von 
Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung in den Fokus. Ziel 
ist es, die Vielfältigkeit der Modelle und Bausteine, die auf die 
steigende Heterogenität der Zielgruppe und auf regionale Kon-
texte reagieren, aufzuzeigen. Der dritte Teil des Buches spannt 
gleichsam einen Bogen über die zuvor beschriebenen Ansätze, 
indem zentrale Qualitätskriterien und Gestaltungsprinzipien 
sozialräumlicher Beschäftigungsprojekte formuliert werden. 
Gleichzeitig wird ein Ausblick für die Weiterentwicklung regio-
naler Übergangsstrukturen gegeben. 	 7407

Hessisches Reise- und Umzugskostenrecht

Kommentar. Von Gottfried Nitze, 6. Auflage, XII, 389 Seiten, kar-
toniert, 65,90 Euro, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 
2010.

Durch Gesetz vom 9.10.2009 nebst Verwaltungsvorschriften 
wurde das Reisekostenrecht völlig neu gefasst. Hier sind ins-
besondere die Neuregelungen des Fahrtkostenersatzes und 
des Tage- und Übernachtungsgeldsatzes zu nennen. Dienst-
gänge wurden Dienstreisen zugeordnet, längere Dienstrei-
sen werden gelöst vom Trennungsgeld vereinfacht abgefun-
den. Auf die Fragen beim Vollzug der Neuregelungen wird 
eingegangen, ebenso auf die Reisekostenentschädigung bei 
Auslandsreisen, die sich jetzt nach Bundesrecht bestimmt. 
Ausführlich erläutert werden steuerliche Aspekte, einschl. 
derjenigen zum Trennungsgeldrecht. Überarbeitet wurde fer-
ner die dem Umzugs- und Trennungsgeldrecht vorbehaltene 
Kommentierung der von Rechtsänderungen nicht betroffe-
nen Regelungen. Die Neuauflage orientiert sich erneut an 
praktischen Belangen und stellt damit für alle Praktiker des 
Reise-, Umzugskosten- und Trennungsgeldrechts bei hessi-
schen Landesbehörden, Kommunen und staatlichen Einrich-
tungen eine wertvolle Arbeitshilfe dar.	 7413

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HSL IM FEBRUAR 2011
(K = mit Kreisergebnissen, G = mit Gemeindeergebnissen)

Statistische Berichte — kostenfreie Download-Dateien 

Schüler und Schulentlassene in Hessen 2025 (Ergebnisse der 

regionalisierten Schülervorausberechnung für die allgemein- 

bildenden Schulen bis 2025 auf Basis der Bevölkerungsvoraus- 

berechnung 2010 und der Schulstatistik 2009/10); 

(B I 3 - unreg./11); (K); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Die beruflichen Schulen in Hessen 2010 

(Stand: 1. November 2010 - Vorläufige Ergebnisse); 

(B II 1 - j/10); (K); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Indizes des Auftragseingangs und des Umsatzes im 

Verarbeitenden Gewerbe in Hessen im Dezember 2010; 

(E I 3 - m 12/09); PDF-Format

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe in 

Hessen im Dezember 2010, (E I 1 - m 12/10); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Gäste und Übernachtungen im hessischen Tourismus im 

Dezember und im Jahr 2010; (G IV 1 - m 12/2010); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Straßenverkehrsunfälle in Hessen im November 2010 (Vorläufige 

Ergebnisse); (H I 1 - m 11/10); (K); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Binnenschifffahrt in Hessen im November 2010; (H II 1 - m 11/10); 

(Häfen); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Verbraucherindex in Hessen im Januar 2011; (M I 2 - m 01/11); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Haushaltsabfälle in Hessen 2009; (Q II 7 - j/09); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Abfallentsorgung in Hessen 2009; (Q II 10 - j/09); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Sonstige Veröffentlichungen

Hessische Kreiszahlen; Band 2/2010; 55.Jahrgang	 9,50 Euro

E-Mail-Versand (PDF-Datei mit Excel-Anhang)	 6,80 Euro

Hessisches Statistisches Landesamt • 65175 Wiesbaden

Die neue Frauenbewegung in Deutschland

Abschied vom kleinen Unterschied. Eine Quellensammlung. He-
rausgegeben von Ilse Lenz, 2., aktualisierte Auflage, 1196 Sei-
ten, gebunden, 59,95 Euro, VS Verlag für Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden 2010.

Die Neuen Frauenbewegungen haben Selbstbestimmung, 
Gleichheit, Zuwendung und einen neuen Eros gefordert und sie 
haben die Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland 
grundlegend verändert. Dabei haben sie sich auch selbst trans-
formiert. Der Band dokumentiert ihre wichtigsten Quellen und 
stellt sie in ihrer Vielfalt und ihren Veränderungen vor. Auch die 
Reaktionen der Männerbewegung wurden aufgenommen. Der 
Band eröffnet einen einzigartigen Zugang zu den Kontroversen 
um Geschlecht und gesellschaftlichen Wandel in Deutschland 
seit 1968. Diese Texte sind weiterhin aktuell angesichts der De-
batten um die Zukunft der Arbeit, der Familie und des Friedens 
vor Ort und auf globaler Ebene. Aus dem Inhalt: Die unendliche 
Geschichte? Zur Entwicklung und den Transformationen der 
Neuen Frauenbewegungen in Deutschland — Bewusstwerdung 
und Artikulation (1968—1975) — Pluralisierung und Konsolidie-
rung (1976—1980) — Pluralisierung, Professionalisierung und 
institutionelle Integration (1980—1990) — Globalisierung, deut-
sche Vereinigung und Postfeminismus (1989—2005).	 7409
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G A N Z  K U R Z 

Schülerinnen und Schüler an den beruflichen Schulen

Im laufenden Schuljahr 2010/2011 werden an den be-
ruflichen Schulen in Hessen knapp 193 000 Jugendli-
che unterrichtet. Die Schülerzahl nahm damit gegen-
über dem vorangegangenen Schuljahr um 2200 oder 
1,1 % ab. Wie in den Vorjahren gingen an den Berufs-
schulen und Berufsfachschulen die Schülerzahlen zu-
rück, während sie an den Fachoberschulen, beruflichen 
Gymnasien und Fachschulen weiterhin zunahmen. An 
den 117 Berufsschulen werden mit derzeit 120 000 
etwa 3700 Schülerinnen und Schüler weniger unter-
richtet als im letzten Schuljahr. Die Anzahl der Schüler 
mit einem Ausbildungsvertrag, die an der Berufsschule 
den schulischen Teil ihrer Berufsausbildung absolvie-
ren, nahm im Vergleich zum Vorjahr um knapp 2800 
auf 109 700 ab. In den anderen Bildungsgängen, die 
im Wesentlichen der Ausbildungsvorbereitung dienen 
(u. a. Berufsgrundbildungsjahr, Berufsvorbereitungs-
jahr), gingen die Schülerzahlen um knapp 900 auf 
10 300 zurück. Obwohl die Schülerzahl an den Berufs-
schulen so niedrig ist wie zuletzt vor 60 Jahren, kommt 
ihnen weiterhin eine zentrale Bedeutung im Bereich 
der beruflichen Schulen zu. An den 124 Berufsfach-
schulen werden gut 23 000 Jugendliche und damit 700 
weniger als im Vorjahr unterrichtet. An den 92 Fach-
oberschulen, die auf mittleren Bildungsabschlüssen 
aufbauen und zur Fachhochschulreife führen, stieg die 
Schülerzahl hingegen um 400 auf 21 900 an. Auch die 
50 beruflichen Gymnasien, deren erfolgreicher Besuch 
zum Abitur führt, konnten weiterhin deutliche Zuwäch-
se verzeichnen: Innerhalb eines Jahres stieg die Anzahl 
der Schüler um 1100 auf 13 900 an. Die 116 Fachschu-
len werden von 14 000 Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen besucht, das entspricht einem Zuwachs von 
720 binnen Jahresfrist. Die Fachschulen dienen der 
vertiefenden beruflichen Ausbildung und werden nach 
einer Berufsausbildung oder ausreichender Berufspra-
xis besucht.

Zensus 2011 — Rücklaufquote bei der Vorbefragung 
der Gebäude- und Wohnungseigentümer 

Im Herbst 2010 wurde in Hessen zur Vorbereitung der 
im Rahmen des Zensus 2011 stattfindenden Gebäude- 
und Wohnungszählung (GWZ) vom Hessischen Statisti-
schen Landesamt eine Vorbefragung bei Eigentümern/-
innen von Gebäuden mit Wohnraum durchgeführt. Die 
Vorerhebung ist nun nahezu abgeschlossen. Bundes-
weit haben deutlich mehr als die Hälfte der angeschrie-
benen Eigentümer/-innen den Fragebogen beantwor-
tet. Die Rücklaufquote für Hessen beträgt — nach ge-

genwärtigem Stand — rund 60 %. Solche Rücklaufquo-
ten liegen bei schriftlichen Erhebungen, bei denen kei-
ne umfassende Nachfassaktion durchgeführt wird, im 
Rahmen der Erwartungen. Nach unseren Erfahrungen 
steigen die Antwortquoten sprunghaft an, wenn ein Er-
innerungs- und Mahnverfahren zur Anwendung kommt. 
Dies war bei der GWZ-Vorbefragung nicht der Fall und 
auch nicht geplant. Primäres Ziel der Vorbefragung war 
die Überprüfung der Zustellbarkeit der Eigentümerad-
ressen. Das HSL hatte diese Prüfung im Vorfeld mittels 
anderer, technischer Möglichkeiten für das Gros der 
Eigentümer-anschriften schon vorgenommen und nur 
eine partielle Vorbefragung bei rund 350 000 Eigentü-
mern durchgeführt. 

Ausbildungsgeschehen: Weniger Jugendliche im 
Übergangsbereich

Im Jahr 2010 fingen in Hessen rund 121 000 Jugend-
liche an, sich im Anschluss an die Sekundarstufe I im 
beruflichen Ausbildungssystem und der gymnasialen 
Oberstufe an allgemeinbildenden Schulen zu qualifi-
zieren. Vorläufiger Ergebnisse der integrierten Ausbil-
dungsberichterstattung zeigen, dass damit rund 8 % 
bzw. rund 8500 Jugendliche mehr in das Ausbildungs-
geschehen einmündeten als noch im Vorjahr. Die Zu-
nahme ist allein auf einen Anstieg der Jugendlichen 
zurückzuführen, die anfingen, sich auf den Erwerb einer 
Hochschulzugangsberechtigung vorzubereiten. Die 
Zahl der Anfänger in einem studienqualifizierenden 
Bildungsgang an den beruflichen und allgemeinbil-
denen Schulen in Hessen belief sich auf rund 50 000 
Jugendliche und lag damit um rund 10 000 oder gut 
24 % über dem Wert von 2009. Grund hierfür ist, dass 
im aktuellen Berichtsjahr erstmals eine große Anzahl 
von Schülern aus G8 von der Mittelstufe in studienqua-
lifizierende Bildungsgänge übergingen und gleichzei-
tig ebenfalls zahlreiche Schüler aus dem 10. Jahrgang 
in G9 wechselten. Was den Bereich der vollqualifizie-
renden Berufsausbildung — die zu einem staatlich an-
erkannten Berufsabschluss führt — betrifft, so sind an-
hand der vorläufigen Zahlen kaum Veränderungen zum 
Vorjahr erkennbar. Insgesamt begannen auch im Jahr 
2010 rund 50 000 Jugendliche eine betriebliche oder 
schulische Berufsausbildung. Die Zahl der Anfänger 
im Bereich der ausbildungs- und berufsvorbereiten-
den Qualifizierungen nahm dagegen im Vergleich zum 
Jahr 2009 um fast 7 % ab. Im Jahr 2010 mündeten rund 
21 500 Jugendliche in einen Bildungsgang der Ausbil-
dungs- und Berufsvorbereitung ein; das waren rund 
1500 Jugendliche weniger als noch 2009. Die inte- 
grierte Ausbildungsberichterstattung ist ein Projekt, 
das vom Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr 
und Landesentwicklung in Auftrag gegeben wurde und 
aus Mitteln des Landes Hessen und des Europäischen 
Sozialfonds finanziert wird.
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Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder existieren seit mehr als 6 Jahrzehnten und sind die bedeutendsten 
Datenproduzenten in Deutschland. So breit gefächert die Bereiche sind, in denen hier Statistiken erhoben werden, so 
verschieden sind auch die Nutzer der amtlichen Daten. Zu den Hauptanwendern der Daten zählen die Politik, die Medien 
und Bürger, nicht zuletzt aber auch die Wissenschaft. Aus den immer komplexer werdenden sozialen, ökonomischen 
und umweltrelevanten Herausforderungen in unserer Gesellschaft ergeben sich für die Wissenschaft immer differen-
ziertere Forschungsfragen. Aggregierte Ergebnisse oder Tabellen reichen zur Beantwortung solcher Fragestellungen 
häufig nicht mehr aus. Von der Wissenschaft werden Einzeldaten benötigt. Der komfortable Zugang der Wissenschaft 
zu faktisch anonymen Einzeldaten über die Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der Län-
der ist mittlerweile — sowohl für die Forschung als auch für die amtliche Statistik selbst — zu einer Selbstverständlichkeit 
geworden. Aber was heute selbstverständlich ist, erschien noch im Jahr 2001 kaum vorstellbar. Die Nachfrage nach 
Einzeldaten für Forschungszwecke war auch vor 10 Jahren nicht neu, die Hürden, die es in der Vergangenheit von der 
Wissenschaft beim Zugang zu diesen Informationen zu nehmen galt, waren allerdings hoch. Vor 10 Jahren — im März 
2001 — wurde ein Gutachten vorgelegt, das auf diesen Mangel bei der „informationellen Infrastruktur“ aufmerksam 
machte. Dieses Gutachten stellt einen bedeutenden Meilenstein für die Einrichtung von Forschungsdatenzentren (FDZ) 
bei Datenproduzenten wie den statistischen Ämtern dar. 

Der folgende Beitrag nimmt das zehnjährige Jubiläum des Gutachtens zum Anlass, die Entwicklung der informationellen 
Infrastruktur in Deutschland nachzuzeichnen und richtet dabei den Blick insbesondere auf die amtliche Statistik. 

10 Jahre „Wege zu einer besseren informationellen 
Infrastruktur“

(Tel: 0611 3802-838 . E-Mail: arichter@statistik-hessen.de)Alexander  R i c h t e r     

Hintergrund

Am 13. März 2001 wurde ein im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) erstell-
tes Gutachten vorgelegt, das sich mit den damaligen 
Beschränkungen für die empirisch forschende Wis-
senschaft beim Zugang zu statistischen Einzeldaten 
beschäftigte. Neben einer bloßen Bestandsaufnahme 
der damaligen Situation enthielt das Gutachten auch 
Lösungsvorschläge, die in der Folge von Datenprodu-
zenten wie den Statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder aufgegriffen wurden. Ein weiterer zentraler 
Punkt des Gutachtens war die Empfehlung einer gene-
rellen Verbesserung von Kommunikation und Koopera-
tion zwischen Wissenschaft und Statistik. Das Gutachten 
mit dem Titel „Wege zu einer besseren informationellen 
Infrastruktur“ war das Ergebnis der 1999 vom BMBF 
eingesetzten „Kommission zur Verbesserung der infor-
mationellen Infrastruktur zwischen Wissenschaft und 
Statistik“ (KVI). Im Auftrag der damaligen Bundesminis-
terin für Bildung und Forschung Bulmahn sollte die KVI 
mit dem Gutachten klären, ob die informationelle In-
frastruktur in Deutschland noch zeitgemäß ist und den 
gewandelten Anforderungen der Wissenschaft gerecht 
wird1).

Anforderungen der Wissenschaft

Heute stellt sich in diesem Zusammenhang fast auto-
matisch die Frage, inwiefern sich die Anforderungen 
der Wissenschaft an die amtliche Statistik in der Vergan-
genheit gewandelt haben und worin Gründe für diesen 
Wandel lagen. 

Das Bundesstatistikgesetz und die jeweiligen Landes-
statistikgesetze sehen eine Verpflichtung der amtlichen 
Statistik zur Veröffentlichung und Darstellung von sta-
tistischen Ergebnissen vor. Daher fasst die amtliche Sta-
tistik die statistischen Informationen als öffentliches Gut 
auf und stellt diese der breiten Öffentlichkeit über das 
Internet (z. B. als Online-Standardprodukt) kostenfrei 
zur Verfügung. Daneben werden von den statistischen 
Ämtern für spezielle Zielgruppen auch Standardproduk-
te in gedruckter Form oder auf Datenträgern, in denen 
statistische Daten in besonderer Weise zusammengetra-
gen und vertiefend dargestellt bzw. analysiert werden, 
erstellt. Diese werden zur Deckung der Herstellungs- 
und Versandkosten in der Regel gegen Entgelt abgege-
ben. In beiden Fällen erhält der Nutzer die Ergebnisse 
in aggregierter und standardisierter Form. Sofern diese 
Standardangebote nicht ausreichen, können bei den 
statistischen Ämtern Sonderauswertungen in Auftrag 
gegeben werden. Solche Sonderauswertungen sind al-
lerdings aufwändig und damit für den Nutzer auch teu-
er. Zudem reichen die erzeugten Ergebnisse zur Beant-

1) Vgl. Kommission zur Verbesserung der informationellen Infrastruktur 
zwischen Wissenschaft und Statistik (Hrsg.): Wege zu einer besseren in-
formationellen Infrastruktur, Baden-Baden, 2001, S. 9 f.
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wortung komplexer Forschungsfragen oftmals nicht aus. 
Für eine tiefgehende Beurteilung gesellschaftlicher und 
ökonomischer Zusammenhänge bedarf es meist des  
Blickes „hinter“ einen aggregierten Wert. Dies gilt z. B. 
für die Beantwortung von Fragestellungen, die sich mit 
bestimmten Teilgruppen aus Wirtschaft und Gesellschaft 
beschäftigen2). Darüber hinaus gewinnen aber auch Da-
ten für kleinräumige Untersuchungen oder georeferen-
zierte Daten immer mehr an Bedeutung. 

Um aus dem vorhandenen Datenmaterial die benötig-
ten Informationen zu erhalten, bedarf es einer Vielzahl 
unterschiedlicher wissenschaftlicher Methoden3). Für die 
meisten heute benutzten statistischen Methoden und 
Verfahren ist die Verwendung aggregierter Ergebnisse, 
die in Form von Tabellen oder Makrodaten weitergege-
ben werden, aber schlichtweg ungeeignet. Zur umfas-
senden Beantwortung aktueller Fragestellungen werden 
von der Wissenschaft Einzeldaten benötigt. 

Technische Rahmenbedingungen für die Nutzung 
von Einzeldaten

Die benötigten Einzeldaten sind in großem Umfang bei 
Datenproduzenten wie den Statistischen Ämtern des 
Bundes und der Länder, der Bundesagentur für Arbeit 
oder den Rentenversicherungsträgern vorhanden. Spe-
ziell die Einzeldaten der amtlichen Statistik umfassen 
dabei eine Vielzahl verschiedener Themengebiete. So 
werden neben Wirtschafts-, Bevölkerungs- und Sozial-
statistiken beispielsweise auch Informationen über ener-
gie- und umweltpolitische Sachverhalte oder Daten zur 
Landwirtschaft, Bildung und Rechtspflege erhoben.   

Die Einzeldaten der großen Datenproduzenten haben 
erhebliche Vorteile gegenüber Erhebungen, wie sie 
etwa von Forschungsinstituten durchgeführt werden. So 
lassen sich dank regelmäßig wiederkehrender Erfassung 
und oftmals über lange Zeiträume konstant bleibende 
Merkmalskataloge Veränderungen im Zeitablauf beson-
ders gut abbilden. Die Daten der amtlichen Statistik sind 
in vielen Fällen Sekundärerhebungen. Das heißt, dass 
die Informationen nicht von den statistischen Ämtern 
selbst erfasst werden, sondern vielfach aus Verwaltungs-
prozessen anderer Institutionen stammen. So erfolgt in 

Deutschland beispielsweise die Meldung von Eheschlie-
ßungen, Geburten oder Sterbefällen bei den Standes-
ämtern. Die dort erfassten Informationen, die für die Er-
stellung der Statistiken zur natürlichen Bevölkerungsbe-
wegung von Bedeutung sind, werden in der Folge von 
den Standesämtern an die statistischen Landesämter 
weitergeleitet4). Ebenso werden z. B. auch Angaben für 
die Erstellung von Steuerstatistiken nicht durch Direktbe-
fragungen der statistischen Ämter gewonnen. Die für die 
Durchführung der Steuerstatistiken benötigten Angaben 
fallen vielmehr bei den zuständigen Finanzämtern im 
Rahmen der Besteuerung an und werden von diesen an 
die statistischen Landesämter übermittelt. Antwortaus-
fälle, wie es sie beispielsweise bei vielen sozialwissen-
schaftlichen Erhebungen gibt, sind hier unbekannt5). 

Viele amtliche Statistiken stellen Vollerhebungen dar 
oder basieren — wie beispielsweise der Mikrozensus — 
auf sehr großen Stichproben. Im Ergebnis umfassen die 
amtlichen Daten eine hohe Anzahl an Fällen. Kurz ge-
sagt, Daten der amtlichen Statistik sind Massendaten. 
Waren vor ein paar Jahrzehnten Datenbestände, die zum 
Teil aus mehreren Millionen Einzeldatensätzen bestehen, 
nur mit großem Aufwand handhabbar und mussten um-
ständlich am Großrechner ausgewertet werden, spielen 
solche Probleme im Zeitverlauf eine immer geringere 
Rolle. Im Jahr 2001, also dem Jahr, in dem das Gutach-
ten vorgelegt wurde, stellte auch ein großes Datenvolu-
men für die Auswertung von Einzeldaten keine wirkliche 
Hürde mehr dar. Auch umfangreiche Einzeldatensätze 
konnten nun relativ einfach am PC analysiert werden. 
Hierzu hatte, neben einer verbesserten Hardware, auch 
die Entwicklung und Verbesserung entsprechender Soft-
warepakete ihren Beitrag geleistet. Seit den Achtziger-
jahren des letzten Jahrhunderts sind Programmpakete 
zur Analyse großer Datenmengen nicht mehr nur für 
Großrechner, sondern auch für den PC verfügbar. Die 
statistischen Standardprogramme verfügen neben Kom-
mandozeilen zur Eingabe einer Programmsyntax heute 
in der Regel auch über intuitive Menüsteuerungen. Eine 
Auswertung von Einzeldatensätzen mit diesen Statistik-
paketen stellt somit selbst für Nutzer, die im Umgang 
mit den programmeigenen Syntax-Codes nicht vertraut 
sind, kein großes Problem dar. Zugleich gibt es mittler-
weile frei verfügbare und kostenlose Alternativen zu den 
kommerziellen Statistikpaketen. Mit den gewonnenen 
technischen Möglichkeiten für die Auswertung amtlicher 
Mikrodaten stieg im Ergebnis auch die Nachfrage der 
Wissenschaft nach diesen Daten.

Rechtliche Rahmenbedingungen für die Bereitstellung 
von Einzeldaten

Neben dem Bedarf der Wissenschaft und den vorhan-
denen technischen Möglichkeiten ist im Zusammenhang 
mit dem Zugang zu Einzeldaten der amtlichen Statistik 

2) Vgl. Zühlke, S.; Zwick, M.; Scharnhorst, S.; Wende, T.: Die Forschungs-
datenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, In: 
Statistische Analysen und Studien NRW, Band 13, Düsseldorf, 2004, S. 3.
3) Vgl. Bauer, P.: Das Forschungsdatenzentrum der Statistischen Landes-
ämter — Ein Beitrag zur Verbesserung der informationellen Infrastruktur 
zwischen Wissenschaft und Statistik. In: Rolf, G.; Zwick, M.; Wagner, G. 
(Hrsg.): Fortschritte der informationellen Infrastruktur in Deutschland 
— Festschrift für Johann Hahlen zum 65. Geburtstag und Hans-Jürgen 
Krupp zum 75. Geburtstag, Baden-Baden, 2008, S. 159.
4) Vgl. Richter, A.: Einzeldaten der Bevölkerungsstatistik — Die natürliche 
Bevölkerungsbewegung in Deutschland. In: Statistische Monatshefte 
Rheinland-Pfalz, Heft 7/2006, S. 410 ff.
5) Vgl. Wirth H.; Müller, W.: Mikrodaten der amtlichen Statistik — Ihr Poten-
zial in der empirischen Sozialforschung. In: Diekmann, A. (Hrsg): Metho-
den der Sozialforschung, Wiesbaden, 2006, S. 98.
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In der Bundesrepublik gelten sowohl das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung als auch die Freiheit 
von Wissenschaft und Forschung8). Diesem scheinbaren 
Widerspruch wurde mit der erneuten Novellierung des 
Bundesstatistikgesetzes im Jahr 1987 Rechnung getra-
gen. § 16 Abs. 6 erlaubte es den statistischen Ämtern 
von Bund und Ländern nun, der unabhängigen wissen-
schaftlichen Forschung den Zugang zu Einzeldaten für 
Forschungsprojekte zu ermöglichen, sofern die Daten 
„nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an 
Zeit, Kosten und Arbeitskraft“ zugeordnet werden kön-
nen  —  also faktisch anonym sind  —  und die Empfän-
ger entsprechend verpflichtet wurden. Seit 1987 gab 
es damit eine rechtliche Grundlage für den Zugang der 
Wissenschaft zu Einzeldaten der amtlichen Statistik, das 
sogenannte „Wissenschaftsprivileg“.

Zugangsmöglichkeiten in den Neunzigerjahren

Auch wenn die damaligen technischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen für einen verbreiteten Zugang zu 
amtlichen Einzeldaten für Forschungszwecke sprachen, 
blieben die Möglichkeiten für die Wissenschaft in der 
Praxis weiter eingeschränkt. Von der amtlichen Statistik 
wurden für Forschungsprojekte zwar anonymisierte Ein-
zeldaten zur Verfügung gestellt, allerdings war die Da-
tenbereitstellung teilweise mit hohen Kosten verbunden 
und blieb auf wenige Statistiken beschränkt. Zumeist 
waren dies Statistiken, die im Zusammenhang mit haus-
halts- oder personenbezogenen Erhebungen standen, 
wie beispielsweise der Mikrozensus oder die Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe. Die Bereitstellung 
erfolgte in der Regel in Form faktisch anonymer Scien-
tific-Use-Files für die Off-Site-Nutzung, also die Nutzung 
außerhalb der Räume der amtlichen Statistik. Für Einzel-
daten aus den Wirtschaftsstatistiken, bei denen sich ins-
besondere bei tiefer räumlicher oder sachlicher Gliede-
rung die faktische Anonymität außerhalb der geschütz-
ten Räume der amtlichen Statistik kaum sicherstellen 
lässt, konnten keine Datensätze für die Off-Site-Nutzung 
zur Verfügung gestellt werden. In einigen Fällen bot sich 
für Wissenschaftler die Möglichkeit, auf Grundlage ge-

sonderter Vereinbarungen mit einem statistischen Lan-
desamt Einzeldaten innerhalb der geschützten Räume 
der amtlichen Statistik zu nutzen. Die Auswertung blieb 
dabei jedoch auf die Daten des jeweiligen Landesamtes 
beschränkt und war folglich nur für ein einzelnes Bun-
desland durchführbar9). Die Möglichkeit, amtliche Mi-
krodaten für das gesamte Bundesgebiet an einem Ort 
auszuwerten, bestand zu dieser Zeit nicht. Der Zugang 
zu Einzeldaten der amtlichen Statistik blieb somit in der 
Praxis mit großen Einschränkungen verbunden. 

Nicht nur die Beantwortung gesellschaftlich bedeutender 
Fragestellungen, sondern auch die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der empirischen Wirtschaftsforschung 
in Deutschland standen immer mehr auf dem Spiel. Zum 
Ende der Neunzigerjahre wurden daher insbesondere bei 
den Wirtschaftswissenschaftlern die Forderungen nach 
Lösungen für diese Beschränkungen immer lauter. Ein 
in dieser Zeit aufgekommener Vorschlag war es, Nutzern 
den Datenzugang in den statistischen Ämtern als soge-
nannte „One-Dollar-Men“ zu ermöglichen. Nach diesem 
Vorschlag hätten Datennutzer bei einem statistischen Amt 
für einen „symbolischen Dollar“ angestellt und entspre-
chend verpflichtet werden sollen. In der Folge sollten sie 
als „Mitarbeiter“ eines statistischen Amtes die Möglichkeit 
haben, Einzeldaten in den Räumen der amtlichen Statistik 
auszuwerten. Dieser Vorschlag wurde dann allerdings von 
den Datenschutzbeauftragten abgelehnt10). Und mehr als 
10 Jahre später erscheint diese Idee, auch nicht zuletzt mit 
Blick auf die allgegenwärtige Frage nach einer stabilen Fi-
nanzierung der heutigen Forschungsdatenzentren, eher 
kurios als praxisnah. 

Die Lage wird bewertet

Bei der Diskussion um die begrenzten Zugangsmöglich-
keiten zu Einzeldaten wurde darauf aufmerksam gemacht, 
dass ohne einen entsprechenden Datenzugang eine erfolg-
reiche Wirtschaftsforschung in der Bundesrepublik unmög-
lich ist11). Im Jahr 1998 setzte sich unter anderem der Wis-
senschaftsrat in einer Stellungnahme zu den Wirtschaftsfor-
schungsinstituten mit diesem Problem auseinander12).  

Was ist der Wissenschaftsrat und welche 
Aufgaben hat er?

Der Wissenschaftsrat (WR) wurde 1957 von Bund 
und Ländern eingerichtet, um einen Überblick über 
die wissenschaftliche Arbeit in Deutschland zu ge-
ben und die Bundes- bzw. Landesregierungen bei 
der inhaltlichen und strukturellen Entwicklung von 
Hochschulen, Wissenschaft und Forschung zu bera-
ten. Der WR setzt sich aus Wissenschaftlern, Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens sowie Vertretern 
der Bundes- und Landesregierungen zusammen. 
(http://www.wissenschaftsrat.de)

8) Vgl. ebd. S. 4.
9) Vgl. Wagner, J.: FiDASt Reloaded. In: Rolf, G.; Zwick, M.; Wagner, G. 
(Hrsg.): Fortschritte der informationellen Infrastruktur in Deutschland 
— Festschrift für Johann Hahlen zum 65. Geburtstag und Hans-Jürgen 
Krupp zum 75. Geburtstag, Baden-Baden, 2008, S. 370 f.
10) Vgl. Bauer, P.: Das Forschungsdatenzentrum der Statistischen Lan-
desämter — Ein Beitrag zur Verbesserung der informationellen Infrastruk-
tur zwischen Wissenschaft und Statistik. In: Rolf, G.; Zwick, M.; Wagner, 
G. (Hrsg.): Fortschritte der informationellen Infrastruktur in Deutschland 
— Festschrift für Johann Hahlen zum 65. Geburtstag und Hans-Jürgen 
Krupp zum 75. Geburtstag, Baden-Baden, 2008, S. 163.
11) Vgl. Hauser, R.; Wagner, G.; Zimmermann, F.: Memorandum: Erfolgs-
bedingungen empirischer Wirtschaftsforschung und empirisch gestütz-
ter Wirtschafts- und sozialpolitischer Beratung — IZA Discussion Paper 
No. 14, Bonn, 1998, S3.
12) Vgl.: Wissenschaftsrat (Hrsg.): Stellungnahme zu den Wirtschaftsfor-
schungsinstituten der Blauen Liste in den alten Bundesländern — Allge-
meine Gesichtspunkte, Berlin, 1998, S. 13 ff.
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Im Jahr 1999 wurde vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung die Kommission zur Verbesserung der 
informationellen Infrastruktur (KVI) eingesetzt. Sie hatte 
die Aufgabe, eine umfassende Bestandsaufnahme der 
Situation durchzuführen und Vorschläge für eine Verbes-
serung vorzulegen. Das Ergebnis war das vor 10 Jahren 
vorgelegte Gutachten „Wege zu einer besseren informa-
tionellen Infrastruktur“, in dem die KVI auf die Notwen-
digkeiten von erleichterten Zugangswegen zu Einzelda-
ten der amtlichen Statistik hinwies. Die KVI machte auch 
darauf aufmerksam, dass das vorhandene Informations-
angebot in Deutschland zwar durchaus umfassend, aber 
gleichzeitig auch sehr unübersichtlich sei. Die amtlichen 
Daten würden in erster Linie für administrative Zwecke 
erhoben, sachgerechte Informationen für wissenschaft-
liche Datennutzer würden vielfach fehlen. Neben gere-
gelten Zugangswegen bedürfe es daher auch entspre-
chender Datendokumentationen, die der Wissenschaft 
Informationen über Erhebungs- und Aufbereitungsver-
fahren liefern. 

Der Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten

Die KVI wies in ihrem Gutachten auch darauf hin, dass 
es einer Verbesserung bei der Kommunikation und 
Kooperation zwischen Wissenschaft und Statistik be-
dürfe. In diesem Zusammenhang empfahl die KVI die 
Einrichtung eines Rates für Sozial- und Wirtschaftdaten 
(RatSWD), der die „Aufgabe (haben soll), die Dateninf-
rastruktur in Deutschland zu bewerten, weiterzuentwi-
ckeln sowie für Bund und Länder Empfehlungen zum 
Programm der wissenschaftsgetragenen Statistik und 
dessen Finanzierung zu erarbeiten“13). 

Nachdem im Jahr 2001 ein Gründungsausschuss für 
den RatSWD eingerichtet worden war, wurde der Rat 
im Jahr 2004 erstmalig vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung berufen. Ein wesentliches Ziel 
des RatSWD ist es heute, „die Situation der empirischen 
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften nachhaltig zu 
verbessern und zu ihrer internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit beizutragen“14).Der RatSWD setzt sich sowohl 
aus Vertretern der Wissenschaft als auch der Datenpro-
duzenten zusammen. Die Statistischen Ämter des Bun-
des und der Länder sind als größte Datenproduzenten 
in Deutschland von Beginn an Mitglieder im Rat. Das 
Statistische Bundesamt wird durch seinen Präsidenten 
Roderich Egeler vertreten. Die statistischen Ämter der 
Länder vertritt seit Gründung des Rates der Präsident 
des Hessischen Statistischen Landesamtes, Herr Eckart 
Hohmann.

Einrichtung von Forschungsdaten- und 
Datenservicezentren

Eine Aufgabe des RatSWD ist die Weiterentwicklung und 
Bewertung der informationellen Infrastruktur in Deutsch-
land. Hierbei kommt bereits dem Gründungsausschuss 
des Rates eine entscheidende Rolle zu, denn dieser hat 
die Einrichtung von Forschungsdatenzentren (FDZ) bei 
den Datenproduzenten angeregt. Zu den ersten FDZ, 
die in Deutschland zwischen 2001 und 2004 eingerich-
tet wurden, zählen neben dem FDZ des Statistischen 
Bundesamtes und dem der statistischen Landesämter 
auch das FDZ der Bundesagentur für Arbeit im Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sowie das FDZ 
der Deutschen Rentenversicherung Bund. Daneben wur-
den auch zwei Datenservicezentren (DSZ) eingerichtet. 
Eines bei der Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infra-
struktureinrichtungen (GESIS) und eines beim Institut zur 
Zukunft der Arbeit (IZA). Allen ist gemein, dass diese in 
ihrer Starphase vom BMBF mit Anschubfinanzierungen 
gefördert wurden. Mittlerweile sind die genannten FDZ 
und DSZ nicht mehr die einzigen Einrichtungen dieser 
Art in Deutschland. Heute, 10 Jahre nach Vorlage des 
Gutachtens der KVI, gibt es bereits 15 FDZ und 3 DSZ.  

Die FDZ und DSZ werden vom RatSWD akkreditiert. Für 
die Akkreditierung müssen von den FDZ und DSZ be-
stimmte Kriterien erfüllt werden. Welche Anforderungen 

13) Kommission zur Verbesserung der informationellen Infrastruktur zwi-
schen Wissenschaft und Statistik (Hrsg.): Wege zu einer besseren infor-
mationellen Infrastruktur, Baden-Baden, 2001, S. 27.
14) http://www.ratswd.de/rat/aufgaben.php (Abruf vom 27. Januar 2011).

Was sind Forschungsdatenzentren, was sind Daten-
servicezentren?

Forschungsdatenzentren (FDZ) sind Einrichtungen 
von Datenproduzenten. Unter Wahrung der recht-
lichen Bestimmungen haben FDZ die Aufgabe, der 
Wissenschaft einen einfachen und transparenten 
Zugang zu Einzeldaten zu ermöglichen. Dies kann 
durch die Bereitstellung von faktisch anonymisierten 
Scientific-Use-Files oder die Bereitstellung faktisch 
anonymisierter Daten an einem Gastwissenschaft-
lerarbeitsplatz erfolgen. Lassen sich Daten nicht an-
gemessen anonymisieren, besteht in der Regel die 
Möglichkeit, Auswertungen über eine kontrollierte 
Datenfernverarbeitung durchzuführen. In diesem 
Fall sendet der Datennutzer ein Auswertungspro-
gramm (Syntax) an das FDZ und erhält in der Folge 
vollständig anonymisierte Analyseergebnisse.

Datenservicezentren (DSZ) sind Einrichtungen au-
ßerhalb der Institutionen großer Datenproduzenten, 
die empirisch forschende Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaftler durch bestimmte Serviceleistungen 
unterstützen. Zu den Serviceleistungen können bei-
spielsweise die Erstellung umfassender Datendoku-
mentationen, die Archivierung von Daten oder die 
Schulung von Nutzern im Umgang mit Daten zählen. 
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muss ein Forschungsdatenzentrum also grundsätzlich 
erfüllen? 

Die Hauptaufgabe eines FDZ ist ein erleichterter Zugang 
zu Daten für wissenschaftliche Nutzer unter Wahrung der 
geltenden (datenschutz-)rechtlichen Regelungen. Das 
FDZ stellt damit eine Serviceeinrichtung eines Datenpro-
duzenten dar. In der Bundesrepublik gilt die Freiheit von 
Wissenschaft und Forschung. Somit darf durch ein FDZ 
keine inhaltliche Bewertung eines wissenschaftlichen 
Projektes vorgenommen werden. Alle Nutzer sind folg-
lich — unabhängig von ihrer jeweiligen Fragestellung — 
gleichberechtigt zu behandeln. 

Um die Mikrodaten, die ausgewertet werden sollen, kor-
rekt interpretieren zu können, bedarf es Informationen, 
die eine korrekte Deutung von statistischen Daten er-
möglichen, wie  beispielsweise die Darstellung von Er-

hebungsmethodiken oder Merkmalsdefinitionen15). Eine 

Aufgabe von FDZ ist es daher ebenfalls, solche Zusatzin-

formationen — sogenannte Metadaten — für die wissen-

schaftlichen Nutzer zu erstellen und diesen zugänglich 

zu machen.

Für die Akkreditierung der FDZ spielt des Weiteren die 

aktive Beteiligung an der wissenschaftlichen Diskussion 

eine wichtige Rolle. Die FDZ verpflichten sich, diese Kri-

terien zu erfüllen und sind dem RatSWD jährlich rechen-

schaftspflichtig16). 

Das FDZ der statistischen Ämter der Länder

Das FDZ des Statistischen Bundesamtes und das der 

statistischen Ämter der Länder gehören zu den FDZ der 

ersten Stunde. Dabei ist das FDZ der statistischen Landes-

ämter mit seinen bundesweit 18 Standorten17) das größte 

FDZ in Deutschland. Das FDZ ist eine Arbeitsgemeinschaft 

aller 14 statistischen Landesämter. Aufgaben und Arbeits-

weise sind im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung 

festgelegt, die im April 2002 mit der Gründung des FDZ 

verabschiedet wurde. 

Mit der Einrichtung eines gemeinsamen FDZ haben die 

statistischen Ämter der Länder als größte Datenproduzen-

Forschungsdaten- und Datenservicezentren in Deutschland

Forschungsdatenzentren (FDZ) Standorte

FDZ der statistischen Ämter der Länder Wiesbaden, Kiel, Schwerin, Hamburg, Bremen, Berlin 
Mitte, Berlin Alt-Friedrichsfelde, Potsdam, Hannover, Halle 
(Saale), Düsseldorf, Kamenz, Dresden, Erfurt, Bad Ems, 
Saarbrücken, Stuttgart, München

FDZ des Statistischen Bundesamtes Wiesbaden, Berlin, Bonn

FDZ der Bundesagentur für Arbeit im Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Nürnberg 1)

FDZ der Deutschen Rentenversicherung Bund Berlin, Würzburg

FDZ im Bundesinstitut für Berufsbildung Bonn

FDZ am Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen Berlin

FDZ des Sozio-oekonomischen Panels Berlin

FDZ ALLBUS bei GESIS Berlin, Bonn, Köln, Mannheim

FDZ „Internationale Umfrageprogramme“ bei GESIS Berlin, Bonn, Köln, Mannheim

FDZ „Wahlen“ bei GESIS Berlin, Bonn, Köln, Mannheim

FDZ Survey of Health, Ageing and Retirement in Europe — SHARE Mannheim

FDZ Deutscher Alterssurvey Berlin

FDZ PsychData des Leibniz-Zentrums für Psychologische Information und Dokumentation Trier

FDZ Panel Analysis of Intimate Relationships and Family Dynamics — PAIRFAM Bremen, Chemnitz, Mannheim

FDZ RWI Essen

Datenservicezentren (DSZ) Standorte

German Microdata Lab (GML) Servicezentrum für Mikrodaten des Leibniz-Instituts für 
Sozialwissenschaften (GESIS) / MISSY

 
Berlin, Bonn, Köln, Mannheim

Internationales Datenservicezentrum des Forschungsinstituts zur Zukunft der Arbeit (IZA) Bonn

Datenservicezentrum Betriebs- und Organisations-Daten (DSZ-BO) Bielefeld

Quelle: http://www.ratswd.de/dat/fdz.php (Abruf vom 10. Februar 2011). 
1) In diesen Tagen läuft das Pilot-Projekt „PFiF“ (Projekt FDZ im FDZ) an, bei dem in einem ersten Versuch der Zugang zu Daten des FDZ IAB auch in 
den Standorten Berlin, Bremen, Dresden und Düsseldorf des FDZ der statistischen Ämter der Länder getestet wird. Das FDZ des IAB nutzt damit als 
erstes das dichte Netzwerk von Standorten des Forschungsdatenzentrums der statistischen Ämter der Länder. 

15) Vgl. Richter, A.; Weil, S.: Metadaten — Eine Grundlage für die Auswer-
tung amtlicher Statistiken durch die Wissenschaft. In: Statistische Monats-
hefte Rheinland-Pfalz, Heft 1/2005, S. 14 ff.
16) Vgl. RatSWD (Hrsg.): Kriterien des Rates für Sozial- und Wirtschafts-
daten (RatSWD) für die Einrichtung der Forschungsdaten-Infrastruktur, 
Berlin, 2010. 
17) Standorte: Wiesbaden, Kiel, Schwerin, Hamburg, Bremen, Berlin 
Mitte, Berlin Alt-Friedrichsfelde, Potsdam, Hannover, Halle (Saale), Düs-
seldorf, Kamenz, Dresden, Erfurt, Bad Ems, Saarbrücken, Stuttgart, Mün-
chen.
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ten Deutschlands eine Dateninfrastruktur geschaffen, die 
sich nicht nur durch ein dichtes regionales Netzwerk, son-
dern vor allem auch durch ein fachlich breites Angebot 
auszeichnet. So sind bisher Daten aus über 80 Statistiken, 
über zum Teil lange Erhebungszeiträume, für die wissen-
schaftliche Forschung verfügbar. Das Datenangebot wird 
dabei ständig erweitert. Um für diesen großen Umfang an 
Daten eine zügige Bereitstellung für Nutzeranfragen oder 
die Erstellung ausführlicher Metadaten gewährleisten zu 
können, haben 13 statistische Landesämter die Zustän-
digkeit für einzelne Statistiken bzw. Statistikbereiche im 
FDZ übernommen. 

Die Erarbeitung fachlicher Konzepte oder die Klärung recht-
licher Fragen erfolgt  in enger Abstimmung mit dem FDZ 
des Statistischen Bundesamtes. Die gute Kooperation zwi-
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Regionale Standorte des FDZ
der statistischen Ämter der Länder 

schen beiden FDZ zeigt sich aber auch bei der gemeinsa-
men Erstellung von Scientific-Use-Files oder CAMPUS-Files. 

Mit den CAMPUS-Files haben die FDZ vollständig ano-
nyme Datensätze für die statistische Methodenlehre in 
den Hochschulen entwickelt und damit Möglichkeiten 
für eine bessere Ausbildung der Studierenden geschaf-
fen. Die Forderungen nach solchen Datensätzen wurden 
von der Wissenschaft bereits vor Einrichtung der KVI ge-
äußert und fanden sich auch in dem vor 10 Jahren vor-
gelegten Gutachten wieder18). 

Verbesserung des Analysepotenzials durch 
Datenintegration

Einen innovativen Weg bei der Verbesserung der infor-
mationellen Infrastruktur verfolgen die FDZ seit einiger 
Zeit auch mit der Integration von Daten. Dabei werden 
Daten unterschiedlicher Statistiken miteinander kombi-
niert. Hierdurch besteht die Möglichkeit, für die Analy-

18) Vgl. Hauser, R.; Wagner, G.; Zimmermann, F.: Memorandum: Erfolgs-
bedingungen empirischer Wirtschaftsforschung und empirisch gestütz-
ter wirtschafts- und sozialpolitischer Beratung — IZA Discussion Paper No. 
14, Bonn, 1998, S. 13.

HSL 16/11
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se vornehmlich ökonomischer Zusammenhänge Infor-
mationen aus verschiedenen Statistiken gemeinsam zu 
nutzen. Eine Datenintegration ist im Querschnitt, aber 
auch im Längsschnitt möglich. Durch die Zusammenfüh-
rung von Einzeldaten verschiedener Erhebungswellen 
im Längsschnitt kann vor allem dem steigenden Bedarf 
nach Panel-Datensätzen nachgekommen werden. 

Mit einer Integration von Datensätzen lässt sich der Ana-
lysegehalt erhobener Mikrodaten deutlich erhöhen. 
In der Folge können auch sehr komplexe Forschungs-
fragen beantwortet werden. Durch die Integration von 
Daten ist es aber auch möglich, zusätzliche statistische 
Erhebungen zu vermeiden und so nicht nur Kosten zu 
sparen, sondern vor allem die Auskunftgebenden vor zu-
sätzlichen Belastungen zu bewahren. Die Integration von 
Daten wird daher nicht nur von der Wissenschaft gefor-
dert, sondern sie wurde bei der Evaluation des FDZ der 
Statistischen Landesämter im Jahr 2006 von einer Gut-
achtergruppe auch ausdrücklich empfohlen19). Mit dem 
2005 neu gefassten § 13a Bundesstatistikgesetz hat der 
Gesetzgeber hierfür die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen geschaffen.

Blieb die Möglichkeit zur Integration von Daten in der 
Vergangenheit von der amtlichen Statistik weitestge-
hend ungenutzt, haben die FDZ der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder diese Chance vor einiger 
Zeit ergriffen. Mit dem Projekt Amtliche Firmendaten für 
Deutschland (AFiD) des FDZ der statistischen Landesäm-
ter konnten Einzeldaten der Wirtschafts- und Umweltsta-
tistiken im Längs- und Querschnitt über das Unterneh-
mensregister integriert werden. Im Projekt Kombinierte 
Firmendaten für Deutschland (KombiFiD) werden erst-
malig Datensätze erstellt, bei denen Erhebungen ver-
schiedener Institutionen miteinander kombiniert wer-
den. Neben Daten der amtlichen Statistik werden hier 
auch Informationen der Bundesagentur für Arbeit und 
der Deutschen Bundesbank verwendet. Insbesondere 
mit Blick auf die Erzeugung von Längsschnittdatensät-
zen ist an dieser Stelle auch das Projekt „Wirtschaftssta-
tistische Paneldaten und faktische Anonymisierung“ zu 
nennen. 

Zukünftige Herausforderungen

Beide FDZ sind heute etablierte Schnittstellen zwischen 
Wissenschaft und amtlicher Statistik. Am 1. April 2012 
wird das FDZ der statistischen Landesämter 10 Jahre 

bestehen. Das FDZ des Statistischen Bundesamtes wird 

sein zehnjähriges Bestehen bereits im Herbst dieses Jah-

res feiern. Nach dem Rückblick auf die bisherige, sehr 

erfolgreiche Entwicklung der informationellen Infrastruk-

tur erscheint an dieser Stelle ein Ausblick in die Zukunft 

angebracht. Als Dienstleistungseinrichtungen müssen 

sich die FDZ in hohem Maße an den Bedürfnissen ihrer 

Nutzer orientieren. Wie also könnte der Bedarf der Da-

tennutzer in Zukunft aussehen und wo liegen zukünftige 

Herausforderungen für die FDZ der amtlichen Statistik?

Im Januar dieses Jahres fand in Wiesbaden die 5. Kon-

ferenz für Sozial- und Wirtschaftsdaten statt. Betrachtet 

man die hier in Vorträgen vorgestellten und in Foren 

diskutierten Themen, lassen sich ein paar Anhaltspunkte 

für die Beantwortung der aufgeworfenen Frage ableiten. 

Als eine Herausforderung darf sicherlich die zunehmen-

de Nachfrage nach Geodaten bzw. die Georeferenzie-

rung von Mikrodaten und die Tendenz zu kleinräumli-

chen Untersuchungen gesehen werden. Eine andere 

Herausforderung wird auch weiterhin die Verbesserung 

bestehender bzw. die Entwicklung neuer Zugangswege 

zu den Einzeldaten der amtlichen Statistik bleiben. Die 

Bedeutung der On-Site-Nutzung — also die Datenaus-

wertung an einem Gastwissenschaftlerarbeitsplatz oder 

mittels kontrollierter Datenfernverarbeitung (KDFV) — ist 

mit einem Anteil von 75 % sehr hoch. Um insbesondere 

bei der KDFV die Bearbeitungszeiten so kurz wie mög-

lich zu halten, wird derzeit in den FDZ der Statistischen 

Ämter des Bundes und der Länder an der Erstellung von 

syntaktisch und semantisch validen Strukturdatensätzen 

geforscht. Mit diesen verbesserten Strukturdatensätzen 

sollen die Wissenschaftler nicht nur testen können, ob 

Programme für die KDFV fehlerfrei ablaufen, sondern sie 

sollen vor allem auch Hinweise darauf erhalten, ob sta-

tistische Modelle zutreffen. Ein mögliches langfristiges 

Ergebnis dieser Forschung wäre die Erzeugung synthe-

tischer Daten, die den Grundstein für ein „echtes“ Fern-

rechnen20) legen könnten.  

Sei es die ständige Erweiterung des Datenangebotes 

um aktuelle Berichtsjahre, die Erstellung weiterer inte-

grierter Datensätze oder die Bereitstellung von neuen 

Erhebungen, wie dem Zensus 2011, für den bereits jetzt 

bei der Wissenschaft erhebliche Nachfrage besteht, — 

der kontinuierliche Ausbau des Datenangebots wird bei 

den FDZ weiterhin eine entscheidende Rolle spielen.

Vor dem Hintergrund der hier genannten Punkte und 

mit Blick auf die immer komplexer werdenden Analysen 

durch die Wissenschaft wird die größte Herausforderung 

für die FDZ jedoch auch in Zukunft bei der Sicherstellung 

der statistischen Geheimhaltung liegen. Denn nur wenn 

diese garantiert ist, ist auch eine Weiterentwicklung der 

FDZ möglich. 

19) Vgl.: Malchin, A.; Pohl, R.: Firmendaten der amtlichen Statistik — Da-
tenzugang und neue Entwicklungen im Forschungsdatenzentrum, In: 
DIW Berlin (Hrsg.): Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung 76 (2007), 
S. 13 ff.
20) Unter „echtem“ Fernrechnen werden hier Möglichkeiten verstanden, 
bei denen die Wissenschaft vom eigenen Arbeitsplatz in der wissen-
schaftlichen Einrichtung aus über einen Server rund um die Uhr Analy-
sen durchführen kann und binnen kurzer Zeit automatisch geprüfte und 
vollständig anonyme Ergebnisse erhält.
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Fazit

Die FDZ sind heute eine unverzichtbare Schnittstelle zwi-
schen Wissenschaft und öffentlichen Datenproduzenten. 
Diese Entwicklung war noch im Jahr 2001 kaum vor-
stellbar, denn es bestand ein deutliches Missverhältnis 
zwischen dem Bedarf der empirisch forschenden Wis-
senschaft nach gut dokumentierten Einzeldaten und ent-
sprechenden Zugangsmöglichkeiten zu diesen Daten. 
Auf dieses Missverhältnis machte vor 10 Jahren ein Gut-
achten der KVI aufmerksam, das als ein Meilenstein auf 
dem Weg zur Einrichtung von FDZ bei den öffentlichen 
Datenproduzenten angesehen werden kann. Dieses 

Gutachten hat auch den Weg für die FDZ der amtlichen 
Statistik bereitet. 

Beide FDZ sind heute zweifellos ein enormer Erfolg. Sie 
müssen jedoch auch zukünftig den schwierigen Aus-
gleich zwischen den stetig wachsenden Anforderungen 
der Datennutzer und den bestehenden Geheimhal-
tungsbestimmungen leisten. Eine dauerhafte Finanzie-
rung der FDZ ist noch immer nicht abschließend geklärt. 
Auch wenn heute, 10 Jahre nach Vorlage des Gutach-
tens, die FDZ der amtlichen Statistik von vielen als selbst-
verständlich angesehen werden, sind diese noch längst 
keine Selbstverständlichkeit.

Die vorliegende Publikation enthält Informationen zu allen Einrichtungen, die zur statio-

nären Versorgung beigetragen haben (sofern ihre Zustimmung für eine Veröffentlichung 

vorlag); z. B. Anschriften (einschl. Telefon- und Faxnummern), Träger der Einrichtung, Fach-

abteilungen, jahresdurchschnittlich aufgestellte Betten. Der Nachweis erfolgt getrennt nach 

Krankenhäusern (gut 2200 Einrichtungen) und nach Vorsorge- oder Rehabilitationseinrich-

tungen (knapp 1400 Einrichtungen). Die Einrichtungen sind nach Ländern, Regierungsbe-

zirken und Landkreisen sortiert. 

Das Verzeichnis wird als ZIP-Datei über E-Mail versandt.

Verzeichnis der Krankenhäuser,  
Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen

W_158

Zu beziehen direkt vom
Hessischen Statistischen Landesamt, 65175 Wiesbaden

Telefon: 0611 3802-951 · Fax: 0611 3802-992
E-Mail: vertrieb@statistik-hessen.de · Internet: www.statistik-hessen.de

Aktuelle Angaben über die neuesten Ausgaben sowie Preise finden Sie im Internet oder nehmen Sie direkt Kontakt mit uns auf. 
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Zum 1. Januar 2003 wurde das Gesetz der bedarfsorientierten Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(GSiG) zunächst als eigenständiges Gesetz eingeführt. Mit der Einführung dieser Leistung wollte man die versteckte bzw. 
verschämte Altersarmut verhindern. Viele alte Menschen beantragten keine Sozialhilfe, da sie befürchteten, dass ihre 
Kinder in Regress genommen würden. Im Gegensatz zu anderen Sozialleistungen erfolgt bei der Grundsicherung ein 
Unterhaltsrückgriff erst ab einem Jahreseinkommen von 100 000 Euro. Im Gegensatz zur laufenden Hilfe zum Lebens-
unterhalt entfällt die Vermutung der Bedarfsdeckung in der Haushaltsgemeinschaft. Einen Vermögenseinsatz der Eltern 
und Kinder des Leistungsberechtigten sieht das Gesetz nicht vor. Mit der Hartz IV Reform zum 1. Januar 2005 wurde das 
GSiG in das zwölfte Sozialgesetzbuch (SGB XII), 4. Kapitel eingegliedert. Leistungen erhält nur, wer nicht aus Einkommen 
und Vermögen seinen Bedarf decken kann. Dabei bleiben einige Einkommensquellen und Vermögen anrechnungsfrei. 
Einkommen und Vermögen des Ehe- und Lebenspartners werden angerechnet. Die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ist eine Leistung der Sozialhilfe und erfüllt die gleiche Funktion wie die Hilfe zum laufenden Lebens-
unterhalt (HLU), jedoch für einen speziellen Personenkreis: Anspruchsberechtigt ist, wer das 18. Lebensjahr vollendet 
hat und dauerhaft voll erwerbsgemindert im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung ist oder die gesetzliche Alters-
grenze erreicht hat. Dauerhaft erwerbsgemindert ist, wer wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit 
unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes, unabhängig von der Arbeitsmarktlage, außerstande 
ist, täglich mindestens 3 Stunden erwerbstätig zu sein. Eine Beurteilung über die dauerhafte volle Erwerbsminderung ist 
immer eine gutachterliche, medizinische Einzelfallprüfung. Der jeweilige Träger der Rentenversicherung führt das Gut-
achten durch. Die gesetzliche Altersgrenze richtet sich nach dem gesetzlichen Renteneintrittsalter (zurzeit 65 Jahre). Die 
bedarfsorientierte Grundsicherung wird auf Antrag gewährt und in der Regel auf 12 Monate bewilligt. Die Leistungen 
entsprechen denen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen (HLU) in der Sozialhilfe und 
bestehen aus dem Regelsatz (1. Juli 2009: 359 Euro für Alleinstehende/Haushaltsvorstand; für erwachsene Haushaltsan-
gehörige: 323 Euro; Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren: 287 Euro; Kinder zwischen 7 und 14 Jahren: 251 Euro und 
Kinder bis zum 7 Lebensjahr: 215 Euro), den Leistungen für Unterkunft und Heizung, Mehrbedarfe (z. B. für Krankenkost, 
Alleinerziehende, werdende Mütter, behinderte Personen), einmalige Bedarfe, Kranken- und Pflegeversicherungsbei-
träge und Hilfe in Sonderfällen oder ergänzenden Darlehen. In den Jahren 2003 und 2004 wurde gegenüber der HLU 
ein um 15 % höherer Regelsatz gewährt. Die bedarfsorientierte Grundsicherung kann außerhalb und innerhalb von 
Einrichtungen gewährt werden und ist der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt bzw. Leistungen nach dem 5. bis 9. Ka-
pitel SGB XII vorrangig. Wird die Grundsicherung innerhalb von Einrichtungen gewährt, erfolgt eine Kürzung des Regel-
satzes, da andere Leistungen wie Essen, Strom usw. bereits gedeckt sind. Obwohl die bedarfsorientierte Grundsicherung 
bereits zum 1. Januar 2003 eingeführt wurde, ist ein belastbarer Vergleich der Empfängerzahlen bzw. Ausgaben erst ab 
dem Erhebungsjahr 2005 sinnvoll, da in den ersten beiden Erhebungsjahren noch nicht alle Leistungsberechtigten aus 
der Sozialhilfe in die Grundsicherung überführt wurden.

Die Entwicklung der bedarfsorientierten Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung seit Einführung zum 
1. Januar 2003

(Tel: 0611 3802- 221. E-Mail: pgerisch@statistik-hessen.de)Petra  G e r i s c h   

Immer mehr Erwerbsgeminderte außerhalb von 
Einrichtungen

Am Jahresende 2009 bezogen rund 63 000 Personen 
bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung, das waren knapp 18 % mehr als 2005. 
Die Betrachtung der beiden Hilfearten zeigt, dass die 
Anzahl der Empfänger wegen voller Erwerbsminderung 
innerhalb der 4 Jahre um fast 23 %, die der Hilfeempfän-
ger im Alter um 14 % stieg.

In rund 8 von 10 Fällen wurde die Hilfe 2009 außerhalb 
von Einrichtungen (2 von 10 Fällen in Einrichtungen) ge-

leistet. Die Anzahl der Leistungsberechtigten war im Jahr 
2009 tatsächlich etwas höher als dargestellt, da es eine 
Untererfassung von Empfängern in Einrichtungen bei ei-
nigen Trägern gab. Ungeachtet dessen zeigt der Trend 
der letzten Jahre, dass immer mehr Empfänger/-innen 
die Leistungen außerhalb von Einrichtungen erhalten. 

Während zwischen 2005 und 2009 die Zahl der Emp-
fänger außerhalb von Einrichtungen um fast 24 % stieg, 
sank die Anzahl der Empfänger innerhalb von Einrich-
tungen leicht.



Staat und Wirtschaft in Hessen  2/3 . 11	 37

Altersarmut ist vor allem weiblich 

Von allen Hilfeempfängern waren 56 % weiblich; allerdings 
zeigt sich bei den Anteilen der beiden Hilfearten ein ande-
res Bild. Von allen Beziehern wegen voller Erwerbsminde-

rung waren die Frauen mit 45 % in der Minderheit, bei dem 

Beziehern aus Altersgründen waren hingegen 64 % weib-

lich. Dies macht deutlich, dass Frauen wesentlich öfter auf 

Leistungen im Alter angewiesen sind als Männer. 
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Gründe hierfür sind u.a. darin zu finden, dass Frauen zum 

einen oft einen niedrigeren Rentenanspruch haben und 

daher eher auf zusätzliche staatliche Leistungen ange-

wiesen sind, zum anderen eine höhere Lebenserwartung 

haben. 

Bedürftigkeit steigt 

Der Trend der letzten Jahre weist eine steigende Zahl 

der Leistungsbezieher beider Hilfearten — vor allem der 

voll Erwerbsgeminderten — auf. Zwischen 2005 und 2009 

stieg die Zahl der voll erwerbsgeminderten Empfänger/-

innen um 23 % (Männer: + 24 %; Frauen: + 21 %) und 

die Anzahl der über 65-jährigen Empfänger/-innen um 

14 % (Männer: + 23 %; Frauen: + 9 %).

Neben den absoluten Veränderungen ist das Verhältnis 

der Anzahl der Empfänger in Bezug auf die Bevölkerung 

(Quote = Empfänger je 1000 in der entsprechenden Al-

tersgruppe) ein weiterer Gesichtspunkt. Zwischen 2005 

und 2009 haben sich die Quoten beider Hilfearten er-

höht: Die Quote der voll Erwerbsgeminderten stieg von 

5,9 (Männer: 6,4; Frauen: 5,4) auf 7,3 (Männer: 8,1; Frau-

en: 6,6); die Quote der über 65-Jährigen stieg von 26,7 

(Männer: 21,0; Frauen: 30,9) auf 28,7 (Männer: 23,7; 

Frauen: 32,6). Betrachtet man die Veränderungen im 

Zeitablauf, ist auffallend, dass zwar Frauen weiterhin ein 

wesentlich höheres Risiko haben, eine solche Leistung 

beziehen zu müssen, im Zeitablauf von 2005 bis 2009 

aber die Männer aufholen, da ein höherer Anstieg zu 

verzeichnen ist.

Nichtdeutsche beziehen öfter Leistungen — 

Tendenz sinkend

Ende 2009 hatten 21 % der Empfänger/-innen nicht die 

deutsche Staatsangehörigkeit. Betrachtet man die Quo-

ten nach Hilfearten, so zeigt sich allerdings ein sehr hete-

rogenes Bild. Während die Bezugsquote 2009 aufgrund 

der Erwerbsminderung zwischen Deutschen und Nicht-

deutschen mit 7,4 bzw. 7,2 je 1000 der entsprechenden 

Bevölkerungsgruppe kaum Unterschiede aufweist, ha-

ben nichtdeutsche Empfänger/-innen aus Altergründen 

mit 159 je 1000 Einwohner (Deutsche: 22 je 1000 Ein-

wohner) eine siebenmal so hohe Bezugsquote. 

2005 und 2009 lag der prozentuale Anteil der Nichtdeut-

schen an allen Hilfebedürftigen jeweils bei 21 %. Betrach-

tet man die einzelnen Hilfearten, zeigt sich eine gegen-

läufige Tendenz. Während die Zahl der deutschen Leis-

tungsbezieher aus Altersgründen um 16 % stieg, nahm 

die Zahl der Nichtdeutschen lediglich um 9 % zu, sodass 

der Anteil der Nichtdeutschen von 28,4 auf 27,1 % sank. 

Bei der Erwerbsminderung ist es gerade umgekehrt, hier 

stieg die Empfängerzahl der Deutschen um 21 % und die 

der Nichtdeutschen um 35 %; der Anteil der Nichtdeut-

schen stieg entsprechend von 11,9 auf 13,1 %.

Empfänger/-innen von bedarfsorientierter Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie 
reine Ausgaben 2005 bis 20091) nach Art der Unterbringung

Art der Angabe 2005 2006 2007 2008 2009

Empfänger

Außerhalb von Einrichtungen 40 805 44 403 47 007 49 493 50 510

davon

    voll erwerbsgeminderte Personen unter 65 14 451 16 213 17 525 18 542 19 644

     65 Jahre oder älter 26 354 28 190 29 482 30 951 30 866

Innerhalb von Einrichtungen 12 684 12 900 13 445 13 165 12 499

davon

    voll erwerbsgeminderte Personen unter 65 8 404 8 476 8 788 8 646 8 418

     65 Jahre oder älter 4 280 4 424 4 657 4 519 4 081

Empfänger/-innen  i n s g e s a m t 53 489 57 303 60 452 62 658 63 009

davon

    voll erwerbsgeminderte Personen unter 65 22 855 24 689 26 313 27 188 28 062

    65 Jahre oder älter 30 634 32 614 34 139 35 470 34 947

Ausgaben

Reine Ausgaben1) (1000 Euro) 268 731 279 830 296 762 306 132 336 360

davon

  außerhalb von Einrichtungen 200 184 202 544 222 886 229 461 263 531

  innerhalb von Einrichtungen 68 546 77 286 73 876 76 672 72 829

1) Ohne Gutachterkosten.
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Empfänger/-innen von bedarfsorientierter Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
2005 bis 20091) nach Nationalität, Altersgruppen und Geschlecht

Art der Empfänger
_______

Nationalität
_______

Altersgruppen

2005 2006 2007 2008 2009

Männlich

Voll erwerbsgeminderte Personen unter 65 Jahren 12 439 13 433 14 342 14 872 15 469

und zwar

   deutsch 11 069 11 878 12 643 13 110 13 603

   nichtdeutsch 1 370 1 555 1 699 1 762 1 866

   18 bis unter 30 Jahre 2 398 2 609 2 759 2 907 3 059

   30 bis unter 50 Jahre 5 561 5 860 6 252 6 305 6 422

   50 bis unter 65 Jahre 4 480 4 964 5 331 5 660 5 988

65 Jahre oder älter 10 167 11 032 11 644 12 371 12 537

und zwar

   deutsch 6 623 7 417 7 949 8 656 8 815

   nichtdeutsch 3 544 3 615 3 695 3 715 3 722

   65 bis unter 75 Jahre 7 462 8 063 8 424 8 885 8 863

   75 bis unter 85 Jahre 2 379 2 591 2 790 3 030 3 213

   85 Jahre oder älter  326  378  430  456  461

Weiblich

Voll erwerbsgeminderte Personen unter 65 Jahren 10 416 11 256 11 971 12 316 12 593

und zwar

   deutsch 9 077 9 706 10 305 10 608 10 790

   nichtdeutsch 1 339 1 550 1 666 1 708 1 803

   18 bis unter 30 Jahre 1 520 1 679 1 781 1 829 1 942

   30 bis unter 50 Jahre 4 272 4 516 4 707 4 673 4 746

   50 bis unter 65 Jahre 4 624 5 061 5 483 5 814 5 905

65 Jahre oder älter 20 467 21 582 22 495 23 099 22 410

und zwar

   deutsch 15 317 16 224 16 888 17 511 16 647

   nichtdeutsch 5 150 5 358 5 607 5 588 5 763

   65 bis unter 75 Jahre 11 395 12 285 12 873 13 259 12 966

   75 bis unter 85 Jahre 6 341 6 452 6 704 6 888 6 692

   85 Jahre oder älter 2 731 2 845 2 918 2 952 2 752

I n s g e s a m t

Voll erwerbsgeminderte Personen unter 65 Jahren 22 855 24 689 26 313 27 188 28 062

und zwar

   deutsch 20 146 21 584 22 948 23 718 24 393

   nichtdeutsch 2 709 3 105 3 365 3 470 3 669

   18 bis unter 30 Jahre 3 918 4 288 4 540 4 736 5 001

   30 bis unter 50 Jahre 9 833 10 376 10 959 10 978 11 168

   50 bis unter 65 Jahre 9 104 10 025 10 814 11 474 11 893

65 Jahre oder älter 30 634 32 614 34 139 35 470 34 947

und zwar

   deutsch 21 940 23 641 24 837 26 167 25 462

   nichtdeutsch 8 694 8 973 9 302 9 303 9 485

   65 bis unter 75 Jahre 18 857 20 348 21 297 22 144 21 829

   75 bis unter 85 Jahre 8 720 9 043 9 494 9 918 9 905

   85 Jahre oder älter 3 057 3 223 3 348 3 408 3 213

1) Jeweils am 31.12.
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Nettoanspruch/Bruttoanspruch

Am Jahresende 2009 hatten die Empfänger/-innen ei-
nen durchschnittlichen Nettoanspruch von 457 Euro 
(2008: 435 Euro). Der monatliche Nettobedarf errechnet 
sich aus dem monatlichen Bruttobedarf (2009: durch-
schnittlich 684 Euro) abzüglich des angerechneten Ein-
kommens (2009: durchschnittlich 227 Euro). Der Brut-
tobedarf setzt sich neben dem Regelsatz (2009: durch-
schnittlich 327 Euro) aus den Kosten der Unterkunft 

Empfänger/-innen von bedarfsorientierter Grund- 
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung am 

31.12. 2009 nach Verwaltungsbezirken1)

Kreisfreie Stadt (St.)
Landkreis

Vollerwerbs-
geminderte 

unter 
65 Jahren

65 Jahre 
oder älter

Darmstadt, Wissenschaftsst.  453 1 014

Frankfurt am Main, St. 3 843 7 300

Offenbach am Main, St.  798 1 377

Wiesbaden, Landeshauptst. 1 144 2 705

Bergstraße  638 1 039

Darmstadt-Dieburg  512  896

Groß-Gerau  538 1 075

Hochtaunuskreis  459  922

Main-Kinzig-Kreis  931 1 909

Main-Taunus-Kreis  404  893

Odenwaldkreis  269  356

Offenbach  756 1 745

Rheingau-Taunus-Kreis  372  648

Wetteraukreis  835 1 212

Reg.-Bez.  D a r m s t a d t 11 952 23 091

Gießen  715 1 390

Lahn-Dill-Kreis  780 1 158

Limburg-Weilburg  541  756

Marburg-Biedenkopf  866 1 098

Vogelsbergkreis  363  390

Reg.-Bez.  G i e ß e n 3 265 4 792

Kassel, documenta-St. 1 227 2 068

Fulda  612 1 056

Hersfeld-Rotenburg  512  455

Kassel  614  849

Schwalm-Eder-Kreis  731  729

Waldeck-Frankenberg  411  601

Werra-Meißner-Kreis  423  529

Reg.-Bez.  K a s s e l 4 530 6 287

Landeswohlfahrtsverband 8 315  777

Land  H e s s e n 28 062 34 947

darunter

   kreisfreie Städte 7 465 14 464

   Landkreise 12 282 19 706

1) Sitz des Trägers.

und Heizung (2009: durchschnittlich 302 Euro), den 
Sozialversicherungen (2009: durchschnittlich 33 Euro) 
und verschiedenen Mehrbedarfen und sonstigen Leis-
tungen zusammen. Hierbei ist zu beachten, dass einige 
Empfänger/-innen bestimmte Leistungen, wie z. B. Zu-
schüsse zu den Sozialversicherungen, nicht erhalten, da 
sie z. B. durch den Rentenbezug bereits sozialversichert 
sind und somit die Beträge für den jeweiligen Empfän-
gerkreis höher sind, da hier die Durchschnitte auf alle 
Empfänger bezogen wurden. Rund 44 % des Bruttobe-
darfs entfällt auf Unterkunftskosten und Heizung und 
rund 48 % entfallen auf den Regelsatz. Rund ein Drittel 
des Bedarfs war durch das angerechnete Einkommen 
gedeckt. 

Abhängig von dem Grund der Leistungsgewährung er-
geben sich unterschiedliche Ergebnisse: Obwohl 2009 
der Bruttobedarf der Empfänger/-innen über 65 Jahren 
mit durchschnittlich 693 Euro um 21 Euro höher lag als 
bei den Hilfebedürftigen mit voller Erwerbsminderung 
(672 Euro), war der Nettoanspruch mit durchschnittlich 
410 Euro niedriger als bei den voll erwerbsgeminderten 
Hilfebedürftigen (515 Euro). Dies ist vor allem auf das an-
gerechnete höhere Einkommen (vor allem Rente) der äl-
teren Leistungsberechtigten zurückzuführen. Interessan-
terweise ist der Anteil des angerechneten Einkommens 
(dies gilt für beide Hilfearten) bei den Männern niedriger 
als bei den Frauen. 

Regionale Unterschiede 

Im Jahr 2009 ergaben sich regional erhebliche Unter-
schiede. Die Quoten des Bezugs bei den voll erwerbs-
geminderten Personen variieren zwischen 0,8 in der 
kreisfreien Stadt Offenbach und 0,2 in verschiedenen 
Landkreisen; die Quote aus Altersgründen variierte zwi-
schen 6,6 und 1,6. Bei beiden Hilfeausprägungen war 
die Bezugsquote in den kreisfreien Städten höher als in 
den Landkreisen. 

Stark gestiegene Ausgaben für die bedarfsorientierte 
Grundsicherung

Im Jahr 2009 wurden für die bedarfsorientierte Grundsi-
cherung in Hessen gut 336 Mill. Euro netto aufgewandt. 
Dabei entfielen 22 % der Ausgaben auf Leistungen in 
Einrichtungen. 

Zwischen 2005 und 2009 stiegen die Ausgaben für 
die bedarfsorientierte Grundsicherung insgesamt um 
25 %. Die Ausgaben für Empfänger/-innen außerhalb 
von Einrichtungen stiegen dabei um knapp 32 %, die 
Leistungen für Hilfebedürftige in Einrichtungen um 
6,2 %. 

Bezogen auf die Veränderungsraten der Empfänger 
zeigt sich, dass die Ausgaben je Empfänger gestiegen 
sind, da die Zahl der Empfänger außerhalb von Ein-
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richtungen mit einem Plus von 24 % geringer stieg als 
die Ausgaben (+ 32 %), und die Zahl der Empfänger in 
Einrichtungen sich sogar um 1,5 % (Ausgaben: + 6,2 %) 
verringerte. Hierbei ist, wie bereits erwähnt, zu beachten, 
dass es zuvor bei der Zahl der Empfänger in Einrichtun-

gen Untererfassungen gab, nicht aber bei den Ausga-
ben. Somit ist ein Vergleich der Veränderungsraten nur 
eingeschränkt möglich. Ferner handelt es sich um eine 
rein nominale Betrachtung, ohne dass hierbei die Inflati-
onsrate berücksichtigt wurde. 

HSL 10/11
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Daten zur Wirtschaftslage

es im vierten Quartal 2010 wieder ein Auftragsplus von 

11 %. Die preisbereinigten Inlandsaufträge nahmen um 

8,6 %, die Aufträge aus dem Ausland um 13 % zu. Mit 

einem Auftragsanstieg von 42 % glänzten im vierten 

Quartal die Hersteller von Kraftwagen und Kraftwagen-

teilen. Weiterhin eine hohe Nachfrage verzeichnete der 

Maschinenbau, der ein Plus von 29 % verbuchte. Dage-

gen musste die Elektrotechnik, die im ersten Halbjahr 

2010 noch 92 % mehr Aufträge erhalten hatte, im vierten 

Quartal eine Einbuße von 37 % hinnehmen. Die Chemi-

sche Industrie knüpfte an das gute Vorquartalsergebnis 

an und verzeichnete ein Auftragsplus von 9,7 %. Mit ei-

nem Anstieg von 3,4 % mussten sich die Pharmaherstel-

ler begnügen.

Industrie mit Auftragsplus

Mit deutlich höheren Auftragseingängen und Umsätzen 

sowie erstmals wieder gestiegenen Beschäftigungszah-

len im vierten Quartal endete für die hessische Industrie 

ein Jahr, in dem sie die Einbußen des Krisenjahres 2009 

zum großen Teil wettmachte. Nicht nur die Erfolge auf 

den Auslandsmärkten, sondern auch eine gestiegene 

Inlandsnachfrage führten zu einer deutlich gestiegenen 

Auslastung der Kapazitäten.

Nachdem die hessische Industrie wegen eines Basisef-

fekts — im Juli 2009 hatte es wegen einiger Großaufträ-

ge einen starken Anstieg gegeben — im dritten Quartal 

2010 einen Auftragsrückgang verzeichnet hatte, gab 

Nachdem die Wirtschaftsentwicklung des Jahres 2009 von der Finanz- und Wirtschaftskrise geprägt war, erholte sich 
die Wirtschaft im Jahr 2010 deutlich. Die Aufholeffekte führten zu einer hohen Wachstumsrate im ersten Halbjahr 
2010 (+ 2,7 %), und auch für das Gesamtjahr 2010 ist nach unserer Prognose von einer Rate in dieser Höhe auszu-
gehen. So konnte die hessische Industrie die Einbußen aus dem Jahr 2009 zum großen Teil ausgleichen, was sowohl 
durch die günstige Nachfrage aus dem Ausland als auch aus dem Inland ermöglicht wurde. Am aktuellen Rand, also 
im vierten Quartal 2010, war im Vergleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum ein Plus bei den realen Umsätzen 
und den realen Auftragseingängen zu verzeichnen, wenngleich bei den Letztgenannten das Plus nicht mehr so hoch 
ausfiel, wie in den ersten beiden Quartalen des Jahres 2010. Die Beschäftigungssituation verbesserte sich im Jahres-
verlauf 2010 zusehends, und im vierten Quartal konnte eine leichte Zunahme der Beschäftigung festgestellt werden 
(im Durchschnitt des Jahres 2010 gab es aber eine Abnahme von 2 %). Ambivalent war die Entwicklung im hessischen 
Bauhauptgewerbe. Während die wertmäßigen Auftragseingänge im vierten Quartal 2010 (und auch für das gesamte 
Jahr 2010) stark rückläufig waren, gab es bei den Umsätzen ein Plus von knapp 2 % und für das ganze Jahr 2010 
von 2,0 %. Erfreulich positiv war die Beschäftigungsentwicklung. Sehr wechselhaft entwickelte sich das genehmigte 
Hochbauvolumen im Jahr 2010. Nachdem es in den ersten beiden Quartalen gegenüber den entsprechenden Vor-
jahreszeiträumen bei den Wohn- und Nutzflächen insgesamt jeweils starke Rückgänge gab, war im dritten Quartal ein 
Zuwachs von knapp einem Fünftel und schließlich im letzten Quartal eine stagnierende Entwicklung zu verzeichnen. 
Am aktuellen Rand entwickelten sich das Wohnbau- und das Nichtwohnbausegment gegenläufig. Die hessischen 
Einzelhändler (ohne Kfz-Handel) konnten in allen 4 Quartalen des Jahres 2010 Zuwächse beim realen Umsatz verbu-
chen. Im für den Einzelhandel so wichtigen letzten Quartal gab es ein Plus von 1,2 %. Dies wirkte sich auch positiv 
auf die Beschäftigtenzahl aus. Und sogar der in den ersten 3 Quartalen wegen der Effekte der „Abwrackprämie“ so 
stark beeinträchtigte Bereich „Handel und Reparatur von Kraftfahrzeugen“ verbuchte im vierten Quartal 2010 ein 
sattes Umsatzwachstum. Da sich die Wirtschaft im Jahr 2010 schneller erholte als erwartet, verbesserte sich auch 
die aktuelle Lage auf dem Arbeitsmarkt weiter. Im dritten Quartal 2010 lag die Erwerbstätigenzahl mit 3,14 Mill. um 
18 000 oder 0,6 % höher als im dritten Quartal 2009. Dementsprechend ging die Zahl der registrierten Arbeitslosen 
im vierten Quartal zurück, und zwar um 13 600 Personen oder 6,9 % auf 183 400 am Ende des Berichtsquartals. Zu 
berücksichtigen ist dabei, dass diese Ergebnisse durch gesetzliche Maßnahmen beeinflusst wurden. Die Zahl der 
Unternehmensinsolvenzen ging im vierten Quartal 2010 gegenüber dem entsprechenden Vorjahresquartal um 16 % 
zurück; damit setzte sich der im zweiten Quartal 2010 einsetzende Trend weiter fort. Die Entwicklung in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen verlief im vierten Quartal sehr unterschiedlich. Umgekehrt verlief die Entwicklung bei der Zahl 
der Verbraucherinsolvenzen. Diese stieg erneut an, womit sich auch hier der Trend fortsetzte. Der Verbraucherpreisin-
dex lag im vierten Quartal 2010 um 1,3 % über dem Niveau des vierten Quartals 2009. Im dritten Quartal lag die Rate 
noch bei + 0,9 %. Trotz des merklichen Anstiegs der Inflationsrate im Laufe des vierten Quartals betrug die Rate im 
Jahresdurchschnitt 2010 nur + 0,8 %.
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Anhaltendes Umsatzwachstum

Die hessische Industrie konnte im Jahr 2010 bei den 

Umsätzen einen großen Teil der im Krisenjahr 2009 ent-

standenen Verluste wieder wettmachen. Nach Umsatz-

einbußen von real 12 % im Vorjahr gab es 2010 einen 

Umsatzanstieg von 9,7 %. Inlands- und Auslandsumsätze 

nahmen im gleichen Maß zu. 

Im vierten Quartal 2010 gab es ein preisbereinigtes 

Umsatzplus von 9,9 %. Die Inlandsumsätze nahmen 

um 8,1 % und die Auslandsumsätze um 12 % zu. Einen 

kräftigen Umsatzschub von 33 % verbuchte der Kraft-

wagensektor. Deutliche Steigerungen gab es auch bei 

der Elektrotechnik mit 19 % und beim Maschinenbau 

mit 18 %. Die Chemische Industrie verzeichnete einen 
Umsatzanstieg von 9,6 % und die Hersteller von Gum-
mi- und Kunststoffwaren von 13 %. Dagegen mussten 
die Pharmahersteller, die allerdings im Krisenjahr 2009 
gegen den Trend ein Umsatzplus verzeichnet hatten, im 
vierten Quartal 2010 einen Umsatzrückgang von 4,3 % 
hinnehmen.

Erstmals wieder Beschäftigungsanstieg

Trotz des Einsatzes von Kurzarbeit und anderer Maßnah-
men hatte es bei der hessischen Industrie 2009 einen 
deutlichen Beschäftigungsrückgang gegeben. Obwohl 
es im Jahresdurchschnitt 2010 nochmals eine Abnahme 
von 2 % gegeben hatte, verbesserte sich die Beschäfti-
gungssituation im Jahresverlauf entscheidend. Nach-
dem es in den ersten 3 Quartalen im Vorjahresvergleich 
noch Einbußen gegeben hatte, wurde im vierten Quartal 
2010 mit 343 300 Beschäftigten schon ein Anstieg von 
0,3 % verzeichnet.

Bei den Herstellern von Gummi- und Kunststoffwaren 
gab es ein Plus von 3,4 % auf 30 300 Personen. Dage-
gen ging die Beschäftigung im Chemie-/Pharmabereich 
um 1,7 % auf 55 400 zurück. Der Maschinenbau musste 
noch eine Einbuße von 0,3 % auf 36 900 und der Kraft-
wagensektor um 2,3 % auf 45 800 hinnehmen.

Reale Auftragseingänge der 
hessischen Industrie

Art der Angabe
2009 2010

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Grundzahlen

Volumenindex1) des 
   Auftragseingangs 
   i n s g e s a m t

 
 

94,0     

 
 

108,6     

 
 

103,3     

 
 

102,0     

 
 

104,1     

     Inland 88,5     101,0     95,0     96,1     96,1     

     Ausland 98,9     115,3     110,8     107,3     111,4     

Zu- bzw. Abnahme (–) gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahresquartal in %

Volumenindex1) des 
   Auftragseingangs 
   i n s g e s a m t

 
 

3,1     

 
 

26,1     

 
 

22,0     

 
 

–   4,5     

 
 

10,7     

     Inland 6,8     28,7     26,3     – 18,6     8,6     

     Ausland 0,2     24,0     18,9     11,2     12,6     

1) 2005 = 100. 
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Mill.
Euro

1) Kalender- und saisonbereinigt.
20102009

Reale Umsätze und Beschäftigte der 
hessischen Industrie1)

Art der Angabe
2009 2010

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Grundzahlen

Volumenindex2) 
   der Umsätze 
   i n s g e s a m t

 
 

97,2   

 
 

95,9   

 
 

100,2   

 
 

104,8   

 
 

106,8   

     Inland 92,1   88,4   93,5   98,8   99,6   

     Ausland 103,2   104,7   108,0   111,9   115,2   

Beschäftigte  342 303  336 835  337 409  341 729  343 323 

Zu- bzw. Abnahme (–) gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahresquartal in %

Volumenindex2) 

   der Umsätze 
   i n s g e s a m t

 
 

–  6,2   

 
 

7,4   

 
 

11,8   

 
 

9,6   

 
 

9,9   

     Inland –  5,2   7,0   14,3   9,5   8,1   

     Ausland –  7,1   7,7   9,2   9,7   11,6   

Beschäftigte –  5,2   –  4,4   –  2,8   –  0,9   0,3   

1) Betriebe mit 50 oder mehr Beschäftigten. — 2) 2005 = 100. 



Ausgewählte Daten zur wirtschaftlichen Entwicklung in Hessen

44	 Staat und Wirtschaft in Hessen  2/3 . 11

Jahr 
Monat 

Vierteljahr

Verarbeitendes Gewerbe1) Bauhauptgewerbe3) Einzel- 
handel5) Preise Arbeitsmarkt8)

Volumenindex des 
Auftragseingangs2) 

2000 = 100 Beschäf- 
tigte

Index 
des 

Auftrags- 
ein- 

gangs4)

Beschäf- 
tigte

Index 
der 
Um- 

sätze6)

Ver- 
braucher- 

preis- 
index7)

Arbeits- 
lose9)

Arbeits- 
losen- 

quote10)

Gemeldete
Arbeits-

stellen9)11)

Kurz- 
arbeit 

(Perso- 
nen)9)ins- 

gesamt
Inland Ausland

2005 = 100 2005 =100 2005 = 100

Grundzahlen12)

2008 D 104,1 99,1 108,7  360 679  113,7  23 721  99,6  106,5  204 417  7,4  32 746 7 201
2009 D 92,9 90,1 95,4  346 683  113,0  23 064  96,3  106,6 211 156  7,7  24 493 71 893
2010 D 104,5 95,9 112,2  339 824  94,7  23 359  98,9  107,5 198 790  7,2 30 821 . . .

2009 November  93,9  91,7  95,9  342 351  79,9  23 537  98,4  106,3 195 081 7,1 23 733 63 738
Dezember  86,0  80,3  91,2  340 917  135,3  23 246  117,8  107,2 197 599 7,2 23 623 57 274
  4. Vj. D  94,0  88,5  98,9  342 303  111,6  23 528  106,3  106,6 . . . .

2010 Januar  102,0  87,0  115,5  337 352  79,2  22 873  86,4  106,6 215 652 7,8 22 810 66 420
Februar  99,3  92,2  105,7  336 084  83,2  22 689  85,3  107,0 217 103 7,9 24 451 66 392
März  118,8  106,7  129,7  337 070  103,6  22 997  104,3  107,4 213 659 7,7 25 356 56 780
  1. Vj. D  106,7  95,3  117,0  336 835  88,7  22 853  92,0  107,0 . . . .

April  104,0  94,8  112,2  337 170  78,4  23 133  98,1  107,3 208 241 7,5 27 144 38 398
Mai  98,4  90,2  105,7  337 036  107,3  23 278  96,8  107,3 200 136 7,2 29 510 31 247
Juni  111,4  103,6  118,3  338 022  125,3  23 162  97,6  107,3 196 143 7,1 31 923 24 879
  2. Vj. D  104,6  96,2  112,1  337 409  103,7  23 191  97,5  107,3 . . . .

Juli  102,6  95,3  109,2  339 945  100,7  23 003  98,9  107,6 200 301 7,2 34 399 17 222
August  98,5  91,1  105,1  341 714  100,7  23 269  94,4  107,7 196 460 7,1 35 012 . . .
September  106,6  101,8  110,8  343 529  105,5  23 277  99,0  107,6 187 559 6,8 35 331 . . .
  3. Vj. D  102,6  96,1  108,4  341 729  102,3  23 183  97,4  107,6 . . . .

Oktober  103,2  94,2  111,3  343 588  84,9  24 546  102,7  107,5 183 601 6,6 35 643 . . .
November  109,1  100,5  116,9  343 589  76,8  24 330  104,9  107,6 182 132 6,6 35 059 . . .
Dezember  99,9  93,4  105,8  342 792  91,3  23 750  118,3  108,8 184 493 6,7 33 210 . . .
  4. Vj. D  104,1  96,0  111,3  343 323  84,3  24 209  108,6  108,0 . . . .

Zu- bzw. Abnahme (–) jeweils gegenüber dem Vorjahr bzw. dem gleichen Zeitraum des Vorjahres in %12)

2008 D –   3,3 –   2,5 –   4,1 1,4 4,9 1,9 1,9 2,8 – 13,4 . 1,0 80,0
2009 D – 10,8 –   9,1 – 12,2 – 3,9 –   0,7 – 2,8 – 3,3 0,1 3,3 . – 25,2 898,4
2010 D 12,5 6,4 17,6 – 2,0 – 16,1 1,3 2,7 0,8 –   5,9 . 25,8 . . . 

2009 November –   4,1 11,6 – 14,4 – 5,3 7,2 – 0,7 – 4,9 0,3 2,4 . – 23,8  450,2
Dezember 9,3 9,7 9,0 – 4,9 10,6 0,0 – 0,3 0,8 1,3 . – 10,9  140,0
  4. Vj. 3,1 6,8 0,2 – 5,2 9,1 – 0,4 – 1,8 0,3 . . . .

2010 Januar 21,7 11,1 30,1 – 4,9 6,5 0,4 – 3,4 0,5 0,4 . – 2,8 68,9
Februar 17,9 19,0 17,1 – 4,6 12,4 1,6 1,4 0,3 –   0,8 . – 0,7 12,0
März 31,4 33,7 29,7 – 3,8 – 22,8 1,7 8,0 0,8 –   2,9 . – 0,5 – 29,1
  1. Vj. 23,9 21,4 25,8 – 4,4 –   5,9 1,2 2,1 0,6 . . . .

April 26,8 32,0 23,0 – 3,2 – 29,8 0,7 – 1,7 0,8 –   6,7 . 10,8 – 57,7
Mai 19,1 25,5 14,6 – 2,9 10,8 1,9 2,3 0,8 –   7,3 . 20,3 – 65,2
Juni 24,5 26,5 22,8 – 2,4  –   0,8 1,2 6,6 0,5 –   7,0 . 28,6 – 72,1
  2. Vj. 23,5 27,9 20,3 – 2,8  –   7,1 1,3 2,3 0,8 . . . .

Juli – 23,6 – 45,8 12,9 – 1,5  –   6,7 0,1 2,4 0,9 –   5,0 . 37,2 – 78,3
August 16,4 11,4 20,5 – 0,8  – 21,7 – 0,7 5,5 0,7 –   9,4 . 41,2 . . .
September 5,0 5,1 5,0 – 0,4  – 36,7 – 0,4 4,0 1,1 –   8,9 . 43,5 . . .
  3. Vj. –   3,9 – 18,6 12,3 – 0,9  – 23,9 – 0,3 3,8 0,9 . . . .

Oktober 1,2 0,7 1,5 – 0,0  – 29,0 3,1 0,1 1,0 –   7,5 . 44,4 . . .
November 16,2 9,6 21,9  0,4  –   3,8 3,4 6,6 1,2 –   6,6 . 47,7 . . .
Dezember 16,2 16,3 16,0  0,5  – 32,5 2,2 0,4 1,5 –   6,6 . 40,6 . . .
  4. Vj. 10,7 8,5 12,5  0,3  – 24,4 2,9 2,2 1,3 . . . .

Zu- bzw. Abnahme (–) jeweils gegenüber dem Vormonat bzw. dem Vorquartal in %12)

2009 November –   7,9 –   1,9 – 12,6 – 0,4 – 33,2 – 1,1 –   4,1 – 0,1 – 1,7 . – 3,8 – 13,8
Dezember –   8,4 – 12,4 –   4,9 – 0,4 69,4 – 1,2 19,7 0,8 1,3 . – 0,5 – 10,1
  4. Vj. – 12,0 – 25,1 2,5 – 0,7 – 17,0 1,2 3,6 0,0 . . . .

2010 Januar 18,6 8,3 26,6 – 1,0 – 41,4 – 1,6 – 26,7 – 0,6 9,1 . –  3,4 16,0
Februar –   2,6 6,0 –   8,5 – 0,4 5,0 – 0,8 –   1,3 0,4 0,7 . 7,2 0,0
März 19,6 15,7 22,7 0,3 24,6 1,4 22,3 0,4 – 1,6 . 2,8 – 14,5
  1. Vj. 13,5 7,7 18,3 – 1,6 – 20,5 – 2,9 – 13,5 0,4 . . . .

April – 12,5 – 11,2 – 13,5 0,0 – 24,4 0,6 –   5,9 – 0,1 – 2,5 . 7,1 – 32,4
Mai –   5,4 –   4,9 –   5,8 – 0,0 36,9 0,6 –   1,3 0,0 – 3,9 . 8,7 – 18,6
Juni 13,2 14,9 11,9 0,3 16,8 – 0,5 0,8 0,0 – 2,0 . 8,2 – 20,4
  2. Vj. –   1,7 30,4 – 21,3 0,2 16,9 1,5 6,0 0,3 . . . .

Juli –   7,9 –   8,0 –   7,7 0,6 – 19,7 – 0,7 1,3 0,3 2,1 . 7,8 – 30,8
August –   4,0 –   4,4 –   3,8 0,5 0,0 1,2 –   4,6 0,1 – 1,9 . 1,8 . . .
September 8,2 11,7 5,4 0,5 4,8 0,0 4,9 – 0,1 – 4,5 . 0,9 . . .
  3. Vj. –   1,9 –   0,1 –   3,3 1,3 –   1,3 – 0,0 –   0,1 0,3 . . . .

Oktober –   3,2 –   7,5 0,5 0,0 – 19,6 5,5 3,7 – 0,1 – 2,1 . 0,9 . . .
November 5,7 6,7 5,0 0,0 –   9,5 – 0,9 2,1 0,1 – 0,8 . – 1,6 . . .
Dezember –   8,4 –   7,1 –   9,5 – 0,2 18,8 – 2,4 12,8 1,1 1,3 – 5,3 . . .
  4. Vj. 1,5 –   0,1 2,7 0,5 – 17,6 4,4 11,5 0,4 . . . .

1) Einschl. Bergbau sowie Gewinnung von Steinen und Erden.  Betriebe mit 50  oder mehr Beschäftigten. Ab Januar 2009 Erfassung nach WZ 2008.  — 2) Ohne Bergbau und ohne 
Gewinnung von Steinen und Erden; preisbereinigt, kalendermonatlich. — 3) Betriebe von Unternehmen mit 20 oder mehr Beschäftigten. — 4) Wertindex. — 5)  Ohne Kfz-Handel, 
Instandhaltung und Reparatur von Kfz.  — 6)  Ohne Umsatzsteuer. — 7) Alle privaten Haushalte. — 8) Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Hessen; Ergebnisse ab 
Januar 2004 nach geändertem Verfahren (Data Warehouse-Lösung) und ohne Teilnehmer an Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen.  Ab Januar 2005  unter Einschluss 
der Grundsicherung für Arbeitssuchende; ab September 2005 Untererfassung in den Optionskommunen beseitigt. Verfahrensbedingte Abweichungen zu den offiziellen Zahlen 
sind nicht auszuschließen; die aktuellen Werte sind im Internet bei der Bundesagentur für Arbeit als detaillierte Übersichten zu finden.  — 9) Bei Monatswerten Stand: Monats- 
mitte. — 10) Arbeitslose in % der abhängigen zivilen Erwerbspersonen. — 11) Ohne geförderte Stellen des zweiten Arbeitsmarktes. — 12) Gegenüber der letzten Ausgabe teil-
weise berichtigte Ergebnisse.  
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Bauhauptgewerbe mit höheren Umsätzen und Beschäf-
tigungsanstieg, aber deutlicher Auftragsrückgang

Die relevanten Indikatoren des hessischen Bauhauptge-
werbes zeigen gegenwärtig eine widersprüchliche Ent-
wicklung. Während der Frühindikator Auftragseingang 
im zweiten Halbjahr 2010 stark rückläufig war, nahmen 
die baugewerblichen Umsätze, wenn auch im vierten 
Quartal nicht mehr so stark, zu und die Beschäftigtenzahl 
erhöhte sich. 

Die wertmäßigen Auftragseingänge nahmen im gesam-
ten Jahr 2010 gegenüber dem Vorjahr um 16 % ab. Das 
war seit vielen Jahren das schlechteste Ergebnis. Eine 
Rolle könnte spielen, dass Aufträge zunehmend an Sub-
unternehmer vergeben werden und dann, wenn es sich 
um Betriebe unter 20 Beschäftigten handelt, nicht mehr 
in die Auftragsstatistik einfließen. Im vierten Quartal 
2010 wurde bei den Auftragseingängen das  entspre-
chende Vorjahresergebnis um 24 % verfehlt. Alle Bran-
chen verzeichneten einen Rückgang. Im Hochbau gab es 
ein Minus von 31 % und im Tiefbau von 19 %. Im Hoch-
baubereich war vor allem der öffentliche Hochbau mit 
einem Minus von 51 % betroffen. 

Die kalender- und saisonbereinigten Daten für das ge-
samte Bauhauptgewerbe bestätigen die insgesamt 
ungünstige Entwicklung. Danach gingen die bereinig-
ten Werte des vierten Quartals gegenüber dem dritten 
Quartal 2010 um 5,7 % zurück, nachdem die Werte des 
dritten Quartals gegenüber dem zweiten Quartal bereits 
um 14 % abgenommen hatten. 

Bei den baugewerblichen Umsätzen fließen definiti-
onsgemäß auch die an Subunternehmer vergebenen 
Aufträge mit ein. Im gesamten Jahr 2010 gab es einen 
Anstieg von 2,0 % auf 5,4 Mrd. Euro. Im vierten Quartal 
2010 wurde ein Plus von 1,9 % auf 1,7 Mrd. Euro ver-
zeichnet. Beim öffentlichen Bau nahmen die Umsätze um 
8,3 % auf 610 Mill. Euro zu und beim Wohnungsbau um 
16 % auf 510 Mill. Euro. Dagegen musste der gewerbli-

che und industrielle Bau einen Rückgang von 13 % auf 
550 Mill. Euro hinnehmen. Nach einem leichten Rück-
gang zuvor gingen die kalender- und saisonbereinig-
ten Werte des vierten Quartals gegenüber dem dritten 
Quartal um 2,9 % zurück. 

Nachdem die Beschäftigung in den beiden letzten Jah-
ren abgenommen hatte, erhöhte sie sich 2010 um 3,0 % 
auf 47 600. Im vierten Quartal 2010 gab es ein Plus von 
2,8 %.

Privates Engagement trägt Hochbau nach dem 
Anschub durch das Konjunkturpaket

Der Umfang der genehmigten Hochbauvorhaben blieb 
im vierten Quartal 2010 mit 1 076 000 m² Wohn- und 
Nutzfläche nahezu konstant. Der Rückgang betrug 
6000 m² bzw. 0,6 % gegenüber dem gleichen Quartal 
des Vorjahres. Die für diese Vorhaben veranschlagten 
Baukosten hingegen fielen um 259 Mill. Euro bzw. 18 % 
auf 1219 Mill.  Euro. Stark bremsend gegenüber dem 
dritten Quartal wirkte sich aus, dass der Anschub durch 
das Konjunkturpakets zusehends entfällt. Seit dem vier-
ten Quartal 2009 waren zahlreiche Vorhaben von öffent-
lichen Bauherren genehmigt worden, die nun verwirk-
licht werden können.

Die im Wohnbau genehmigten Flächen stiegen um 
3,8 %. Die Zunahme geht maßgeblich auf die Initiative 
der Wohnungswirtschaft zurück, während das Engage-
ment der privaten Haushalte stagnierte. Die Baukosten 
wurden im Vorjahresvergleich um 8 % höher veran-
schlagt. Der Steigerung bei den Unternehmen um 16 % 
stand eine moderatere Erhöhung bei den privaten Haus-
halten um 3,6 % gegenüber. Die Summe der Investitio-
nen von privaten Haushalten übertraf die gewerblichen 
Bauvorhaben um knapp ein Viertel.

Für den Neubau von Ein- und Zweifamilienhäusern wur-
den 49 mehr Genehmigungen erteilt als im Vorjahres-
zeitraum. Die Zahl der genehmigten Mehrfamilienhäuser 
stieg um 10 an, die der darin vorgesehenen Wohnungen Bauhauptgewerbe in Hessen (alle Betriebe)

Art der Angabe
2009 20101)

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Grundzahlen

Auftragseingang 
  (1000 Euro)

  

847 909  

  

673 698  

 

 787 713  

 

 777 456  

 

 640 780    

Umsatz 
  (1000 Euro)

 

1 640 376  

 

 742 173  

 

1 419 124  

 

1 577 667  

 

1 671 964  

Beschäftigte  46 341   45 918   48 399   48 404   47 641  

Zu- bzw. Abnahme (–) gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahresquartal in %

Auftragseingang2) 9,1  –  5,9  –  7,1  –  23,9  –  24,4  

Umsatz –  2,2  –  12,8  8,0  5,3  1,9  

Beschäftigte –  1,2  1,9  4,3  2,9  2,8  

1) Ergebnisse korrigiert nach Ergänzungserhebung vom Juni 2010. — 
2) Nur Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten.

Baugenehmigungen im Wohn- und Nichtwohnbau1)

Tsd. m2

1) Alle Baumaßnahmen.

Wohn- und Nutzfläche
(linke Skala)

Veranschlagte Kosten
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nahm jedoch um 6 ab. Damit waren 2800 Wohnungen 
in Neubauten vorgesehen; das waren 2,8 % mehr als im 
Vorjahresquartal. Weitere 308 Wohnungen sollen durch 
Baumaßnahmen an bestehenden Wohngebäuden ent-
stehen, 137 Wohnungen wurden in Nichtwohngebäu-
den genehmigt. Mit insgesamt 3253 neuen Wohnungen 
wurden 5,8 % mehr genehmigt als im gleichen Quartal 
des Vorjahres; die durchschnittliche Wohnfläche betrug 
120 m². Die durchschnittlichen Kosten je Wohnung blie-
ben konstant, die Kosten je m² Wohn- und Nutzfläche 
verringerten sich um 2,6 %.

Im Nichtwohnbau war ein Rückgang des Flächenbedarfs 
um 3,1 % auf 612 000 m² zu verzeichnen. Die veran-
schlagten Baukosten fielen um 31 % auf 671 Mill. Euro. 
Zum Jahresende schlossen sich die Bauvorhaben bei 
Hotels und Gaststätten der bei den anderen Gebäude-
typen bereits in den vorangegangenen Quartalen ein-
setzenden Steigerung an. Eine deutliche Erhöhung des 
Bauumfangs wurde auch bei den übrigen nichtlandwirt-
schaftlichen Gebäuden sowie den Handels- und Lager-
gebäuden genehmigt. Die Genehmigungen für landwirt-
schaftliche Betriebsgebäude nahmen weiterhin im Ver-
gleich mit dem Vorjahreszeitraum zu. Deutlich weniger 
Bauvorhaben wurden bei Anstaltsgebäuden, Büro- und 
Verwaltungsgebäuden, sonstigen Nichtwohngebäuden 
sowie Fabrik- und Werkstattgebäuden genehmigt.

Mit verantwortlich für diese Abnahme war der Rückgang 
von Maßnahmen der öffentlichen Bauherren um 70 %. 
Die von ihnen geplanten Baukosten sanken um 62 %. 
Der Umfang der öffentlichen Bauvorhaben fiel dennoch 
rund doppelt so hoch wie vor der Finanzkrise aus.

Einzelhandel legt zu

Auch das letzte Vierteljahr des Jahres 2010 setzte für den 
hessischen Einzelhandel (ohne Kfz-Handel) die positiven 
Ergebnisse fort. So nahm der Umsatz — verglichen mit 
dem vierten Vierteljahr 2009 — nominal um gut 2 % zu; 
nach Ausschaltung der Preisveränderungen war dies ein 
reales Plus von gut 1 %. Eine Bereinigung dieser Ergeb-
nisse um Saison- und Kalendereinflüsse ist wegen der 
Umstellung der Klassifikation der Wirtschaftszweige zur-
zeit noch nicht möglich.

Die vom Umsatzanteil her bedeutendste Branche, der 
Einzelhandel mit Waren verschiedener Art (hierzu zählen 
beispielsweise die Supermärkte und Kaufhäuser), konn-

Baugenehmigungen im Wohn- und 
Nichtwohnbau in Hessen

Art der Angabe
2009 2010

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Grundzahlen

Wohnbau1)

  Wohnungen  2 732   2 388   2 267   2 829   2 808  

  Wohnfläche (1000 m2)   306    254    277    319    324  

Nichtwohnbau1)

  Rauminhalt (1000 m3)  3 198   2 692   2 295   3 646   3 426  

  Nutzfläche (1000 m2)   539    419    391    577    533  

Wohnungen   
  i n s g e s a m t2)  3 066   2 892   2 709   3 356   3 253  

Wohn- und Nutzfläche   
  i n s g e s a m t2) (1000 m2)  1 083    867    908   1 165   1 076  

Zu- bzw. Abnahme (–) gegenüber dem jeweiligen  
Vorjahresquartal in %

Wohnbau1)

  Wohnungen 10,0  14,0  – 15,6  25,7  2,8  

  Wohnfläche 13,8  4,5  – 9,5  20,8  5,8  

Nichtwohnbau1)

  Rauminhalt – 27,1  – 25,8  – 37,0  30,2  7,1  

  Nutzfläche – 20,8  – 29,1  – 32,9  20,6  – 1,2  

Wohnungen   
  i n s g e s a m t2) 3,2  20,8  –   8,3  19,4  6,1  

Wohn- und Nutzfläche   
  i n s g e s a m t2) –   9,3  – 16,0  – 18,9  19,2  – 0,6  

1) Errichtung neuer Gebäude. — 2) In Wohn- und Nichtwohngebäuden 
(einschl. Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden). 

Umsätze und Beschäftigte im Handel in Hessen 
nach Wirtschaftszweigen

Art der Angabe
2009 2010

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Messzahlen; Monatsdurchschnitt 2005 = 100

Nominale Umsätze

Einzelhandel1) 106,3   92,0   97,5   97,4   108,6   

Kfz-Handel2) 90,6   82,7   98,0   97,5   101,5   

Reale Umsätze3)

Einzelhandel1) 106,5   91,8   96,1   96,8   107,8   

Kfz-Handel2) 88,7   80,8   95,7   95,1   98,7   

Beschäftigte

Einzelhandel1) 95,4   94,1   95,1   95,6   97,8   

Kfz-Handel2) 97,3   95,0   95,6   96,3   97,6   

darunter Teilzeitbeschäftigte

Einzelhandel1) 95,6   93,6   94,8   95,1   97,6   

Kfz-Handel2) 105,9   102,5   105,2   105,8   108,5   

Zu- bzw. Abnahme (–) gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahresquartal in %

Nominale Umsätze

Einzelhandel1) – 1,8   2,1   2,3   3,8   2,2   

Kfz-Handel2) 3,8   – 19,6   – 11,1   – 2,5   12,0   

Reale Umsätze3)

Einzelhandel1) – 1,8   1,2   1,6   3,1   1,2   

Kfz-Handel2) 3,5   – 20,1   – 11,3   – 2,9   11,3   

Beschäftigte

Einzelhandel1) – 0,2   0,2   1,3   1,1   2,5   

Kfz-Handel2) – 3,0   – 3,3   – 2,3   – 1,0   0,3   

darunter Teilzeitbeschäftigte

Einzelhandel1) – 0,4   – 1,5   – 0,1   – 0,2   2,1   

Kfz-Handel2) – 3,6   – 6,2   – 6,7   – 2,0   2,5   

1) Ohne Handel mit Kraftfahrzeugen. — 2) Einschl. Instandhaltung und 
Reparatur von Kfz. — 3) In Preisen des Jahres 2005.
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te von der günstigeren Lage allerdings nicht profitieren, 
sie blieb immer noch unter dem Vorjahresniveau. Eben-
so erging es dem Facheinzelhandel mit Nahrungs- und 
Genussmitteln, Getränken und Tabakwaren. Gefragt 
waren weiterhin Geräte der Informations- und Kom-
munikationstechnik. Vor allem Geschäfte, die sonstige 
Haushaltsgeräte, Textilien, Heimwerker- oder Einrich-
tungsbedarf anbieten, konnten ihren Umsatz nominal 
und real ausweiten. In der genannten Gruppe waren 
Produkte aus dem Bereich „Heimwerkerbedarf“ beson-
ders gefragt. Umsatzeinbußen hatten die Läden, die der 
Wirtschaftsgruppe „Einzelhandel mit Verlagsproduk-
ten, Sportausrüstungen und Spielwaren“ zuzurechnen 
sind, zu verzeichnen. Dagegen befand sich der sonstige 
Facheinzelhandel wiederum sowohl nominal als auch 
real deutlich im Plus. Besonders Artikel des hierzu ge-
hörenden Einzelhandels mit Bekleidung, Schuhen und 
Lederwaren waren gut gefragt. Weniger günstig war die 
Lage für die Apotheken, während der Einzelhandel mit 
kosmetischen Erzeugnissen und Körperpflegemitteln 
ausgesprochen positiv abschnitt. Der Einzelhandel an 
Verkaufsständen und auf Märkten befand sich dagegen 
nominal und real kräftig im Minus. Der Einzelhandel, der 
seine Waren nicht in Ladengeschäften anbietet, schnitt 
nominal und real sehr gut ab, was vor allem dem Ver-
sand- und Interneteinzelhandel sowie dem Handel vom 
Lager mit Brennstoffen geschuldet ist.

Positiv war im Einzelhandel auch die Entwicklung der 
Beschäftigung. Dabei nahm die Zahl der Vollzeitbeschäf-
tigten deutlich stärker zu als die Zahl der Teilzeitbeschäf-
tigten.

Im Bereich des Handels mit und der Instandhaltung und 
Reparatur von Kraftfahrzeugen kam es im Berichtszeit-
raum, im Gegensatz zu den Vorquartalen, zu einem kräf-
tigen Umsatzplus. Dies deutet darauf hin, dass sich die 
Nachfrage nach Automobilen, die im bisherigen Jahres-
verlauf wegen der „Abwrackprämie“ im Jahr 2009 eher 
flau war, wieder normalisiert. Die Zahl der Beschäftigten 
dieser Wirtschaftsabteilung nahm etwas zu, wobei sich 
die Zahl der Teilzeitbeschäftigten sogar deutlich erhöh-
te, während die Zahl der Vollzeitbeschäftigten geringfü-
gig abnahm.

Arbeitsmarkt 4. Quartal 2010

Die Wirtschaft erholt sich von der schweren Rezession 
2009 besser als noch vor einem Jahr erhofft. Im ersten 
Halbjahr 2010 stieg das Bruttoinlandsprodukt in Hessen 
preisbereinigt um 2,7 %, nachdem der Produktionsein-
bruch im Jahr 2009 mit – 4,3 % beispiellos in der Ge-
schichte Hessens war. Die kräftigen Zuwächse im Jahr 
2010 spiegeln daher Aufholeffekte wider, die sich so 

nicht fortschreiben lassen. Für das Gesamtjahr 2010 wird 
nach unserer Prognose das Bruttoinlandsprodukt um 
2,8 % zulegen. Gesamtwirtschaftlich betrachtet steht der 
Aufschwung auf guten Füßen. Das bestätigen auch die 
aktuellen Umfrageergebnisse der Arbeitsgemeinschaft 
Hessischer Industrie- und Handelskammern zum Jah-
resbeginn1). Der IHK-Geschäftsklimaindex übertrifft mit 
128,1 Punkten deutlich das Vorkrisenniveau und liegt 
nur knapp unter dem Spitzenwert vom Mai 2007 (128,6). 
Insbesondere die Industrie, das Verkehrsgewerbe, der 
Einzelhandel und das Gastgewerbe verzeichnen eine 
große „Dynamik“. 

Die kräftige Erholung der Konjunktur lässt die Beschäf-
tigungspläne der Unternehmen erneut deutlich anstei-
gen. Knapp 23 % (Herbstumfrage 20 %) der hessischen 
Unternehmen wollen ihren Personalbestand ausweiten. 
Nur noch 10 % rechnen mit einem Abbau. Der resultie-
rende Saldo liegt mittlerweile mehr als 23 Punkte über 
dem langjährigen Durchschnitt. Insbesondere Unter-
nehmen mit 20 bis 500 Beschäftigten wollen ihr Perso-
nal aufstocken, 60 % ihren Bestand zumindest halten. 
Aber auch kleine Unternehmen mit bis zu 20 Mitarbei-
tern wollen mehr Personal einstellen. Bei diesen Betrie-
ben liegt der Saldo der Beschäftigungsabsichten bei 
+ 5 Prozentpunkten. Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass die Einstellungsbereitschaft der Unternehmen zum 
Jahresende anhaltend hoch war. Dies zeigen auch das 
ifo Beschäftigungsbarometer und der Stellenindex der 
Bundesagentur für Arbeit.

Die aktuelle Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich weiter 
verbessert. In Hessen waren im dritten Quartal 2010 rund 
3,14 Mill. Personen erwerbstätig, rund 18 000 oder 0,6 % 
mehr als im entsprechenden Vorjahresquartal. Damit 
setzte sich der im Frühjahr 2010 einsetzende Beschäfti-
gungsaufbau im dritten Quartal verstärkt fort. Im zweiten 
Quartal betrug der Zuwachs im Jahresvergleich 0,3 %. 
Die Zahl der Erwerbstätigen erreichte den höchsten 
Stand in einem dritten Quartal seit Beginn der Berech-
nungen. Der Zuwachs der Erwerbstätigkeit im Vorjahres-
vergleich resultierte vorwiegend aus der gestiegenen 
Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Ar-
beitnehmer. Die hessische Entwicklung lag im Berichts-
quartal leicht unter dem Bundesdurchschnitt bzw. dem 
der alten Bundesländer ohne Berlin (+ 0,8 bzw. + 0,7 %). 

Im Vergleich zum Vorquartal nahm die Zahl der Erwerbs-
tätigen in Hessen im dritten Quartal 2010 um knapp 
16 000 Personen oder 0,5 % zu. Der Anstieg fiel damit 
deutlich stärker aus als im Durchschnitt der letzten 8 Jah-
re (+ 10 000 Personen) für das gleiche Quartal. 

Die Erwerbstätigkeit entwickelte sich in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen unterschiedlich. Beschäftigungs-
verlusten im Produzierenden Gewerbe (ohne Bau) stan-
den Zugewinne in den Dienstleistungsbereichen gegen-

1) Siehe Gutachten „Die Konjunktur in Hessen“ Jahresbeginn 2011. He-
rausgegeben von der Arbeitsgemeinschaft hessischer Industrie- und 
Handelskammern.
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über. Im Produzierenden Gewerbe ohne Baugewerbe 
wurden im dritten Quartal 2010 im Vergleich zum Vor-
jahresquartal 7100 Stellen oder 1,3 % abgebaut, haupt-
sächlich im Verarbeitenden Gewerbe, das besonders 
stark von der Rezession betroffen war. Hier setzte sich 
der im vierten Quartal 2008 begonnene Beschäftigungs-
abbau im Berichtsquartal noch fort. Allerdings waren die 
Beschäftigungsverluste nicht mehr so hoch wie in den 
Vorquartalen, als der Beschäftigungsabbau noch 4,1 % 
(1. Quartal 2010) bzw. 2,9 % (2. Quartal 2010) betrug. Im 
Baugewerbe nahm im Berichtsquartal die Erwerbstätig-
keit gegenüber dem Vorjahresquartal um 1,1 % zu. Im 
Bereich „Land- und Forstwirtschaft; Fischerei“ blieb die 
Erwerbstätigenzahl im Vergleich zum Vorjahr unverän-
dert. 

In den Dienstleistungsbereichen insgesamt erhöhte sich 
die Erwerbstätigenzahl um knapp 23 400 oder 1,0 %. 
Die Entwicklung in den drei Teilbereichen war jedoch 
unterschiedlich. Während im Wirtschaftsbereich „Han-
del, Gastgewerbe und Verkehr“ die Erwerbstätigkeit um 
430 Personen (– 0,1 %) leicht zurückging, war im Bereich 
„Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienst-
leister“ ein Anstieg von 9600 Personen (+ 1,4 %) festzu-
stellen. Am stärksten nahm jedoch der Wirtschaftsbe-
reich „Öffentliche und private Dienstleister“ mit 14 200 
Stellen (+ 1,6 %) zu. 

Spiegelbildlich zur Zunahme der Erwerbstätigkeit sank 
die Zahl der registrierten Arbeitslosen. Inzwischen ist 
— gemessen an der Zahl der Personen — ein Stand er-
reicht, wie er Anfang der Neunziger Jahre zuletzt er-
reicht wurde. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass die 
Ergebnisse durch gesetzliche Maßnahmen beeinflusst 
wurden. Zu Beginn der Jahre 2008 und 2009 wurde die 
Definition des Arbeitslosenbegriffs modifiziert, sodass 
bestimmte Personengruppen seitdem nicht mehr als Ar-
beitslose gelten. Das betrifft vor allem ältere Arbeitslose 
und auch Personen, deren Vermittlung an private Dienst-
leister übertragen wurde. Ohne diese Veränderungen in 
der statistischen Erfassung würde die aktuelle Zahl der 
Arbeitslosen höher liegen. 

Die registrierte Zahl der Arbeitslosen sank im vier-
ten Quartal im Vergleich zum Vorjahresquartal um 
13 600 Personen oder 6,9 %. Im Vergleich mit dem Vor-
krisenniveau nahm die Arbeitslosigkeit um 9100 oder 
4,7 % ab. Die 200 000er-Marke wurde zum zweiten Mal 
in Folge unterschritten, obwohl in den ersten beiden 
Quartalen 2010 diese Grenze noch überschritten wurde. 
Am Ende des Berichtsquartals waren 183 400 Männer 
und Frauen als arbeitslos gemeldet. In den alten Ländern 
(ohne Berlin) entwickelte sich die Zahl der Arbeitslosen 

mit einem Minus von 8,2 % erstmals seit dem ersten 
Quartal 2009 deutlich günstiger. Bis zum dritten Quartal 
2010 waren die Veränderungsraten durchschnittlich um 
zwei Prozentpunkte schlechter als in Hessen. Rückgän-
ge gab es — mit Ausnahme von Bremen (+ 0,4 %) — in 
allen Ländern, am stärksten in Baden-Württemberg und 
Bayern (jeweils – 14 %). In den neuen Ländern ging die 
Arbeitslosigkeit ebenfalls zurück (– 9,1 %), am stärksten 
in Thüringen und Sachsen-Anhalt.

Im vierten Quartal meldeten sich 45 800 Menschen bei 
einer hessischen Agentur oder einem Träger der Grund-
sicherung arbeitslos, während gleichzeitig 46 200 Perso-
nen ihre Arbeitslosigkeit beendeten. Im Vergleich zum 
Vorjahr verringerten sich die Zugänge um 2,2 %, die Ab-
gänge gingen sogar um 5,3 % zurück. Aussagekräftiger 
als absolute Zahlen sind die Zu- bzw. Abgangsraten2), die 
die Zu- bzw. Abgänge auf den Bestand des Vorzeitrau-
mes beziehen. Bezogen auf den Arbeitslosenbestand 
beendeten im vierten Quartal mehr Menschen ihre Ar-
beitslosigkeit, die Abgangsrate erhöhte sich im Jahres-
vergleich um 0,6 Prozentpunkte auf 25 %. Dagegen wies 
die Zugangsrate einen Anstieg von 1,4 Prozentpunkten 
auf und lag im vierten Quartal bei 24,8 %.

Die hessische Arbeitslosenquote auf Basis aller zivilen Er-
werbspersonen belief sich im Berichtsquartal auf 5,9 %. 
Im Vergleich zum Vorjahresquartal nahm sie um 0,5 Pro-
zentpunkte, im Vergleich zum Vorquartal um 0,4 Prozent-
punkte ab. Sie lag damit geringfügig unter der Quote der 
alten Länder, aber weiterhin klar unter der gesamtdeut-
schen Quote von 7,1 %. Hessen belegte damit weiterhin 
hinter Bayern, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz 
den vierten Platz im Länderranking. Die höchsten Ar-
beitslosenquoten hatten Berlin (12,7 %), Mecklenburg-
Vorpommern (11,8 %) und Bremen (11,6 %).

In der Unterbeschäftigung sind nach dem Konzept der 
Bundesagentur für Arbeit neben den Arbeitslosen auch 
die Personen enthalten, die an den Arbeitsmarkt entlas-
tenden Maßnahmen teilnehmen oder zeitweise erkrankt 
sind und deshalb nicht als arbeitslos gezählt werden. 
Damit wird ein umfassenderes Bild vom Defizit an regu-
lärer Beschäftigung in einer Volkswirtschaft gegeben. Im 
vierten Quartal 2010 lag die Unterbeschäftigung (ohne 
Kurzarbeit) in Hessen bei 245 000  Personen. Sie nahm 
sowohl gegenüber dem Vorquartal (– 4,4 %) als auch 
gegenüber dem Vorjahresquartal (– 9,4 %) ab. Die Ent-
lastung durch arbeitsmarktpolitische Instrumente (ohne 
Kurzarbeit) war insgesamt rückläufig. Sie reduzierte sich 
sowohl gegenüber dem Vorquartal (– 4,6 %) als auch 
gegenüber dem Vorjahresquartal (– 10,1 %). Abnahmen 
gab es bei der beruflichen Weiterbildung, bei Maßnah-
men zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung, bei 
Arbeitsgelegenheiten und bei den Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, die allerdings nur noch von geringer Be-

2) Zu- bzw. Abgangsraten beziehen den Zu- bzw. Abgang des laufenden 
Berichtszeitraums auf den Bestand des Vorzeitraums und ermöglichen 
damit Aussagen zur relativen Bedeutung von Abgängen bzw. Zugängen 
bei abnehmenden oder zunehmenden Beständen. 
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deutung sind. Einen Zuwachs verzeichnete lediglich die 
Förderung der Selbstständigkeit (Gründungszuschuss). 
Die Unterbeschäftigungsquote, die sich aus dem Ver-
hältnis von Unterbeschäftigten und der erweiterten Zahl 
von zivilen Erwerbspersonen berechnet, lag im Quartals-
durchschnitt bei 7,8 % und damit — wie die Arbeitslosen-
quote — klar unter der Quote für Gesamtdeutschland 
bzw. für die alten Länder (9,6 bzw. 8,2 %). 

Vom Rückgang der  Arbeitslosigkeit konnten nicht alle 
Personengruppen profitieren. Die Zahl der Arbeitslosen 
über 50 Jahre stieg im Jahresvergleich weiter auf 54 010 
an (+ 4,4 %). Fast 30 % aller Arbeitslosen in Hessen ge-
hören mittlerweile dieser Altersgruppe an. Besonders 
hoch war der Zuwachs bei der Untergruppe der über 
55-Jährigen. Hier stieg die Arbeitslosigkeit sogar um 
10 % im Vorjahresvergleich. Obwohl die Erwerbsquoten 
für die Gruppen ab 50 Jahre oder älter in den letzten 
Jahren merklich anstiegen, fanden offenbar ältere ar-
beitslose Personen nur schwer in den Arbeitsmarkt zu-
rück. Die Arbeitslosenquote lag bei 6,7 % und war damit 
nur geringfügig höher als im vierten Quartal 2009, aber 
0,8 Prozentpunkte höher als die der Arbeitslosen insge-
samt. 

Frauen und Männer konnten von der positiven Entwick-
lung nicht im gleichen Maße profitieren. Im Vergleich 
zum Vorjahr gab es 10 500 arbeitslose Männer weniger 
(– 10,0 %). Dem stand eine Abnahme bei der Zahl der ar-
beitslosen Frauen  von 3100 Personen (– 3,4 %) gegen-
über. Männer waren allerdings im Krisenjahr 2009 auch 
deutlich stärker betroffen, als deren Zugänge an Arbeits-
losen deutlich über der Entwicklung bei den Frauen la-
gen. In Hessen waren im Berichtsquartal 95 100 Männer 
und 88 400 Frauen arbeitslos. Die jeweiligen Quoten 
betrugen für die Männer 5,8 % und für die Frauen 6,1 %.

Seit dem ersten Quartal 2010 sank im Berichtsquartal 
zum vierten Mal in Folge im Vorjahresvergleich die Zahl 
der unter 25-jährigen Arbeitslosen. Diese Gruppe pro-
fitierte überdurchschnittlich vom Rückgang der Arbeits-
losenzahlen. Ihre Zahl sank gegenüber dem Vorjahr um 
17 % auf nunmehr 16 500 Personen. 

Von den 183 400 Arbeitslosen im vierten Quartal wur-
den rund 30 % oder 56 500 im Rechtskreis SGB III von 
einer Agentur für Arbeit und knapp 127 000 oder 70 % 
im Rechtskreis SGB II von einem Träger der Grundsiche-
rung betreut. Die Arbeitslosenzahl ist in beiden Rechts-
kreisen gesunken, aber deutlich verhaltener im Rechts-
kreis SGB II. Gegenüber dem Vorjahr verringerte sich die 
Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB III um 12 %, während 
diese im Rechtskreis SGB II um 4,6 % sank. Die Arbeits-
losenzahl im Rechtskreis SGB III lag auf dem Niveau des 
vierten Quartals 2008, dem Beginn der Krise; im Rechts-
kreis SGB II gab es dagegen über 9000 Personen oder 
6,7 % weniger. 

Die Langzeitarbeitslosigkeit insgesamt (ohne die Daten 
zugelassener kommunaler Träger) war im Vorjahres-
vergleich weiterhin rückläufig. Die Zahl der länger als 
12 Monate Arbeitslosen nahm gegenüber dem Vorjahr 
um 2200 auf 37 700 Personen ab. Der Anteil an den 
Arbeitslosen insgesamt erhöhte sich leicht um 0,3 Pro-
zentpunkte, da die Arbeitslosenzahl insgesamt stärker 
zurückging als die Zahl der Langzeitarbeitslosen. Die 
rückläufige Zahl der Langzeitarbeitslosen betraf allein 
den Rechtskreis SGB II (– 3000), im Rechtskreis SGB III 
erhöhte sie sich (+ 810). Bei Langzeitarbeitslosen im 
Rechtskreis SGB III handelt es sich zum größten Teil um 
Nicht-Leistungsempfänger, bei denen z. B. als Berufs-
rückkehrer oder Berufseinsteiger kein Anspruch auf 
Arbeitslosengeld besteht oder die wegen mangelnder 
Bedürftigkeit kein Arbeitslosengeld erhalten. Weiterhin 
werden hier ältere Arbeitslose nachgewiesen, die Leis-
tungsansprüche von mehr als 12 Monaten haben.

Die Arbeitslosigkeit ging in allen 3 Regierungsbezirken 
zurück, jedoch, wie bereits in den Vorquartalen, unter-
schiedlich stark. Nord- und Mittelhessen verzeichneten 
im Vergleich zum Vorjahr den größten Rückgang (– 13,4 
bzw. – 7,3 %). In Südhessen reduzierte sich die Zahl der 
Arbeitslosen um 4,6 %.

In 22 von den 26 kreisfreien Städten und Landkreisen 
verringerte sich die Zahl der Arbeitslosen im Jahres-
vergleich. Zuwächse zwischen 0,6 und 1,0 % gab es 
im Hochtaunuskreis, im Landkreis Offenbach, im Main-
Taunus-Kreis und im Rheingau-Taunus-Kreis. Von den 22 
Regionaleinheiten mit Rückgängen meldeten 2 Kreise 
Abnahmen um mehr als 20 %, und in 6 Kreisen und einer 
kreisfreien Stadt gab es Rückgänge von mehr als 10 %. 
Am stärksten sank die Arbeitslosenzahl in Hersfeld-
Rotenburg (– 27,4 %), im Kreis Waldeck-Frankenberg 
(– 21,8 %), im Vogelsbergkreis (– 17,4 %) und im Land-
kreis Fulda (– 16,3 %). In der kreisfreien Stadt Kassel 
nahm zwar die Zahl der Arbeitslosen im Jahresvergleich 
ebenfalls ab (– 3,5 %), aber im Vergleich mit der Entwick-
lung zu den Vorquartalen deutlich abgeschwächt (drittes 
Quartal: – 16,6 %, zweites Quartal: – 21,6 %). Von den 
südhessischen Regionen meldeten nur der Landkreis 
Bergstraße und die kreisfreie Stadt Offenbach am Main 
starke Rückgänge (– 13,7 bzw. – 11,2 %). Die restlichen 
13 Landkreise und kreisfreien Städte meldeten Abnah-
meraten zwischen 2,0 % (kreisfreie Stadt Wiesbaden) 
und 9,6 % (Odenwaldkreis).

Im Vergleich zum Vorquartal verringerten sich in allen 
kreisfreien Städten und Landkreisen die Arbeitslosen-
zahlen. In Südhessen war der Rückgang mit 5,1 % schwä-
cher als im Landesdurchschnitt (– 5,8 %), während er in 
Mittel- und Nordhessen mit 6,9 bzw. 7,2 % darüber lag. 
In Nordhessen sank die Arbeitslosigkeit insbesondere 
im Landkreis Hersfeld-Rotenburg (– 14,0 %) und in den 
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Landkreisen Schwalm-Eder, Fulda sowie in Waldeck-

Frankenberg beträchtlich (jeweils gut – 10 %). Einen 

ähnlich hohen Abbau der Arbeitslosigkeit gab es in Mit-

telhessen nur im Vogelbergskreis (– 10,9 %). Es folgten 

aus Südhessen der Odenwaldkreis und die kreisfreien 

Städte Darmstadt und Offenbach mit Abnahmeraten 

zwischen 8,9 bis 8,2 %. 

Die unterschiedlichen Entwicklungen führten auch im 

vierten Quartal dazu, dass die Bandbreite der Arbeits-

losenquote in den Regionen sich weiter verringerte. Sie 

lag zwischen 4,1 % (Hochtaunuskreis) und 10,2 % (kreis-

freie Stadt Kassel). Der Abstand zwischen den Regionen, 

der noch im vierten Quartal 2009 bei 7,3 Prozentpunk-

ten lag, nahm im Berichtsquartal auf 6,1 Prozentpunk-

Arbeitsmarkt in Hessen nach Quartalen1)

Art der Angabe

Maß- 
bzw. 

Mengen- 
einheit

2009 2010

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Erwerbstätige

Erwerbstätige (Inland)  i n s g e s a m t 1000 3 147,8 3 100,7 3 124,3 3 140,3 …

Zu- bzw. Abnahme (–) der Erwerbstätigenzahlen 
  gegenüber dem Vorjahresquartal

 
%

 
0,0

 
– 0,1

 
0,3  0,6

 
…

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort 1000 2 192,4 2 168,8 2 183,7 2 207,4 …

Arbeitslose

Arbeitslose  i n s g e s a m t Anzahl  197 022  215 471  201 507  194 773  183 409

und zwar    
    Männer

„
  

105 513
 

 119 102
 

 107 426
 

 100 564
 

 95 051

    Frauen „  91 508  96 369  94 080  94 209  88 357

     in der Altersgruppe von … Jahren 
      15 bis unter 25

„
 

 19 886
 

 22 122
 

 19 276
  

21 746
 

 16 511

        dar. 15 bis unter 20 „  4 073  3 948  3 500  4 505  3 394

      50 oder älter „  51 714  57 173  56 287  54 696  54 010

        dar. 55 oder älter „  28 957  32 253  32 480  32 165  31 960

    Ausländer „  47 949  51 064  48 720  47 145  45 687

    im Rechtskreis III „  63 956  76 870  65 619  63 395  56 469

    im Rechtskreis II „  133 066  138 601  135 888  131 379  126 939

Zu- bzw. Abnahme (–) der Arbeitslosenzahlen 
  gegenüber dem Vorjahresquartal

%
 

2,4
 

– 1,1
 

– 7,0
 

– 8,6
 

– 6,9

Arbeitslosenquote2)  i n s g e s a m t „ 6,4 7,0 6,5 6,3 5,9

und zwar    
    Männer

„
 

6,4
 

7,2
 

6,5
 

6,1
 

5,8

    Frauen „ 6,3 6,7 6,5 6,5 6,1

    in der Altersgruppe von … Jahren 
      15 bis unter 25

„
 

5,9
 

6,6
 

5,8
 

6,6
 

5,0

        dar. 15 bis unter 20 „ 3,9 3,8 3,6 4,7 3,6

      50 oder älter „ 6,6 7,4 7,1 6,8 6,7

        dar. 55 oder älter „ 6,8 7,6 7,5 7,2 7,2

    Ausländer „ 14,0 14,9 14,2 13,8 13,3

    Deutsche „ 5,4 5,9 5,5 5,3 5,0

Gemeldete Stellen

Gemeldete Stellen  (Bestand)3) Anzahl  24 011  24 206  29 526  34 914  34 637

Kurzarbeit

Betriebe mit Kurzarbeit4) Anzahl  3 961  4 665  2 906 … …

Kurzarbeiter4) „  64 986  63 197  31 508 … …

Anzeigen über Kurzarbeit „ 616 501   186   130   414

Anzahl d. i. d. Anzeigen über Kurzarbeit 
    genannten Personen

„
 

 10 617
 

 6 065
 

 2 756
 

 1 656
 

 5 843

1) Durchschnittswerte des Quartals. — 2) Bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen. — 3) Ohne geförderte Stellen des zweiten Arbeitsmarktes. —  
4) Daten liegen erst 5 Monate nach den Quartalsergebnissen vor. 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnung sowie „Arbeitskreis Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder“.
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te ab. Von den 26 kreisfreien Städten und Landkreisen 
blieben 17 unter der landesweiten Quote von 5,9 %. Im 
Vergleich der Regierungsbezirke lagen die Quoten der 
Regierungsbezirke Darmstadt und Gießen jeweils mit 
6,0 % knapp über dem Landesdurchschnitt, während 
der Regierungsbezirk Kassel mit 5,7 % diese Quote wie 
schon im Vorquartal unterschritt. 

Die gemeldeten Arbeitsstellen erhöhten sich im vierten 
Quartal gegenüber dem Vorquartal saisonbereinigt um 
14 700. Nicht saisonbereinigt belief sich der Bestand auf 
34 600 Arbeitsstellen3). Gegenüber dem Vorjahr war das 
ein Anstieg von 10 600 oder 44 %. Somit lag der offe-
ne Stellenbestand wieder auf dem Niveau vor Beginn 
der Finanzkrise (Durchschnitt zweites und drittes Quar-
tal 2008: 34 500). Die durchschnittliche Zeitspanne vom 
gewünschten Besetzungstermin bis zur Abmeldung 
der Stelle, die sogenannte Vakanzzeit, belief sich auf 
60 Tage. Das waren 4 Tage weniger als vor einem Jahr, 
aber 5 Tage mehr als im Vorquartal. Von den offenen 
Stellen entfielen etwa ein Drittel auf die Arbeitnehmer-
überlassung (Zeitarbeit), 11 % auf den Handel, Instand-
haltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und knapp 
8 % auf das Gesundheits- und Sozialwesen. Auf das Ver-
arbeitende Gewerbe entfielen gut 6 % der gemeldeten 
Stellen, auf das Gastgewerbe 5,5 % und auf Verkehr und 
Lagerei sowie das Baugewerbe jeweils 4,5 %. 

Nach den jüngsten vorläufigen hochgerechneten Daten 
wurde im Oktober 12 800 Arbeitnehmern konjunkturel-
les Kurzarbeitergeld nach § 170 SGB III gezahlt, das wa-
ren 58 470 oder 82 % weniger als vor einem Jahr4). Zum 
Höhepunkt der Inanspruchnahme im April/Mai 2009 
gab es noch über 90 000 konjunkturelle Kurzarbeiter. 
Damit erreichten die Kurarbeiterzahlen im Oktober 2010 
nur noch 14 % des Höhepunktes der Inanspruchnahme. 

Im November lag die sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung nach ersten Hochrechnungen der Bundes-
agentur für Arbeit in Hessen um 1,6 % über dem Vor-
jahresergebnis. Alle Bundesländer verzeichneten einen 
Beschäftigungsanstieg, der in Niedersachsen (+ 2,5 %) 
sowie in Bayern und Thüringen am stärksten ausfiel (je-
weils + 2,4 %). Bundesweit erhöhte sich die Zahl der so-
zialversicherungspflichtigen Personen um 2,0 %. Hessen 
bleibt weiterhin hinter der gesamtdeutschen Entwick-
lung zurück. 

Die Beschäftigung stieg in allen großen Wirtschaftsbe-
reichen, am stärksten im Bereich „Wirtschaftliche Dienst-
leistungen“ (+ 4,7 %). Dies wurde durch den starken 

Anstieg der Arbeitnehmerüberlassung beeinflusst, die 
hier statistisch nachgewiesen wird. Sie stieg im Vergleich 
zum Vorjahr um 11 800 Personen oder 26,2 % auf 56 600 
und erreichte somit das Vorkrisenniveau. Der Anteil der 
Arbeitnehmerüberlassung an den sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigen Arbeitnehmern betrug 2,5 %; be-
zogen auf alle Erwerbstätige sind das rund 1,8 %. Dies 
entsprach in etwa dem Anteil des hessischen Maschi-
nenbaus oder des Ernährungsgewerbes. 

Stark zulegen konnte wie schon in den Jahren zuvor die 
Beschäftigung im Bereich „Gesundheits- und Sozialwe-
sen“ (+ 4,4 %). Die Arbeitsplätze sind hier zu einem gro-
ßen Teil finanziell abhängig von den Sozialversicherun-
gen. Konjunkturelle Einflüsse machen sich nicht so stark 
bemerkbar. Der Anteil der Teilzeit- oder geringfügig 
Beschäftigen ist hier überdurchschnittlich. Hierdurch er-
klärt sich auch ein Teil des stetigen Aufbaus der Teilzeit-
beschäftigung.

Auch im Verarbeitenden Gewerbe wurde die Talsohle 
durchschritten. Erstmals seit März 2009 nahm im Jah-
resvergleich die Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten nicht mehr ab. Der Beschäftigtenstand ist 
jedoch noch weit vom Vorkrisenniveau entfernt. Aller-
dings ist zu berücksichtigen, dass nicht zuletzt die Unter-
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes in erheblichem 
Maße auf Leiharbeiter zurückgreifen. Vor allem bei den 
Leiharbeitsfirmen nahm die Beschäftigung nach dem kri-
senbedingten starken Einbruch ernorm zu.

Trend setzt sich fort: Weniger Unternehmen, aber mehr 
Verbraucher insolvent

Von Oktober bis Dezember 2010 haben die hessischen 
Amtsgerichte über 393 Anträge auf Insolvenz von Un-
ternehmen entschieden. Das sind gut 16 % weniger als 
im vierten Quartal des Vorjahres. Der Anteil der mangels 
Masse abgewiesenen Anträge liegt mit knapp 30 % zwar 
etwas höher als in den ersten 3 Quartalen des Jahres 
2010 (knapp 29 %), aber noch unter dem Durchschnitt 
des vergangenen Jahres (gut 31 %). Die voraussichtli-
chen offenen Forderungen der Gläubiger bezifferten 
die Gerichte für das vierte Quartal 2010 auf insgesamt 
529 Mill. Euro. Dies entspricht gut 1,3 Mill. Euro je be-
antragter Insolvenz. Insgesamt waren 1154 Beschäftigte 
von der Insolvenz ihres Arbeitgebers betroffen.

Die Entwicklung in den einzelnen Branchen verlief recht 
unterschiedlich. Einen deutlichen Rückgang der Insol-
venzen gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjah-
res gab es im Bereich „Information und Kommunikation“ 
(– 44 %), im Verarbeitenden Gewerbe (– 38 %), im Bau-
gewerbe (– 34 %) sowie im Handel (– 33 %). Ein Anstieg 
der Insolvenzfälle wurde vor allem bei den freiberufli-
chen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistun-
gen (+ 31 %) und im Gastgewerbe (+ 19 %) beobachtet.

3) Zum Berichtsmonat Juli 2010 erfolgte die Umstellung der Berichter-
stattung auf gemeldete Arbeitsstellen der Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit. Die Berichterstattung über die geförderten gemeldeten Stel-
len wurde eingestellt.
4) Die Kurzarbeiterstatistik wurde rückwirkend bis zum Januar 2009 um-
gestellt. Siehe hierzu Methodenbericht „Statistik über Kurzarbeit von 
Betrieben und Kurzarbeiter — Umstellung der Datenbasis und der statis-
tischen Methode“ vom 24. Juni 2010.
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Die Zahl der Verbraucherinsolvenzen erreichte im vier-
ten Quartal 2010 mit 1959 Anträgen den höchsten Stand 
seit Einführung der Verbraucherinsolvenz im Jahr 1999. 
Gegenüber dem dritten Quartal 2010 wurden knapp 
3 % und gegenüber dem vierten Quartal 2009 gut 11 % 
mehr Verbraucherinsolvenzen registriert. Die voraus-
sichtlichen Forderungen je Verbraucherinsolvenz lagen 
mit 70 400 Euro leicht über dem schon hohen Wert des 
vorherigen Quartals (69 600 Euro) und deutlich über 
dem Wert des vierten Quartals 2009 (63 600 Euro).

Bei den Insolvenzen der ehemals selbstständig Tätigen 
wird unterschieden zwischen Personen, die aufgrund 
nicht überschaubarer Vermögensverhältnisse (mehr als 
19 Gläubiger oder Verbindlichkeiten aus Arbeitsverhält-
nissen) wie Unternehmen das Regelinsolvenzverfahren 
durchlaufen und Personen mit überschaubaren Vermö-
gensverhältnissen, auf die das vereinfachte Verfahren 
wie für Verbraucher angewendet wird. Die Zahl der 
Regelinsolvenzverfahren ehemals selbstständig Tätiger 
lag im vierten Quartal mit 389 gut 3 % niedriger als im 
dritten Quartal 2010 und knapp 7 % unter dem Wert 
des entsprechenden Vorjahresquartals. Die voraussicht-
lichen Forderungen je Regelinsolvenz ehemals Selbst-
ständiger lagen mit 241 000 Euro nochmals merklich 
über dem schon hohen Niveau des vorherigen Quar-
tals (201 000 Euro). Mit 169 Anträgen auf vereinfachte 
Verfahren ehemals Selbstständiger im vierten Quartal 
2010 wurde das Ergebnis des vorherigen Quartals leicht 
(+ 4 %) und das des entsprechenden Vorjahresquar-
tals (+ 40 %) deutlich überschritten. Die voraussichtli-
chen Forderungen je Verfahren lagen bei 146 000 Euro 
(124 000 Euro im dritten Quartal 2010).

Inflationsrate zum Jahresende 2010 merklich 
gestiegen

Der Verbraucherpreisindex lag im vierten Quartal 2010 
um 1,3 % über dem Niveau des gleichen Vorjahreszeit-
raums und 0,4 % höher als im dritten Quartal 2010. Der 
Anstieg der Inflationsrate von 0,9 % im dritten auf 1,3 % 
im vierten Quartal wurde insgesamt gesehen vollständig 
durch Preissteigerungen am aktuellen Rand hervorgeru-
fen (Zunahme des Index von 107,6 im dritten auf 108,0 
im vierten Quartal). Trotz des merklichen Anstiegs der 
Inflationsrate im vierten Quartal, mit dem Jahreshöchst-
wert von 1,5 % im Dezember, betrug die Inflationsrate im 
Durchschnitt des Jahres 2010 lediglich 0,8 %.

Im vierten Quartal 2010 lag der Preisindex für Mineralöl-
produkte (Heizöl und Kraftstoffe) 12,5 % über dem Wert 
des vergleichbaren Vorjahresquartals. Heizöl verteuerte 
sich um 22,3 % und Kraftstoffe um 9,9 %. Der Gaspreis 
stieg erstmals nach den teils kräftigen Preissenkungen 
der vergangenen 5 Quartale wieder an, und zwar um 
5,6 %. Da der Gaspreis mit einer zeitlichen Verzögerung 

von etwa einem Dreivierteljahr dem Ölpreis folgt, ist 
ein weiterer Anstieg zu erwarten. Strom verteuerte sich 
im vierten Quartal 2010 mit einer Jahresrate von 1,6 %. 
Der Index für Haushaltsenergie insgesamt (Heizöl, Gas, 
Strom, feste Brennstoffe, Zentralheizung und Fernwär-
me) lag 4,4 % über dem Wert des entsprechenden Vor-
jahresquartals. 

Das Niveau der Nahrungsmittelpreise stieg im vierten 
Quartal 2010 leicht an (gegenüber dem dritten Quartal 
2010 um 0,1 %), sodass die Jahresteuerungsrate für Nah-
rungsmittel im vierten Quartal mit 3,0 % den höchsten 
Stand seit 2 Jahren erreichte. Die Preisentwicklung der 
einzelnen Produkte verlief recht unterschiedlich. Teu-
rer wurden binnen Jahresfrist Gemüse (+ 14,7 %), Obst 

Verbraucherpreisindex in Hessen

Art der Angabe
2009 2010

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

2005 = 100

Verbraucherpreisindex 106,6    107,0    107,3    107,6    108,0    

darunter

  Nahrungsmittel 110,2    113,0    114,2    113,4    113,5    

  Kleidung und Schuhe 99,4    96,2    96,5    94,5    98,4    

  Wohnungsmieten (ohne
    Nebenkosten) 105,7    106,0    106,1    106,5    106,7    

  Haushaltsenergie 119,2    120,0    122,2    122,4    124,4    

  Verkehr 110,2    112,0    113,5    113,0    114,0    

  Heizöl und Kraftstoffe 106,8    112,7    119,3    116,5    120,1    

  Nachrichtenübermittlung 89,2    88,6    88,3    88,0    87,1    

  Unterhaltungselektronik 67,4    65,5    64,8    64,9    63,6    

Zu- bzw. Abnahme (–) gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahresquartal in %

Verbraucherpreisindex 0,3    0,6    0,8    0,9    1,3    

darunter

  Nahrungsmittel – 3,1    – 1,1    1,0    2,9    3,0    

  Kleidung und Schuhe – 0,9    – 2,5    – 2,5    – 2,5    – 1,0    

  Wohnungsmieten (ohne 
    Nebenkosten) 1,2    1,2    1,0    1,0    0,9    

  Haushaltsenergie – 6,3    – 6,3    – 1,1    0,2    4,4    

  Verkehr 2,1    4,6    3,9    2,9    3,4    

  Heizöl und Kraftstoffe 0,5    15,6    15,6    11,3    12,5    

  Nachrichtenübermittlung – 1,7    – 1,9    – 1,8    – 1,8    – 2,4    

  Unterhaltungselektronik – 4,0    – 5,2    – 5,5    – 4,4    – 5,6    

90
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(+ 10,4 %), Speisefette und -öle (+ 4,2 %), Fisch (+ 3,6 %), 
Molkereiprodukte und Eier (+ 0,6 %) sowie Brot- und Ge-
treideerzeugnisse (+ 0,4 %). Lediglich das Preisniveau 
für Fleisch und Fleischwaren blieb unverändert.

Bei Kleidung und Schuhen setzte sich die Tendenz zu sin-
kenden Preisen im vierten Quartal 2010 abgeschwächt 
fort (– 1,0 % gegenüber dem vergleichbaren Vorjahres-
quartal). Der schon länger zu beobachtende Trend sin-
kender Preise für Leistungen der Nachrichtenübermitt-
lung (– 2,4 %) und für Unterhaltungselektronik (– 5,6 %) 
hält an und hat sich sogar wieder etwas verstärkt. Deutli-
che Preissenkungen wurden beispielsweise für Fernseh-
geräte (– 22,3 %), Digitalkameras (– 13,7 %) sowie Note-
books (– 9,5 %) beobachtet. Allerdings gab es auch in 
diesem Bereich Produkte, die teurer wurden, z. B. MP3-
Player (+ 1,4 %) und Scanner (+ 2,5 %).

Gebrauchsgüter für die Haushaltsführung, wie Werk-
zeuge und Geräte für Haus und Garten, verteuerten sich 
im vierten Quartal 2010 um 2,3 % gegenüber dem glei-
chen Quartal des Vorjahres, Glaswaren und Geschirr um 
2,0 %. Die Preise für Heimtextilien sanken binnen Jahres-
frist um 1,6 %, für Haushaltsgeräte um 1,3 % sowie für 
Möbel und Einrichtungsgegenstände um 1,2 %.

Dienstleistungen für private Haushalte wurden durch-
schnittlich 0,8 % teurer. Darunter stiegen insbesondere 
die Preise für die Wartung und Reparatur von Fahrzeu-
gen (+ 3,1 %), ambulante Gesundheitsdienstleistun-
gen (+ 2,7 %), Sport- und Erholungsdienstleistungen 
(+ 2,6 %) sowie die Personenbeförderung im Schienen-
verkehr (+ 2,0 %). Die Jahresteuerungsrate für Woh-
nungsmieten ging im vierten Quartal 2010 leicht auf 
0,9 % zurück.
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Personal im hessischen Hochschulbereich 2009

(Tel: 0611 3802- 355. E-Mail: cpfeil@statistik-hessen.de)Charlotte  P f e i l  

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal

Das wissenschaftliche und künstlerische Personal an 
Hochschulen ist direkt mit Lehre und Forschung und 
damit auch mit der Ausbildung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses betraut. Es wird daher häufig auch für die 
Berechnung von hochschulstatistischen Kennzahlen he-
rangezogen. Beispielhaft seien hier die Betreuungsquo-
ten (wissenschaftliches und künstlerisches Personal be-
zogen auf die Zahl der Studierenden) oder die Kennzahl 
„Drittmittel je Professor“ genannt. Insgesamt waren an 
den hessischen Hochschulen im Jahr 2009 rund 21 800 
Beschäftigte in diesem Bereich tätig, davon 14 500 
oder zwei Drittel hauptberuflich. Dazu zählten die wis-

An den 32 hessischen Hochschulen und den 2 Hochschulkliniken waren Ende 2009 insgesamt rund 42 300 Perso-
nen — ohne studentische Hilfskräfte — beschäftigt. Die meisten davon (34 100) waren an einer Universität oder einem 
Universitätsklinikum tätig. Die Beschäftigten im Hochschulbereich können in 2 Gruppen unterteilt werden: das wis-
senschaftliche und künstlerische Personal, welches in der Regel unmittelbar mit Lehre und Forschung betraut ist, und 
das  nichtwissenschaftliche Personal, welches hauptsächlich studiumsferne Dienstleistungen erbringt. Hierzu zählen 
die Beschäftigten in der Verwaltung und anderen zentralen Einrichtungen der Hochschulen, technische Angestellte 
in Laboren, aber auch die Pflegekräfte an den Universitätskliniken sowie das Verwaltungspersonal in den Fachbe-
reichen. Rund 52 % der Beschäftigten werden dem wissenschaftlichen und künstlerischen Personal zugerechnet. 
Der Frauenanteil bei den Beschäftigten an hessischen Hochschulen insgesamt lag im Jahr 2009 bei 51 % (21 700); 
beim Verwaltungs-, technischen und sonstigen Personal waren es 68 %, beim wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personal 36 %. 

senschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter, die mit 
etwa 10 200 die größte Gruppe bilden, gefolgt von den 
3100 Professoren. Zum hauptberuflichen Personal zähl-
ten weiterhin die Dozenten und Assistenten sowie die 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben. Die einzelnen Per-
sonalgruppen wurden von Frauen und Männern unter-
schiedlich stark besetzt. So lag der Anteil der weiblichen 
Professoren bei 20 %, während von den Lehrkräften für 
besondere Aufgaben 45 % Frauen waren.

In den vergangenen 10 Jahren war die Entwicklung für 
Frauen in den Personalgruppen des hauptberuflich wis-
senschaftlichen und künstlerischen Personals durchweg 
positiv. So verdoppelte sich der Anteil der Frauen an 
den Professoren im Zeitraum der Jahre 2000 (10,3 %) bis 
2009 (20,4 %) nahezu. Sowohl der Anteil der Frauen bei 
den Dozenten und Assistenten als auch bei den wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbeitern stieg von 
24 auf 33 % beziehungsweise von 32 auf 41 % um jeweils 
9 Prozentpunkte (siehe auch Schaubild auf Seite 25).

Das restliche Personal im wissenschaftlichen und künst-
lerischen Bereich (knapp 7400 Personen) arbeitete ne-
benberuflich. Die größte Gruppe war mit 5800 die der 
Lehrbeauftragten — hierunter werden Lehrbeauftragte, 
Honorarprofessoren, Privatdozenten und außerplanmä-
ßige Professoren zusammengefasst. Des Weiteren gab 
es die wissenschaftlichen Hilfskräfte und Tutoren, die 
etwa 15 % des nebenberuflichen Personals ausmachten. 
Die kleinste Gruppe bildeten die Gastprofessoren und 
Emeriti mit 5,9 %. 

Anstieg der Teilzeitarbeit 

Das hauptberuflich beschäftigte Personal im wissen-
schaftlichen und künstlerischen Bereich lässt sich anhand 
der vereinbarten Arbeitszeit  in Voll- und Teilzeitbeschäf-
tigte unterteilen. Insgesamt lag der Anteil der Teilzeit-
arbeitenden hier bei 37 % und damit 17 Prozentpunkte 

Dozenten und Assistenten
Gastprofessoren, Emeriti
Lehrbeauftragte
Lehrkräfte für besondere Aufgaben
Professoren
Wissenschaftliche Hilfskräfte
Wissenschaftliche und
künstlerische Mitarbeiter

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal an
hessischen Hochschulen 2009 nach Personalgruppen

HSL 17/11
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48 % 21 816
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1) Goethe-Universität Frankfurt am Main, 3787 Beschäftigte; Justus-Lie-
big Universität Gießen, 3883 Beschäftigte; Philipps-Universität Marburg, 
3021 Beschäftigte; Technische Universität Darmstadt, 3070 Beschäftig-
te. http://www.beruf-und-familie.de/system/cms/data/dl_data/c54ed-
03328f8786b7908800f554e7458/referenzliste_bundeslaender.pdf (29. 
November 2010). 
2) http://www.beruf-und-familie.de/index.php?c=22#elema583 (13. Ja-
nuar 2011).

höher als der gleiche Anteil bei den sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten insgesamt (am Arbeitsort). Der 
Geschlechteranteil war bei den hauptberuflich Teilzeit-
beschäftigten des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals mit 49 % Männern und 51 % Frauen fast gleich. 
Bei den 9100 Vollzeitbeschäftigten dagegen lagen die 
Anteile von Männern und Frauen bei 72 bzw. 28 %. 

Im Verlauf der letzten 10 Jahre hat die Teilzeitarbeit beim 
hauptberuflich wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personal an Bedeutung gewonnen. Lagen die Anteile 
von Teilzeit- bzw. Vollzeitanstellungen im Jahr 2000 noch 
bei 24 bzw. 76 %, so lagen sie 2009 bei 37 bzw. 63 %. 

Bis 2004 ist ein Anstieg deutlich sichtbar; zwischen 2004 
und 2005 folgte dann nur eine minimale Veränderung. 
Ab 2005 findet wieder ein deutlicher Anstieg der Teil-
zeitarbeit statt. Dieser Anstieg fällt mit der Zertifizierung 
von 41) der großen hessischen Hochschulen im Rahmen 
des Audit familiengerechte Hochschule (gemeinnützi-
ge Hertie Stiftung) zusammen. Ziel des Audit ist es, eine 
tragfähige Balance zwischen den betrieblichen Interes-
sen der Hochschule und den familiären Interessen ihrer 
Beschäftigten und Studierenden zu erreichen und diese 
langfristig in der Hochschule zu verankern2). Diese Zerti-
fizierung ist einer der möglichen Gründe für den Anstieg 
der Teilzeitarbeit. Im Laufe der letzten Jahre wurde diese 
Zertifizierung von weiteren hessischen Hochschulen an-
gestrebt. 

Je nach Personalgruppe unterschieden sich die Anteile 
der Voll- und Teilzeitarbeitenden. Bei den Dozenten und 
Assistenten arbeiteten 2009 nur rund 29 % Vollzeit, von 

Personal an hessischen Hochschulen 2009 nach Geschlecht, Personalgruppen und Hochschularten

Geschlecht
Personal 

insgesamt

davon

wissenschaftliches und künstlerisches Personal
Verwaltungs-, technisches 

und sonstiges Personal

zusammen

davon

hauptberuflich nebenberuflich

zusammen
darunter 

Professoren
zusammen

dar. Lehrbe- 
auftragte1) zusammen

darunter 
Pflegekräfte

Universitäten (inkl. Kliniken)

Männlich 15 417     9 959     7 697     1 426     2 262     1 437     5 458      942     

Weiblich 18 644     6 220     4 669      338     1 551      984     12 424     4 003     

Zusammen 34 061     16 179     12 366     1 764     3 813     2 421     17 882     4 945     

Theologische Hochschulen

Männlich  120      103      59      25      44      34      17     —     

Weiblich  50      24      13      1      11      7      26     —     

Zusammen  170      127      72      26      55      41      43     —     

Kunsthochschulen

Männlich  353      313      80      60      233      227      40     —     

Weiblich  243      173      41      28      132      129      70     —     

Zusammen  596      486      121      88      365      356      110     —     

Fachhochschulen

Männlich 4 213     3 142     1 243      937     1 899     1 784     1 071     —     

Weiblich 2 617     1 367      508      257      859      812     1 250     —     

Zusammen 6 830     4 509     1 751     1 194     2 758     2 596     2 321     —     

Verwaltungsfachhochschulen

Männlich  462      423      114      37      309      308      39     —     

Weiblich  159      92      37      13      55      55      67     —     

Zusammen  621      515      151      50      364      363      106     —     

Hochschulen  i n s g e s a m t

Männlich 20 565     13 940     9 193     2 485     4 747     3 790     6 625      942     

Weiblich 21 713     7 876     5 268      637     2 608     1 987     13 837     4 003     

Zusammen 42 278     21 816     14 461     3 122     7 355     5 777     20 462     4 945     

1) Lehrbeauftragte, Honorarprofessoren, Privatdozenten, außerplanmäßige Professoren.
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den wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeitern 

hatten 55 % eine volle Anstellung. Die Lehrkräfte für be-

sondere Aufgaben waren zu 61 % vollbeschäftigt, wäh-

rend bei den Professoren sogar 94 % Vollzeit arbeiteten. 

In den einzelnen Fächergruppen gab es unterschiedli-

che Anteile von hauptberuflich voll- und teilzeitbeschäf-

tigten Personen. Lediglich bei den Agrar-, Forst- und 

Ernährungswissenschaften, die mit ihren 460 hauptbe-

ruflich Beschäftigten eine eher kleine Fächergruppe dar-

stellen, gab es mehr Teilzeit- als Vollzeitbeschäftigte. Im 

Gegensatz dazu fanden sich bei den Ingenieurwissen-

schaften, mit rund 1900 Beschäftigten die viertgrößte 

Fächergruppe, lediglich 17 % mit einer Teilzeitstelle. Bei 

6 der insgesamt 11 Fächergruppen bewegte sich der 

Anteil der Teilzeitbeschäftigten zwischen 42 % (Rechts-, 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaften) und 46 % (Mathe-

matik, Naturwissenschaften).

Die meisten Beschäftigten waren jünger als 40 Jahre

Über 50  % des wissenschaftlichen und künstlerischen 

Personals waren jünger als 40 Jahre. Ursache dafür war 

hauptsächlich, dass sich die größte Personalgruppe, 

die der wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbei-

ter, vorwiegend aus der Altersgruppe der 25- bis unter 

40-Jährigen rekrutierte. Anhand der Altersverteilung der 
Beschäftigten in den Personalgruppen lassen sich die 
klassischen Karriereverläufe an einer Hochschule recht 
anschaulich aufzeigen. Zum einen gibt es einen großen 
Stamm an jungem, häufig frisch ausgebildetem Perso-
nal, welches durch die Arbeit als wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Mitarbeiter versucht, an der Hochschu-
le oder generell im wissenschaftlichen Bereich Fuß zu 
fassen. Für einen Großteil dieser Beschäftigten dürften 
diese Stellen als Sprungbrett dienen und keine länger-
fristigen Beschäftigungsverhältnisse darstellen. Als ein 
Beispiel hierfür seien die wissenschaftlichen Mitarbeiter 
genannt, die häufig auf diesen Stellen neben ihrer Tätig-
keit an der Hochschule noch ihre Promotion verfassen. 
Die Tatsache, dass sich die Zahl der Personen, die solche 
Stellen innehaben, mit zunehmendem Alter drastisch re-
duziert, spricht für diese Vermutung. 

Auf der anderen Seite erkennt man an der Gruppe der 
Professoren, dass dort die Altersgruppen ab 40 Jahren 
am stärksten vertreten sind. Dies resultiert daraus, dass 
der häufigste Weg zu einer Professorenstelle immer 
noch sowohl über eine Promotion als auch über eine 
anschließende Habilitation führt. Die Einführung der 
Juniorprofessur soll diesen Karriereweg abkürzen und 
es neu Promovierten ermöglichen, ohne Habilitation 
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Wissenschaftliches und künstlerisches Personal an hessischen Hochschulen 2009
nach Personalgruppen und Altersgruppen

Professoren
Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter
Lehrbeauftragte1)

Wissenschaftliche Hilfskräfte, Tutoren
Sonstiges Personal 2)

HSL 20/11
1) Lehrbeauftragte, Honorarprofessoren, Privatozenten, apl. Professoren. —
2) Dozenten und Assistenten, lehrkräfte für bes. Aufgaben, Gastprofessoren, Emeriti.
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und bereits vor dem Erreichen des vierzigsten Lebens-
jahres eine Professorenstelle zu bekleiden3). In Hessen 
wurde mit der Novellierung des Hessischen Hochschul-
gesetzes Ende 2004 die Möglichkeit der Juniorprofes-
sur für den wissenschaftlichen Nachwuchs vorgese-
hen. 2009 waren 70 Juniorprofessoren an hessischen 
Hochschulen beschäftigt, was einem Anteil von 4,1  % 
an allen Universitätsprofessoren entspricht. Betrachtet 
man sich die Altersstruktur, so erkennt man, dass 88 % 
der Juniorprofessoren jünger als 40 Jahre sind. Zum 
Vergleich sind bei den regulären Professoren lediglich 
8,2 % jünger als 40 Jahre. 

Zahl der befristeten Arbeitsverhältnisse unter dem 
wissenschaftlichen und künstlerischen Personal an den 
Hochschulen nahm zu

Der Anteil des hauptberuflich beschäftigten wissen-
schaftlichen und künstlerischen Personals, das mit befris-
teten Verträgen an einer Hochschule angestellt ist, lag 
2009 bei 70 %. Im Jahr 2000 waren lediglich 52 % der 
Beschäftigten befristet angestellt. Es lässt sich hinsicht-
lich der befristeten Arbeitsverhältnisse noch ein Punkt 
anmerken. An den hessischen Universitäten, die mit 
12 400 die meisten hauptberuflich wissenschaftlich und 
künstlerisch Beschäftigten aufwiesen, hatten lediglich 
3000 (24 %) einen unbefristeten Vertrag. In allen anderen 
Hochschularten, sei es an Fachhochschulen (1800 haupt-
beruflich wissenschaftliche und künstlerische Mitarbei-
ter), Theologischen Hochschulen (70), Kunsthochschulen 
(120)  oder Verwaltungsfachhochschulen (150) gab es 
anteilig mehr unbefristete als befristete Arbeitsverhält-
nisse. Für den hohen Anteil von befristeten Anstellungen 
in den Universitäten (86 %) sind unterschiedliche Grün-
de denkbar: Viele der befristet beschäftigten Mitarbeiter 
arbeiteten auf Stellen, die ihnen die Möglichkeit zur Pro-
motion gaben. Stellen für eine solche Weiterqualifikation 
laufen meist mit dem Abschluss der Promotion oder mit 
dem Ende der entsprechenden Drittmittelfinanzierung 
aus. Des Weiteren werden auch wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiter ohne Promotionsabsichten 
häufig über Drittmittel finanziert. Da diese Mittel jedoch 
nur für eine begrenzte Zeit an die Hochschule fließen, 
können auch die entsprechenden Mitarbeiter nur auf 
Zeit eingestellt werden. 

Der Ausländeranteil lag bei 8,7 %

An den hessischen Hochschulen gab es beim wissen-
schaftlichen und künstlerischen Personal 1900 Perso-
nen (8,7 %) mit einer ausländischen Staatsbürgerschaft. 
Die größte Gruppe mit 1180 kam aus dem europäi-
schen Ausland, gefolgt von rund 500 aus Asien. Insge-
samt arbeiteten 85 % des nicht deutschen wissenschaft-

lichen und künstlerischen Personals an einer Universi-
tät (einschl. Hochschulkliniken), knapp 12 % an einer 
Fachhochschule, die übrigen 3 % arbeiteten entweder 
an einer Theologischen Hochschule oder einer Kunst-
hochschule. 

Größter Anteil des nebenberuflichen wissenschaft- 
lichen und künstlerischen Personals an 
Kunsthochschulen 

Ein Drittel (7400) des wissenschaftlichen und künstle-
rischen Personals war nebenberuflich an einer hessi-
schen Hochschule beschäftigt. Für die Kunsthochschu-
len, Verwaltungsfachhochschulen und Fachhochschu-
len spielte dieses Personal zahlenmäßig eine größere 
Rolle als das entsprechende hauptberufliche Personal. 
Der Anteil der nebenberuflich Beschäftigten am wis-
senschaftlichen und künstlerischen Personal insgesamt 
lag bei diesen Hochschularten zwischen 62 und 75 %. 

Innerhalb des nebenberuflichen Personals war die 
wichtigste Personalgruppe die der Lehrbeauftragten; 
über alle Hochschulbereiche hinweg stellten sie ins-
gesamt 79 % der Nebenberufler. Bei den Verwaltungs-
fachhochschulen, Fachhochschulen und Kunsthoch-
schulen stellten sie sogar zwischen 99 und 94 % des 
nebenberuflichen Personals. Ein Grund hierfür könnte 
gerade bei den Verwaltungs- und Fachhochschulen der 
angestrebte Praxisbezug sein. Personen aus Wirtschaft 
oder Verwaltung werden hier in einer Nebentätigkeit 
bei der Ausbildung von Studierenden eingesetzt.  

Nichtwissenschaftliches Personal

Die zweite große Personalgruppe, die sich an den Hoch-
schulen in Hessen findet, ist mit insgesamt 20 500 im 
Jahr 2009 die des nichtwissenschaftlichen (Verwaltungs-, 
technischen und sonstigen) Personals. In den vergange-
nen 10 Jahren hat sich die Zahl der nichtwissenschaft-
lichen Beschäftigten kaum verändert. Allerdings ist ihr 
Anteil am insgesamt im Hochschulbereich beschäftigten 
Personal im Lauf dieser Zeitspanne um rund 7 Prozent-
punkte gesunken — im Jahr 2000 lag er noch bei 55 %. 

Im Jahr 2009 arbeitete der Großteil des nichtwissen-
schaftlichen Personals (87 %) an einer Universität oder 
Hochschulklinik und bestand überwiegend aus 3 Per-
sonalgruppen: 5000 Pflegekräfte, 5800 Beschäftigte im 
Bereich „technisches Personal“ (was auf eine hohe tech-
nische Ausstattung der Universitäten und –kliniken hin-
weist) sowie 4800 Personen, die dem Verwaltungsper-
sonal zuzurechnen sind. An Fachhochschulen arbeiteten 
11 % des nichtwissenschaftlichen Personals; die restli-
chen 2 % verteilten sich auf die anderen Hochschularten.  

Der Anteil der Teilzeitarbeitenden beim nichtwissen-
schaftlichen Personal lag bei 37 %, wobei Frauen häu-
figer in Teilzeit arbeiteten als Männer. Von den 13 800 

3) http://www.lai.ar.tum.de/fileadmin/lai/redakteure/documents/Junior-
professur/faq_zur_juniorprofessur.pdf (10. November 2010).
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Hessischer Zahlenspiegel

Bevölkerung

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2008 2009 2009 2010

Durchschnitt Juni Juli August Mai Juni Juli August

* Bevölkerung am Monatsende 1000 6 065,01) 6 062,01) 6 059,6 6 060,4 6 062,1 6 063,0 6 063,9 6 062,2 6 064,9

  N a t ü r l i c h e B e v ö l k e r u n g s-

      b e w e g u n g:

* Eheschließungen Anzahl 2 224 2 271 2 840 3 291 3 595 2 946 3 074 3 250 3 576

      auf 1000 Einwohner und 1 Jahr „  4,4  4,5  5,7  6,4  7,0  5,7  6,2  6,3  6,9

* Lebendgeborene „ 4 313 4 229 4 369 4 905 4 591 4 056 4 515 4 294 4 400

      auf 1000 Einwohner und 1 Jahr „  8,5  8,4  8,8  9,5  8,9  7,9  9,1  8,3  8,5

* Gestorbene (ohne Totgeborene) „ 5 007 5 057 4 916 4 428 4 887 5 047 4 598 5 129 4 827

      auf 1000 Einwohner und 1 Jahr „  9,9  10,0  9,9  8,6  9,5  9,8  9,2  10,0  9,4

* darunter im ersten Lebensjahr Gestorbene „  17  14  16  17  16  15  12  12  18

      auf 1000 Lebendgeborene „  4,0  3,3  3,7  3,5  3,5  3,7  2,7  2,8  4,1

* Überschuss der Geborenen bzw. Gestorenen (–) „ – 694 – 828 – 547  477 – 296 – 991 –  83 –   835 – 427

      auf 1000 Einwohner und 1 Jahr „ –  1,4 –  1,6 –  1,1  0,9 –  0,6 –  1,9 – 0,2 –    1,6 –  0,8

  W a n d e r u n g e n:

* Zuzüge über die Landesgrenzen „ 13 255 13 247 12 357 14 701 16 508 12 026 13 185 15 514 18 439

*    darunter aus dem Ausland „ 5 283 5 518 5 592 6 306 6 571 5 802 6 724 7 338 8 207

* Fortzüge über die Landesgrenzen „ 13 373 12 772 12 247 14 335 14 561 9 879 12 379 16 590 15 471

*    darunter in das Ausland „ 5 797 5 335 5 343 5 945 5 293 3 943 5 674 8 210 5 945

* Wanderungsgewinn bzw. -verlust (–) „ – 117  474  110  366 1 947 2 147  806 – 1 076 2 968

* Innerhalb des Landes Umgezogene2) „ 17 234 17 232 16 705 18 952 19 303 15 110 16 236 18 361 20 605

Arbeitsmarkt3)

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010 2011

Durchschnitt Nov. Dez. Jan. Okt. Nov. Dez. Jan.

* Arbeitslose (Monatsmitte) Anzahl 211 156 198 790 195 081 197 599 215 652 183 601 182 132 184 493 201 780

  und zwar

         Frauen „ 97 340 93 254 90 798 91 121 96 772 89 312 88 015 87 745 93 162

         Männer „ 113 816 105 536 104 283 106 478 118 880 94 289 94 117 96 748 108 618

         Ausländer „ 50 819 48 154 47 629 47 997 51 185 45 510 45 511 46 039 49 381

         Jüngere von 15 bis unter 25 Jahren „ 23 371 19 914 19 527 19 321 21 519 17 136 16 140 16 257 18 781

* Arbeitslosenquote4)  insgesamt %  6,8  6,4  6,3  6,4  7,0  5,9  5,9  6,0  6,5

 und zwar der

*                       Frauen „  6,7  6,4  6,3  6,3  6,7  6,1  6,1  6,0  6,4

*                       Männer „  6,9  6,4  6,3  6,4  7,2  5,7  5,7  5,9  6,6

*                       Ausländer „  14,8  14,0  13,9  14,0  14,9  13,3  13,3  13,4  14,4

*                       Jüngeren von 15 bis unter 25 Jahren „  7,0  6,0  5,8  5,7  6,4  3,7  4,9  5,0  5,7

* Kurzarbeiter (Monatsmitte) Anzahl 71 893 . . . 63 738 57 274 66 420 . . . . . . . . . . . .

* Gemeldete Arbeitsstellen (Monatsmitte)5) „ 24 493 30 821 23 733 23 623 22 810 35 643 35 059 33 210 31 445

  Erwerbstätigkeit6)

Art der Angabe
Maß- bez. 
Mengen- 
einheit

2008 2009 2008 2009 2010

30.6. Sept. Dez. März Sept. Dez. März Juni

* Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 

   am Arbeitsort insgesamt7)8) 1000 2 165,9 2 165,8 2 211,6 2 192,3 2 172,0 2 197,6 2 183,1 2 173,6 2 185,9

   und zwar

*        Frauen „  958,8  973,2  983,4  981,5  976,9  991,5  989,6  986,9  986,6

*        Ausländer „  215,9  214,5  219,7  214,6  214,1  217,5  212,4  214,8  219,3

*        Teilzeitbeschäftigte „  406,9  423,5  413,6  414,6  417,2  428,1  429,7  431,9  440,1

*            darunter Frauen „  335,4  348,6  341,2  342,1  344,6  353,2  354,2  355,9  360,8

  Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 

   nach Wirtschaftsbereichen9) 
  davon

*  Land- und Forstwirtschaft, Fischerei „  7,7  7,5  7,5  6,7  7,0  7,7  6,9  7,2  7,7

    darunter Frauen „  2,6  2,6  2,6  2,4  2,4  2,6  2,4  2,4  2,6

*  Produzierendes Gewerbe „  568,3  559,7  578,3  569,9  563,8  563,9  553,0  549,8  553,9

    darunter Frauen „  125,0  123,8  127,2  125,9  125,0  125,0  122,7  123,0  123,2

*  Handel, Verkehr und Gastgewerbe „  529,2  527,9  540,0  535,4  528,5  533,9  530,0  526,9  527,6

    darunter Frauen „  231,6  232,6  236,8  236,2  233,2  235,6  234,0  232,8  232,2

*  Erbringung von Unternehmensdienstleistungen „  554,6  543,1  562,7  552,7  543,4  552,9  549,1  547,4  555,2

    darunter Frauen „  247,4  245,2  252,2  249,8  247,3  250,3  249,1  248,0  248,4

*  Erbringung von öffentlichen und privaten

     Dienstleistungen „  505,4  527,6  523,0  527,3  529,2 539,0  543,9  542,0  541,3

     darunter Frauen „  352,0  369,0  364,4  367,2  369,1 377,8  381,2  380,6  380,1

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im „Zahlenspiegel” veröffentlicht.
1) Am 31.12. — 2) Ohne innerhalb der Gemeinden Umgezogene. — 3) Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Ergebnisse sind vorläufig; die jeweils aktuellen Werte sind 
im Internetangebot der Bundesagentur für Arbeit als detaillierte Übersichten zu finden.  — 4) Arbeitslose in % aller zivilen Erwerbspersonen. Beim Nachweis der Merkmale nach 
Geschlecht sind Fälle „ohne Angaben“ in den „Insgesamt“ Positionen enthalten. — 5) Ohne geförderte Stellen des zweiten Arbeitsmarktes. — 6) Quelle: Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit; (vorläufige Werte).— 7) Einschl. Personen „ohne Angabe“ zur Wirtschaftsgliederung.  —  8)  Erstellungsdatum: 07.01.2011.  — 9) Abgrenzung ab 2008 nach WZ 2008; 
frühere Ergebnisse sind nicht vergleichbar.
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Hessischer Zahlenspiegel

Landwirtschaft

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

  S c h l a c h t u n g e n1)

  Rinder insgesamt Anzahl 4 411 4 008 4 871 6 480 4 956 3 527 4 265 6 402 4 332

  darunter „

      Kälber2) „   185   178  151  170  291  135  219  187  282

      Jungrinder „  52  55  61  100  51  31  50  138  104

  Schweine „ 52 749 47 556 51 441 58 712 50 302 47 133 46 513 55 945 48 434

     darunter hausgeschlachtet „ 2 496 2 128 2 718 4 396 3 450 1 120 2 164 3 853 2 904

  S c h l a c h t m e n g e n3)  
6 307

 
7 333

 
6 047

 
5 847

 
5 876

 
7 083

 
5 864* Gesamtschlachtgewicht (ohne Geflügel) Tonnen 6 354 5 810

  darunter 

*    Rinder insgesamt „ 1 204  1 115 1 371 1 653 1 253 1 116 1 251 1 705 1 227

*    darunter

          Kälber2) „  23  22  18  20  37  16  27  22  34

          Jungrinder  7  7  7  11  7  4  7  18  14

*    Schweine „ 4 752 4 315 4 602 5 172 4 431 4 360 4 296 4 878 4 301

* Geflügelfleisch4) „ 2 451 . 2 580 2 303 2 346 . . . .

* Erzeugte Konsumeier5) 1000 St. 21 111 14 415 16 374 15 810 15 352 14 611 14 945 15 505 15 852

Verarbeitendes Gewerbe6)

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

* Betriebe Anzahl 1 396 1 356 1 389 1 385 1 385 1 357 1 359 1 361 1 361

* Beschäftigte (einschl. tätiger Inhaber) 1000  347,0  339,8  343,6  342,4  340,9  343,5  343,6  343,6  342,8

* Geleistete Arbeitsstunden „ 41 973 43 488 44 215 43 958 37 281 45 783 44 660 47 402 40 039

* Bruttolohn- und gehaltssumme Mill. Euro 1 243,7 1 273,7 1 214,0 1 564,0 1 279,4 1 227,1 1 221,6 1 634,6 1 308,9

* Umsatz (ohne Umsatzsteuer) „ 6 873,1 7 794,2 7 249,6 7 660,2 6 543,1 8 476,4 8 091,2 9 194,7 8 084,7

*    darunter Auslandsumsatz „ 3 367,6 3 910,8 3 456,4 3 831,4 3 247,1 4 145,8 4 049,2 4 653,2 4 099,0

  Exportquote7) %  49,0  50,2  47,7  50,0  49,6  48,9  50,0  50,6  50,7

  Volumenindex des Auftragseingangs8) 2005 = 100

     insgesamt %9) – 10,6  12,5  5,0 –   4,1  9,3  3,9  1,2  16,3  16,2

  davon

     Vorleistungsgüterproduzenten „ – 13,1  20,9  7,8  13,5  43,1  3,0 –   5,8  9,9  4,6

     Investitionsgüterproduzenten „ – 13,3  7,8 –   1,6 – 23,7 – 22,4  8,7  19,1  33,2  47,9

     Gebrauchsgüterproduzenten „ – 38,0  3,7 – 34,1 – 29,8 – 22,9 – 16,9 – 10,7  2,5 – 8,2

     Verbrauchsgüterproduzenten „  1,9  4,4  12,2  0,4  14,0  2,2 –   6,9  8,3  4,7

  Volumenindex des Auftragseingangs

    nach ausgewählten Branchen:

     Chemische Industrie %10) –   5,4  14,2 –   2,8  12,2  33,0  14,0  2,8  15,8  11,2

     Maschinenbau „ – 28,0  31,0 – 12,6 –   1,9  7,3  13,8  23,7  28,6  34,0

     Kraftwagen und -teile „ –   0,9  12,4  18,4  6,5 – 9,7  15,1  34,7  40,0  55,8

     Herstellung von Metallerzeugnissen „ – 29,6  28,5 – 19,4 –   5,0 – 20,8  15,2  19,8  18,0  32,0

Energie- und Wasserversorgung

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

* Betriebe10) Anzahl  108  107  108  108  108  106  107  107  107

* Beschäftigte10) „  16 580  15 944  16 743  16 766  16 732  16 121  16 135  16 053  16 046

* Geleistete Arbeitsstunden10)11) 1000 h  2 110  2 004  2 205  2 231  1 907  2 093  1 996  2 190  1 858

* Bruttoentgeltsumme10) Mill. Euro  67,4  65,5  66,0  93,5  65,4  61,3  64,6  92,3  63,2

* Stromerzeugung (brutto) der Kraftwerke für 
   die allgemeine Versorgung12)

 
Mill. kWh

 
1 098,2

 
2 205,3

  
896,5

 
1 101,3

 
2 072,3

 
1 963,2

 
2 286,2

 
2 184,5

 
2 919,8

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im „Zahlenspiegel” veröffentlicht.
1) Gewerbliche und Hausschlachtungen von Tieren in- und ausländischer Herkunft. — 2) Wegen methodischer Änderungen mit den Vorjahresergebnissen nur eingeschränkt 
vergleichbar. — 3) Gewerbliche Schlachtungen von Tieren in- und ausländischer Herkunft (Rinder, Schweine, Lämmer,Schafe, Pferde, Ziegen); einschl. Schlachtfetten, jedoch 
ohne Innereien. — 4) Geflügelfleisch aus Schlachtungen inländischen Geflügels in Schlachtereien mit einer Schlachtkapazität von 2000 oder mehr Tieren im Monat. — 5) In Be-
trieben bzw. Unternehmen von 3000 oder mehr Hennenhaltungsplätzen; einschl. Junghennen-, Bruch- und Knickeiern.  — 6) Einschl. Bergbau sowie Gewinnung von Steinen und 
Erden. Betriebe mit 50 und mehr Beschäftigten; teilweise vorläufige Werte; rückwirkende Aktualisierungen wurden vorgenommmen. Ab Januar 2009 werden die Angaben nach 
einer revidierten Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008) abgegrenzt. Um einen korrekten Vorjahresverlgleich zu ermöglichen, wurden die Ergebnisse des Jahres 2008 
auf diese neue Klassifikation umgeschlüsselt. — 7) Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz. — 8) Ohne Bergbau und ohne Gewinnung vn Steinen und Erden; preisbe-
reinigt, kalendermonatlich.  — 9) Zu- bzw. Abnahme (–) jeweils gegenüber dem Vorjahr bzw. dem gleichen Vorjahreszeitraum . — 10) Betriebe mit im Allgemeinen 20 und mehr 
Beschäftigten. — 111) Ab Januar 2009 erfolgt die Abgrenzung nach der WZ 2008; die Ergebnisse der Vorjahre wurden entsprechend umgerechnet.Der Berichtskreis wird ab 2007 
jährlich durch Ergänzungsstichproben und ab 2009 durch Stichprobenrotation aktualisiert. Zur Vermeidung von Sprüngen in der Zeitreihe werden Messzahlen einheitlich auf den 
Stichprobenstand von 2006 zurückgerechnet. — 12) Einschl. Handelsvermittlung; ohne Handel mit Kraftfahrzeugen. — 13) Ohne Umsatzsteuer; teilweise berichtigte Ergebnisse. 
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Hessischer Zahlenspiegel

Handwerk

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Juni Sept. Dez. März Juni Sept. Dez.

* Beschäftigte1) 2009 =1002) .  97,6 . . .  96,3  97,1  99,2  97,4

* Umsatz3) 2009 =1004) .  99,7 . . .  77,7  101,4  105,2  114,5

Baugewerbe5)

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

   B a u h a u p t g e w e r b e6)

* Beschäftigte (einschl. tätiger Inhaber) 1000  46,2  47,6  46,8  46,4  45,8  48,6  48,3  47,8  46,7

* Geleistete Arbeitsstunden 1000 h 4 289 4 427 5 014 4 573 3 365 5 374 5 178 5 163 2 817

   darunter

*     Wohnungsbau „ 1 693 1 867 1 908 1 745 1 375 2 218 2 152 2 142 1 309

*     gewerblicher Bau „ 1 320 1 316 1 517 1 404 1 053 1 614 1 526 1 550  878

*     öffentlicher und Straßenbau „ 1 276 1 243 1 589 1 424  937 1 542 1 500 1 471  630

* Bruttolohn- und gehaltssumme Mill. Euro  102,7  105,6  109,2  120,0  103,0  115,0  110,2  127,8  95,1

* Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) „  441,9  450,9  622,0  533,3  485,0  552,0  552,1  559,2  560,5

  darunter

*     Wohnungsbau „  131,4  142,3  143,4  160,4  135,1  174,5  179,3  168,7  160,6

*     gewerblicher Bau „  159,4  145,8  272,1  168,9  195,1  176,3  159,1  175,3  216,3

*     öffentlicher und Straßenbau „  151,1  162,8  206,5  204,0  154,8  201,1  213,7  215,1  183,5

  Index des Auftragseingangs7) 2005 = 100  113,0  94,7  119,6  79,9  135,3  105,5  84,9  76,8  91,3

   darunter

      Wohnungsbau „  102,0  91,5  124,9  86,1  160,5  109,6  104,1  78,3  85,9

      gewerblicher Bau „  106,8  97,4  100,1  87,1  136,6  115,1  92,4  81,7  94,8

      öffentlicher und Straßenbau „  120,5  93,6  132,9  72,8  127,5  97,3  74,1  72,7  90,1

   A u s b a u g e w e r b e8)

* Beschäftigte (einschl. tätiger Inhaber)9) 1000  20,0  19,6 . .  19,9  20,0 . .  20,1

* Geleistete Arbeitsstunden 1000 h 5 998 5 817 . . 6 012 6 026 . . 5 999

* Bruttolohn- und gehaltssumme Mill. Euro  155,6  152,0 . .  162,5  152,6 . .  162,7

* Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) „  598,7  612,4 . .  783,6  637,0 . .  759,6

Baugenehmigungen

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

* Wohngebäude (Neubau) Anzahl  421  443  486  424  429  488  502  469  427

*     darunter mit 1 oder 2 Wohnungen „  380  394  437  379  375  431  455  402  383

* Umbauter Raum der Wohngebäude 1000 m3  499  525  549  509  568  630  540  598  562

* Wohnfläche in Wohngebäuden 1000 m2  93  98  102  96  109  114  104  115  104

* Veranschlagte Kosten der Bauwerke 1000 Euro 128 017 140 450 145 328 135 012 145 627 165 460 144 585 166 043 149 550

* Nichtwohngebäude (Neubau) Anzahl  134  133  153  168  151  143  138  131  106

* Umbauter Raum der Nichtwohngebäude 1000 m3 1 106 1 005 1 014  987 1 198  696 1 443 1 227  756

* Nutzfläche in Nichtwohngebäuden 1000 m2  183  160  146  197  196  121  204  191  138

* Veranschlagte Kosten der Bauwerke 1000 Euro 198 662 165 538 167 236 219 219 257 113 90 688 171 065 145 161 137 444

* Wohnungen insgesamt10) Anzahl  936 1 018 1 017  897 1 152 1 145  987 1 202 1 064

* Wohnräume insgesamt (einschl. Küchen)10) „ 5 154 5 400 5 474 4 969 5 553 6 088 5 532 6 113 5 534

Großhandel11) 

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

  G r o ß h a n d e l12)

* Index der Umsätze13) — real 2005 = 100  94,9  106,9  103,9  108,3  109,7  118,1  113,8  119,3  114,5

* Index der Umsätze13) — nominal „  90,2  90,4  99,0  102,9  103,7  97,8  99,0  102,9  103,7

* Beschäftigte (Index) „  92,8  90,6  93,1  92,8  92,5  91,3  91,4  91,5  91,7

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im „Zahlenspiegel” veröffentlicht.
1) Am Ende des Kalendervierteljahres. — 2) Hier: 30.09.2009 = 100. — 3) Vierteljahresergebnis (März = 1. Vj., Juni = 2. Vj. usw.). — 4) Vierteljahresdurchschnitt 2009 = 100. — 
5) Ab Januar 2009 wird im Baugewerbe eine revidierte Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008) eingesetzt; führere Ergebnisse sind weitgehend vergleichbar. —  6) Bau 
von Gebäuden, Tiefbau, Abbrucharbeiten und vorbereitende Baustellenarbeiten u.a.; nach der Ergänzungserhebung hochgerechnete Ergebnisse. — 7) Betriebe von Unternehmen 
mit im Allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. — 8) Bauinstallation und sonstiger Ausbau; Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten; Vierteljah-
resergebnisse (März = 1. Vj., Juni = 2. Vj. usw). — 9) Am Ende des Berichtsvierteljahres. —  10) In Wohn- und Nichtwohngebäuden; Neubau und Saldo aus Baumaßnahmen an 
bestehenden Gebäuden. — 11) Ab Januar 2009 erfolgt die Abgrenzung nach der WZ 2008; die Ergebnisse der Vorjahre wurden entsprechend umgerechnet.Der Berichtskreis wird 
ab 2007 jährlich durch Ergänzungsstichproben und ab 2009 durch Stichprobenrotation aktualisiert. Zur Vermeidung von Sprüngen in der Zeitreihe werden Messzahlen einheitlich 
auf den Stichprobenstand von 2006 zurückgerechnet. — 12) Einschl. Handelsvermittlung; ohne Handel mit Kraftfahrzeugen. — 13) Ohne Umsatzsteuer; teilweise berichtigte 
Ergebnisse.
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Hessischer Zahlenspiegel

Einzelhandel und Gastgewerbe1)

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

  E i n z e l h a n d e l2)

* Index der Umsätze3) — real 2005 =100  96,4  98,1  102,2  98,8  118,5  98,1  101,8  103,9  117,5

* Index der Umsätze3) — nominal „  96,4  98,9  102,6  98,4  117,8  99,0  102,7  104,9  118,3

  darunter (Einzelhandel mit)

      Waren verschiedener Art4) „  93,4  92,2  97,0  92,6  116,2  87,7  90,5  96,4  114,2

      Apotheken5) „  102,5  104,5  106,8  105,9  114,3  106,6  105,9  108,1  111,6
      Bekleidung „  104,1  109,1  128,8  105,3  134,5  119,7  133,3  114,5  135,7
        Möbeln, Einrichtungsgegenständen6) „  100,3  103,1  112,0  111,2  115,0  103,6  114,8  119,1  119,7

      Geräten d. Informations- u. Komm.technik6) „  108,0  109,9  109,8  118,0  168,5  103,8  113,0  121,1  158,4

      Versand- u. Internet-Eh. „  69,0  74,7  73,4  76,0  83,8  79,9  78,5  84,0  86,0

* Beschäftigte (Index) „  94,4  95,7  95,0  95,4  95,7  96,1  97,0  97,6  98,9

  K f z - H a n d e l7)

* Index der Umsätze3) — real 2005 =100  98,8  92,6  104,4  86,1  75,6  105,0  106,1  107,5  82,6

* Index der Umsätze3) — nominal „  100,8  94,9  106,7  87,9  77,2  107,7  109,1  110,5  84,9

* Beschäftigte (Index) „  96,9  96,1  97,7  97,3  96,8  96,3  97,1  97,7  98,0

  G a s t g e w e r b e
* Index der Umsätze3) — real 2005 =100  86,0  86,4  91,9  83,7  89,2  94,7  93,6  86,0  88,1

* Index der Umsätze3) — nominal „  91,9  95,1  98,8  89,6  95,8  104,9  103,6  94,9  97,1

   darunter

      Hotels, Gasthöfe u. Pensionen „  92,2  100,1  106,4  94,7  90,9  122,8  115,5  103,8  97,5

      Restaurants, Gastst., Imbisst., Cafés u. Ä. „  89,9  90,4  92,7  84,8  97,2  93,1  95,2  88,7  95,9

      Caterer u. sonst. Verpflegungsdienstleist. „  98,1  101,8  102,3  97,7  96,9  108,7  104,9  101,8  101,6
      Ausschank von Getränken „  84,7  81,5  88,2  78,3  100,7  76,6  86,5  77,0  91,7
* Beschäftigte (Index) „  97,2  97,2  98,7  97,0  96,3  98,8  97,9  96,6  96,4

Außenhandel8)

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

* A u s f u h r (Spezialhandel) insgesamt9) Mill. Euro 3 592,1 4 299,0 3 978,5 3 702,1 3 422,7 4 751,2 4 727,3 4 796,1 4 516,3

  darunter
*    Güter der Ernährungswirtschaft „  105,5  111,2  137,6  115,8  97,2  145,1  149,5  127,3  105,4

*    Güter der gewerblichen Wirtschaft „ 3 333,7 4 052,2 3 694,5 3 447,7 3 193,1 4 456,6 4 426,3 4 518,9 4 303,9

      davon

*         Rohstoffe „  11,2  14,6  10,4  10,8  9,2  16,6  14,5  13,6  16,2

*         Halbwaren „  239,9  363,6  289,6  211,2  219,4  380,1  382,8  405,2  534,8

*         Fertigwaren „ 3 082,6 3 674,0 3 394,5 3 225,7 2 964,5 4 059,8 4 029,0 4 100,1 3 752,9

*         davon
*              Vorerzeugnisse „ 4 67,8  613,5  533,3  512,3  437,2  627,5  615,7  660,6  532,3
*              Enderzeugnisse „ 2 614,8 3 060,6 2 861,2 2 713,4 2 527,3 3 432,4 3 413,3 3 439,5 3 220,6

  Unter den Fertigwaren waren

      chemische und pharmazeutische Erzeugnisse „  981,8 1 121,2 1 156,8 1 130,8  983,5 1 187,4 1 080,9 1 157,4 1 057,5

      Maschinen „  419,9  482,3  373,7  404,3  427,7  547,5  523,6  551,2  536,7

      Fahrzeuge, Fahrzeugteile und -zubehör „  397,4  504,8  442,4  383,0  317,5  610,3  598,4  617,5  490,8

      elektrotechnische Erzeugnisse „  328,7  474,9  332,2  313,2  320,6  521,4  628,7  590,4  534,9

      Eisen- und Metallwaren „  237,8  284,9  268,8  242,4  315,2  331,2  324,0  309,1  277,5

  davon nach

*    Europa „ 2 512,1 2 942,4 2 698,3 2 502,8 2 243,4 3 271,7 3 413,2 3 333,8 3 142,3

*       darunter EU-Länder10) „ 2 143,5 2 544,5 2 275,2 2 123,5 1 909,7 2 815,6 2 961,8 2 855,6 2 729,4

*    Afrika „  74,7  86,0  76,2  77,2  63,0  107,7  72,8  72,1  67,6

*    Amerika „  442,0  562,9  612,7  562,9  428,3  618,0  558,4  584,2  570,0

*    Asien „  529,9  666,8  558,6  528,9  659,1  712,0  637,3  759,9  696,3

*    Australien, Ozeanien und übrige Gebiete „  33,5  40,8  32,7  30,4  28,8  41,8  45,7  46,2  40,1

* E i n f u h r (Generalhandel) insgesamt9) „ 4 877,8 5 691,2 4 885,9 4 912,8 4 660,4 6 244,0 5 895,4 6 606,0 5 900,5

  darunter

*    Güter der Ernährungswirtschaft „  203,5  218,5  210,4  218,9  207,6  234,1  227,9  229,0  272,6

*    Güter der gewerblichen Wirtschaft „ 4 384,1 5 182,5 4 359,1 4 426,4 4 203,0 5 701,1 5 343,9 6 056,9 5 371,8

     davon

*         Rohstoffe „  87,5  127,5  83,0  94,1  95,3  89,9  78,4  160,5  130,5

*         Halbwaren „  517,9  695,9  372,3  455,4  469,9  711,4  601,9  817,2  655,6

*         Fertigwaren „ 3 778,7 4 359,1 3 903,8 3 876,9 3 637,8 4 899,8 4 663,6 5 079,1 4 585,7

          davon
*              Vorerzeugnisse „  399,4  500,0  412,6  424,8  374,4  572,2  513,8  576,8  495,5

*              Enderzeugnisse „ 3 413,7 3 859,1 3 903,8 3 452,1 3 263,4 4 327,6 4 149,9 4 502,3 4 090,1

   davon aus

*    Europa „ 3 203,7 3 579,6 3 272,6 3 173,4 2 940,5 3 907,4 3 709,3 4 065,3 3 630,7

*        darunter EU-Länder10) „ 2 813,8 3 115,2 2 964,6 2 793,4 2 643,9 3 410,2 3 333,0 3 549,7 3 186,4

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im „Zahlenspiegel“ veröffentlicht. 
1) Ab Januar 2009 erfolgt die Abgrenzung nach der WZ 2008; die Ergebnisse der Vorjahre wurden entsprechend umgerechnet. Der Berichtskreis wird ab 2007 jährlich durch 
Ergänzungsstichproben und ab 2009 durch Stichprobenrotation aktualisiert. Zur Vermeidung von Sprüngen in der Zeitreihe werden die Messzahlen einheitlich auf den Stichpro-
benstand von 2006 zurückgerechnet. — 2) Einschl. Tankstellen. — 3) Ohne Umsatzsteuer; teilweise berichtigte Ergebnisse. — 4) In Verkaufsräumen; vor allem Warenhäuser, 
SB-Warenhäuser, Verbrauchermärkte und Supermärkte. — 5) Sowie Facheinzelhandel mit medizinischen, orthopädischen und kosmetischen Artikeln (in Verkaufsräumen). — 
6) Sowie Hausrat a. n. g. — 7) Sowie Bau- und Heimwerkerbedarf. — 8) Sowie Instandhaltung und Reparatur von Kfz. — 9) Ab Januar 2005 vorläufige Zahlen. Wegen der unter-
schiedlichen Abgrenzung von Spezial- und Generalhandel ist eine Saldierung von Einfuhr- und Ausfuhrergebnissen nicht vertretbar. — 10)  Für Antwortausfälle und Befreiungen 
sind Zuschätzungen bei den EU-Ländern und damit auch in den Insgesamt-Positionen enthalten. — 11) Einschl. Bulgarien und Rumänien (EU-27); die Angaben für 2005 bis 2006 
wurden rückwirkend entsprechend umgerechnet.
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Hessischer Zahlenspiegel

Noch: Außenhandel

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

* Noch: E i n f u h r (Generalhandel) insgesamt1)

* noch: davon aus

*     Afrika Mill. Euro  110,7  144,8  77,5  89,2  107,4  123,0  126,7  184,8  146,1

*     Amerika „  527,0  616,9  475,0  489,9  539,7  636,9  634,9  676,2  702,3

*     Asien „ 1 023,6 1 329,2 1 053,0 1 151,8 1 065,5 1 537,5 1 409,3 1 636,5 1 402,6
*     Australien, Ozeanien und übrige Gebiete „  12,9  20,7  7,8  8,6  7,3  39,2  15,2  43,2  18,8

Tourismus2)

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

* Gästeankünfte 1000  932  996 1 050  920  742 1 220 1 128 1 015  833

   und zwar

*     von Auslandsgästen „  218  240  240  204  173  301  259  213  191

      auf Campingplätzen „ . . . . . . . . .

* Gästeübernachtungen „ 2 244 2 346 2 504 2 042 1 764 2 827 2 645 2 207 1 902

   und zwar

*     von Auslandsgästen „  412  454  444  357  325  571  480  372  355

      auf Campingplätzen „ . . . . . . . . .

  Gästeübernachtungen nach Berichts-

      gemeindegruppen

         Heilbäder „  621  618  695  575  540  708  695  574  530

         Luftkurorte „  121  123  133  84  77  151  148  100  86

         Erholungsorte „  77  71  84  42  46  90  80  39  42

         sonstige Gemeinden „ 1 426 1 534 1 592 1 341 1 101 1 878 1 721 1 495 1 243

            darunter Großstädte „  669  730 747 692 578  865  811  762  660

Verkehr

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

  B i n n e n s c h i f f f a h r t

  Güterumschlag insgesamt 1000 t  867 . . .  832  965  892 1 058 1 017 1 071 . . .

   davon

*     Güterempfang „  698 . . .  692  800  680 834  817  863 . . .

*     Güterversand „  169 . . .   140   165   211 224   200   207 . . .

  S t r a ß e n v e r k e h r

* Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge3) Anzahl 32 766 28 114 31 145 29 049 21 564 30 883 28 658 30 599 24 674

  darunter

*     Personenkraftwagen4) „ 29 657 24 978 28 975 26 492 19 745 27 561 25 603 27 168 22 397

*     Lkw (auch mit Spezialaufbau) „ 1 438 1 704 1 443 1 768 1 242 2 108 2 073 2 350 1 469

       Krafträder und dreirädrige Kraftfahrzeuge „ 1 297  992  490  537  227  749  483  482  225

       Zugmaschinen (zulassungspflichtige) „  286  337  200  166  219  356  408  434  449

  Straßenverkehrsunfälle

* Unfälle mit Personen- und Sachschaden5) „ 2 585 . . . 2 805 2 726 2 638 2 713 2 573 2 721 . . .

* darunter Unfälle mit Personenschaden „ 1 867 . . . 1 961 1 879 1 650 2 011 1 878 1 876 . . .

*     getötete Personen „  26 . . .  27  30  13  29  23  19 . . .

*     verletzte Personen „ 2 450 . . . 2 558 2 521 2 225 2 615 2 524 2 492 . . .

  Liniennahverkehr der Verkehrsunternehmen6)

        Fahrgäste7) 1000 128 392 . . . . . 400 523 380 645 . . . . .

        und zwar mit	

           Eisenbahnen „ 87 978 . . . . . 274 276 265 624 . . . . .

           Straßenbahnen „ 17 917 . . . . . 56 725 51 859 . . . . .

            Omnibussen „ 23 282 . . . . . 71 598 64 898 . . . . .

         Beförderungsleistung (Personenkilometer) 1000 km 2 506 168 . . . . . 7 875 275 7 695 536 . . . . .

         davon mit
            Eisenbahnen „ 2 281 000 . . . . . 7 172 311 7 060 522 . . . . .

            Straßenbahnen „ 75 640 . . . . . 238 425 219 299 . . . . .

           Omnibussen „ 149 528 . . . . . 464 539 415 715 . . . . .

  Linienfernverkehr mit Omnibussen6)

      Fahrgäste 1000  47 . . . . .  130  179 . . . . .

      Beförderungsleistung (Personenkilometer) 1000 km 53 093 . . . . . 147 397 179 932 . . . . .

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im „Zahlenspiegel” veröffentlicht.
1) Ab Januar 2005 vorläufige Zahlen. Wegen der unterschiedlichen Abgrenzung von Spezial- und Generalhandel ist eine Saldierung von Einfuhr- und Ausfuhrergebnissen nicht 
vertretbar. — 2)  Alle Beherbergungsbetriebe mit mindestens 9 Betten; in der Untergliederung nach Gemeindegruppen ab Januar 2008 einschl. Camping. Besteht eine Gemeinde 
aus mehreren Ortsteilen, so werden die Ortsteile mit Fremdenverkehr jeweils der in Frage kommenden Gemeindegruppe zugeordnet. Die Gemeindegruppe „Erholungsorte” enthält 
nur noch die staatlich anerkannten Erholungsorte; die bisherigen „Erholungsorte ohne Prädikat” werden der Gruppe „Sonstige Gemeinden” zugeordnet. — 3) Quelle: Kraftfahrt-
Bundesamt. — 4) Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit höchstens 8 Sitzplätzen außer dem Fahrersitz; ab dem Berichtsmonat Oktober 2005 werden auch Fahrzeuge mit 
besonderer Zweckbestimmung wie Wohnmobile und Krankenwagen den Pkw zugeordnet. Im Jahresdurchschnitt 2005 sind die Fahrzeuge mit besonderer Zweckbestimmung von 
Jahresbeginn an berücksichtigt. — 5) Schwerwiegender Unfall mit Sachschaden (im engeren Sinne) und sonstiger Sachschadensunfall unter Einfluss berauschender Mittel (bis 
einschl. Dezember unter Alkoholeinwirkung). — 6) Vierteljahresergebisse (März = 1 Vj., Juni = 2. Vj. usw.); Jahresdurchschnitt = Monatsdurchschnitt; Unternehmen, die mindestens 
250 000 Fahrgäste im Vorjahr befördert haben (ohne Schienenfernverkehr). — 7) Benutzt ein Fahrgast während einer Fahrt mehrere Verkehrsmittel eines Unternehmens, so ist 
die addierte Fahrgastzahl im Liniennahverkehr nach Verkehrsmitteln (Verkehrsmittelfahrten) höher als die Fahrgastzahl im Liniennahverkehr zusammen (Unternehmensfahrten). 
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Hessischer Zahlenspiegel

Geld und Kredit

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen-
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

  B a n k e n1)

  Kredite an Nichtbanken insgesamt2)

      (Stand am Jahres- bzw. Monatsende) Mill. Euro 189 688 . . . . . 523 424 506 978 . . . . .

   darunter

      Kredite an inländische Nichtbanken2) „ 138 731 . . . . . 390 199 372 946 . . . . .

      davon

          kurzfristige Kredite (bis zu 1 Jahr) „ 28 872 . . . . . 72 058 60 614 . . . . .

          Kredite über 1 Jahr3) „ 109 859 . . . . . 318 141 312 332 . . . . .

  Einlagen und aufgenommene Gelder2)

      von Nichtbanken insgesamt (Stand am

      Jahres- bzw. Monatsende „ 178 457 . . . . . 511 148 526 269 . . . . .

  I n s o l v e n z e n

* Insolvenzen Anzahl  957 1 000  959  979  946 1 013  974 1 081  978

   davon

*     Unternehmen „  163  145  152  150  167  159  144  112  137

*     Verbraucher „  567  630  568  616  578  603  594  739  626

*     ehemals selbstständig Tätige „  187  182  202  174  163  205  191  186  181

*     sonstige natürliche Personen4), Nachlässe „  41  43  37  39  38  46  45  44  34

* Voraussichtliche Forderungen 1000 Euro 225 927 253 612 174 504 214 796 480 669 236 003 133 377 173 666 517 992

Gewerbeanzeigen5)

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen-
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

* Gewerbeanmeldungen Anzahl 6 511 6 648 6 866 6 074 5 823 7 189 6 446 6 340 5 369

* Gewerbeabmeldungen „ 5 756 5 689 5 388 5 463 7 082 5 450 5 512 5 701 7 152

Preise

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen-
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

V e r b r a u c h e r p r e i s e

* Verbraucherpreisindex (Gesamtindex) 2005 = 100  106,6  107,5  106,4  106,3  107,2  107,6  107,5  107,6  108,8

  darunter 

      Nahrungsmittel, alkoholfreie Getränke „  111,9  113,2  109,8  110,2  110,8  112,4  112,1  113,2  114,4

      Alkoholische Getränke, Tabakwaren „  112,2  113,5  113,7  113,7  113,9  113,6  113,4  113,5  113,3

      Bekleidung, Schuhe „  98,5  96,4  100,3  98,4  99,6  97,6  98,4  99,1  97,8

      Wohnung, Wasser, Strom, Gas6) „  108,7  109,4  108,2  108,3  108,1  109,8  109,9  110,1  110,4

          *Nettokaltmieten „  105,2  106,3  105,5  105,8  105,8  106,5  106,6  106,6  106,8

      Einrichtungsgegenstände (Möbel),

         Apparate, Geräte und Ausrüstungen

         für den Haushalt7) „  103,9  103,6  103,9  103,6  104,1  103,5  103,2  103,2  103,1

  Gesundheitspflege  104,4  106,7  104,8  105,0  105,0  107,0  107,1  107,1  107,0

  Verkehr (einschl. Kraftstoffe) „  109,1  113,2  109,8  110,5  110,2  113,1  113,3  113,7  115,1

  Nachrichtenübermittlung „  89,8  88,0  89,5  89,1  89,0  87,7  87,4  87,2  86,8

  Freizeit, Unterhaltung, Kultur „  100,4  99,6  99,6  99,0  103,3  99,4  99,1  98,1  102,9

  Bildungswesen  105,2  107,9  106,4  106,4  106,4  107,9  107,8  107,7  107,7

  Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen „  107,5  109,1  107,2  104,9  111,7  109,3  107,8  106,9  113,1

B a u p r e i s e

* Preisindex für Wohngebäude (Neubau)8) 2005 = 100 111,9  113,3 .  112,1 . . .  113,9 .

Steuern

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen-
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

  Steueraufkommen insgesamt9) Mill. Euro 3 912,0 3 604,7 3 056,5 3 179,5 5 559,8 3 447,7 2 964,6 2 979,1 5 624,5

  davon

      Gemeinschaftssteuern „ 3 735,4 3 461,9 2 859,8 3 069,3 5 391,7 3 314,7 2 775,1 2 844,4 5 417,8

      davon

          Lohnsteuer10) „ 1 500,4 1 434,2 1 392,0 1 309,9 2 042,6 1 234,8 1 347,8 1 244,2 1 948,9

          veranlagte Einkommensteuer „  166,7  193,4 –   56,0 –     5,2  719,0  611,1 – 46,5 – 107,6  662,0

          nicht veranlagte Steuern vom Ertrag „  194,0  132,9  67,7  63,4  213,0  26,2  80,0  36,1  162,7

          Zinsabschlag10) „  360,6  257,7  255,3  277,5  343,1  140,1  178,5  212,6  372,8

          Körperschaftsteuer10) „ – 12,5  91,1 – 146,6 – 248,8  547,9  96,8 – 92,7 –   74,9  864,2

          Umsatzsteuer „ 1 432,5 1 232,4 1 259,6 1 566,3 1 421,5 1 074,9 1 177,9 1 388,7 1 273,6

          Einfuhrumsatzsteuer „  93,7  120,2  87,8  106,2  104,7  130,7  130,0  145,3  133,5

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im „Zahlenspiegel” veröffentlicht.
1) Die Angaben umfassen die in Hessen gelegenen Niederlassungen der zur vierteljährlichen Bilanzstatistik berichtenden Kreditinstitute; ohne Landeszentralbank, ohne Kreditinsti-
tute mit überregionalen Sonderaufgaben (ohne Filialnetz) sowie ohne Postgiro- und Postsparkassenämter; (März = 1. Vj., Juni = 2. Vj. usw.). — 2) Einschl. durchlaufender Kredi- 
te. — 3) Ohne durchlaufende Kredite. — 4) Beispielsweise als Gesellschafter oder Mithafter. — 5) Ohne Automatenaufsteller und Reisegewerbe. — 6) Und andere Brennstoffe. —  
7) Sowie deren Instandhaltung. — 8) Neubau in konventioneller Bauart, Bauleistungen am Bauwerk. — 9) Einschl. Gewerbesteuerumlage. — 10) Vor Zerlegung.
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Hessischer Zahlenspiegel

Noch: Steuern

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2009 2010 2009 2010

Durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez.

  Noch: Steueraufkommen insgesamt1)

  noch: davon

      Bundessteuern Mill. Euro . . . . . . . . .

      Landessteuern „ . . . . . . . . .

      darunter

          Erbschaftsteuer „  45,9  34,9  26,7  35,3  30,0  33,7  39,0  34,9  39,5

          Grunderwerbsteuer „  34,5  33,6  50,2  30,4  38,0  39,5  33,4  40,4  36,5

          sonstige Landessteuern „  48,1  47,1  66,8  43,0  45,1  54,2  43,5  53,3  51,8

      Gewerbesteuerumlage „  19,2  27,2  53,0  1,6  54,9  5,6  73,6  6,1  78,9

Noch: Steuern

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2008 2009 2009 2010

Durchschnitt2) März Juni Sept. Dez. März Juni Sept.

  Kassenmäßiges Steueraufkommen

      der Gemeinden und Gemeindeverbände Mill. Euro 2 035,2 1 311,2 1 152,9 1 743,9 1 529,6 2 347,9 1 018,9 1 790,4 1 868,4

  davon

      Grundsteuer A „  2,9  3,1  4,7  4,1 5,6  3,6  4,3  3,7 5,8

      Grundsteuer B „  122,2  126,7  162,6  181,6 214,5  162,7  170,3  171,5 227,4

      Gewerbesteuer nach Ertrag und

          Kapital (brutto) „ 798,0  630,8  837,2  766,1 655,8  919,8  703,9  883,0 945,9

      Gemeindeanteil an der Einkommensteuer „ 524,4  479,6  135,3  699,8 554,2 1 083,4  125,5  639,3 584,9

      andere Steuern3) „ 9,2  8,3  10,9  11,0 17,8  11,4  11,7  12,3 21,0

Verdienste4)

Art der Angabe
Maß- bzw. 
Mengen- 
einheit

2008 2009 2009 2010

Durchschnitt März Juni Sept. Dez. März Juni Sept.

* Bruttomonatsverdienste5) der vollzeitbeschäf-

    tigten Arbeitnehmer6) im Produzierenden

    Gewerbe und im Dienstleistungsbereich Euro 3 932 3 924 3 464 3 493 3 527 3 542  3 561  3 614  3 617

und zwar

  * männlich „ 4 205  4 172 3 658  3 687  3 727  3 749  3 762  3 828  3 830

  * weiblich „ 3 292  3 346 3 011  3 038  3 058  3 061  3 094  3 120  3 122

  *Leistungsgruppe 17) „ 7 544 7 333 6 196 6 236 6 301 6 317 6 350 6 413 6 443

  *Leistungsgruppe 27) „ 4 516 4 564 4 039 4 050 4 086 4 095 4 160 4 203 4 215

  *Leistungsgruppe 37) „ 3 111 3 107 2 806 2 832 2 858 2 870 2 857 2 917 2 919

  *Leistungsgruppe 47) „ 2 477 2 436 2 218 2 253 2 272 2 283 2 262 2 343 2 365

  *Leistungsgruppe 57) „ 1 985 2 008 1 840 1 877 1 900 1 901 1 863 1 901 1 931

  * Produzierendes Gewerbe „ 3 794  3 736 3 280  3 310 3 367  3 400 3 378  3 480  3 491

    * Bergbau und Gewinnung von Steinen

        und Erden „ 3 240  3 159 2 916  2 953  3 009  2 950  2 892  3 040  3 103

    * Verarbeitendes Gewerbe „ 3 906  3 825 3 339  3 361  3 426  3 469  3 481  3 568  3 567

    * Energieversorgung „ 4 814  5 019 4 233  4 362  4 317  4 304  4 245  4 318  4 294

    * Wasserversorgung8) „ 3 354  3 418 3 136  3 144  3 136  3 168  3 161  3 195  3 180

    * Baugewerbe „ 2 960  2 957 2 703  2 781  2 831  2 824  2 623  2 839  2 925

  * Dienstleistungsbereich „ 4 003  4 022 3 559  3 588  3 609  3 615  3 652  3 681  3 681

      * Handel; Instandhaltung u. Reparatur von Kfz „ 3 672  3 651 3 268  3 277  3 277  3 310  3 289  3 303  3 314

      * Verkehr und Lagerei „ 3 721  3 751 3 307  3 397  3 421  3 429  3 379  3 501  3 495

    * Gastgewerbe „ 2 317  2 421 2 223  2 273  2 301  2 253  2 273  2 270  2 259

    * Information und Kommunikation „ 5 169  5 292 4 547  4 558  4 564  4 564 4 586  4 585  4 631

    * Erbringung von Finanz- und Versicherungs- 
          dienstleistungen

 
„

 
6 585

  
6 128

 
4 907

 
 4 904

 
4 942

 
 4 951

  
5 196

 
 5 298

  
5 306

    * Grundstücks- und Wohnungswesen „ 4 562  4 401 3 825  3 941 3 920  3 932 4 022  4 069  4 097

    * Erbringung von freiberuflichen, wissenschaft- 
         lichen und technischen Dienstleistungen

 
„

 
5 525

 
5 571

 
4 682

 
4 735

 
4 710

 
4 740

 
4 748

 
 4 781

 
 4 768

    * Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen

          Dienstleistungen „ 2 402  2 576 2 368 2 419 2 393  2 405 2 410  2 398  2 400

    * Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, 
          Sozialversicherung

 
„

 
3 164

  
3 263

 
3 088

 
 3 092

 
 3 147

 
 3 147

  
3 153

 
 3 171

  
3 183

    * Erziehung und Unterricht „ 3 846  3 960 3 793  3 800  3 896  3 896  3 910  3 940  3 943

    * Gesundheits- und Sozialwesen „ 3 291  3 408 3 148  3 191  3 200  3 213  3 192  3 240  3 249

    * Kunst, Unterhaltung und Erholung „ 4 905  4 967 4 384  4 609  4 790  4 849  4 827  4 889  4 739

    * Erbringung von sonstigen Dienstleistungen „ 3 481  3 513 3 205 3 190 3 183  3 219 3 189  3 101  3 130

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im „Zahlenspiegel” veröffentlicht.
1) Einschl. Gewerbesteuerumlage. — 2) Vierteljahresdurchschnitte. — 3) Und steuerähnliche Einnahmen. — 4) Ab Januar 2009 erfolgt die Abgrenzung nach der WZ 2008; 
die Ergebnisse ab März 2007 wurden entsprechend umgerechnet. — 5) Nachgewiesen werden Vierteljahresdurchschnitte, d. h. März = Durchschnitt aus Jan. bis März, Juni = 
Durchschnitt aus April bis Juni usw., ohne Sonderzahlungen. Im Jahresdurchschnitt sind die Sonderzahlungen mit enthalten; er ergibt sich als Durchschnitt der Ergebnisse für 
die Monate März, Juni, September und Dezember. — 6) Einschl. Beamte. — 7) Leistungsgruppe 1 (LG 1): Arbeitnehmer in leitender Stellung; LG 2: herausgehobene Fachkräfte; 
LG 3: Fachkräfte; LG 4: angelernte Arbeitnehmer; LG 5: ungelernte Arbeitnehmer. — 8) Einschl. Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzung.
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Ergänzungslieferungen zu Loseblatt-Werken

Bundeshaushaltsrecht

Erläuterungen zu den Artikeln 109 bis 115 des Grundgesetzes 
und zur Bundeshaushaltsordnung unter Berücksichtigung des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes und des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft mit rechtsver-
gleichenden Hinweisen auf das Haushaltsrecht der Bundesländer. 
Kommentar von Dr. E. A. Piduch, Loseblattausgabe, Gesamtwerk 
(einschl. 43. Erg.-Lfg. vom Dezember 2008, 1700 Seiten in 3 Ord-
nern) 72,80 Euro; Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart 2009.	 4519

Jahrbuch für direkte Demokratie 2009

Herausgegeben von L. P. Feld, P. M. Huber, O. Jung, C. Welzel u. 
F. Wittreck, 362 Seiten, kartoniert, 59,00 Euro, Nomos Verlagsge-
sellschaft, Baden-Baden, 2010

Seit jeher steht im Mittelpunkt jeder Demokratiedebatte die rich-
tige Mischung aus plebiszitären und repräsentativen Elementen. 
Das Grundgesetz sieht für die Bundesrepublik Deutschland das 
Modell einer repräsentativen parlamentarischen Demokratie 
vor. Gleichwohl sieht das Grundgesetz auch Elemente direkter 
Demokratie auf Bundesebene vor (z. B. im Zusammenhang mit 
einer Neugliederung der Länder). Außerdem wurde auf Landes-
ebene durchgängig die Möglichkeit des Volksentscheids und 
-begehrens geschaffen. Und auch auf der kommunalen Ebene 
existieren verschiedene Ausprägungen plebiszitärer Demokratie. 
Eine lebendige Demokratie wird sich immer wieder den Fragen 
stellen, wie die Erfahrungen mit den verschiedenen Regelungen 
sind und ob das Verhältnis aus plebiszitären und repräsentativen 
Elementen verfassungsrechtlich neu justiert werden muss. Das 
vorliegende Jahrbuch will diese Debatte versachlichen. In sei-
nem ersten Teil vereint es fundierte wissenschaftliche Beiträge 
von Kritikern und Befürwortern unmittelbarer Sachentscheidun-
gen des Volkes. Eine Dokumentation von Volksentscheiden und 
Volksbegehren auf Landesebene sowie eine Auswahl an Bür-
gerentscheiden bzw. –begehren gibt im zweiten Teil Aufschluss 
über Verbreitung und Praxis direkter Demokratie. Der dritte Teil 
widmet sich der internationalen Perspektive. Er enthält Jahres-
berichte über Entwicklungstendenzen der direkten Demokratie 
aus Referenzländern des Auslands, aber auch in den Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland. Abgerundet wird das Jahrbuch 
durch die Darstellung ausgewählter Gerichtsentscheidungen 
und Gutachten; diese zeigen die Debatte um die rechtlichen 
Grenzen der direkten Demokratie auf.	 7397

Die Architektur der Märkte

Von Neil Fligstein, 263 Seiten, kartoniert, 34,95 Euro, VS Verlag 
für Sozialwissenschaften, Wiesbaden 2011.

Die Architektur der Märkte fasst grundlegende Schriften Neil 
Fligsteins aus verschiedenen Arbeitsphasen zusammen, in de-
nen er eine wirtschaftssoziologische Sicht auf kapitalistische 
Gesellschaften entwickelt hat. Fligstein hat mit der These von 
der sozialen Konstruktion oder Architektur von Märkten auf die 
Bedeutung des Staates und der modernen Unternehmen auf-
merksam gemacht und die institutionelle Rahmung des Wirt-
schaftslebens in den Mittelpunkt gerückt. Der Band hat nach 
seinem Erscheinen für große Aufmerksamkeit gesorgt und gilt 
als eine der wegweisenden Aufsatzsammlungen der neueren 

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HSL IM JANUAR 2011
(K = mit Kreisergebnissen, G = mit Gemeindeergebnissen)

Statistische Berichte — kostenfreie Download-Dateien 

Personal und Habilitationen an Hochschulen im Jahr 2009;  

(B III 4 - j/09); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Die Volkshochschulen in Hessen 2009; (B IV 1 - j/09); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Die bestockten Rebflächen in Hessen 2009; (C I 5 - j/09); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Die bestockten Rebflächen in Hessen 2010; (C I 5 - j/10); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Rinderbestände und Rinderhaltungen im November 2010; 

(C III 1-6 - j/10); (K); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe 

in Hessen im November 2010 (E I 1 - m 11/09); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Indizes des Auftragseingangs und des Umsatzes im 

Verarbeitenden Gewerbe in Hessen im November 2010; 

(E I 3 - m 11/10); PDF-Format

Das Bauhauptgewerbe in Hessen im November 2010 

(Vorbereitende Baustellenarbeiten, Hoch- und Tiefbau); 

(E II 1 - m 11/10); (K); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Energieverbrauch im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 

in Hessen im Jahr 2009; (E IV 4 - j/09); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Strom- und Gasabsatz sowie Erlöse in Hessen im Jahr 2009; 

(E IV 5 - j/09); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Die Ausfuhr Hessens im November 2010 (Vorläufige Ergebnisse); 

(G III 1 - m 11/10); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Die Einfuhr (Generalhandel) nach Hessen im November 2010 

(Vorläufige Ergebnisse); (G III 3 - m 11/10);  

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Gäste und Übernachtungen im hessischen Tourismus im 

November 2010 (Vorläufige Ergebnisse); (G IV 1 - m 11/10); 

(G); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Binnenschifffahrt in Hessen im Oktober 2010 (H II 1 - m 10/10); 

(Häfen); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Wohngeld in Hessen im Jahr 2009; (K VII 1 - j/09); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Messzahlen für Bauleistungspreise und Preisindizes für 

Bauwerke in Hessen im November 2010; (M I 4 - vj 4/09); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Verzeichnisse

Anschriftenverzeichnis der Regierungspräsidien, Landkreise, Städte 

und Gemeinden in Hessen (Verz-3; akt. - 01/11)	 10,20 Euro 

E-Mail-Versand (Excel-Format)	 21,00 Euro

Hessisches Statistisches Landesamt • 65175 Wiesbaden

Wirtschaftssoziologie. Aus dem Inhalt: Die Rückkehr der So-
ziologie — Märkte als Institutionen — Die Bildung von Marktin-
stitutionen als Interessenpolitik — Die Theorie der Felder und 
die Formierung von Märkten — Zur Logik des Beschäftigungs-
systems — Die Dynamik von US-Unternehmen und das Thema 
Eigentum und Kontrolle in den 1970er Jahren — Der Aufstieg 
des Shareholder-Value-Unternehmenskonzeptes und die Fusi-
onsbewegung der 1980er Jahre — Unternehmenskontrolle in 
kapitalistischen Gesellschaften — Globalisierung.	 7412
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Regionale Gestaltung von Übergängen in 
Beschäftigung

Praxisansätze zur Kompetenzförderung junger Erwachsener 
und Perspektiven für die Regionalentwicklung. Herausgegeben 
von Helmut Arnold und Theresa Lempp, 302 Seiten, kartoniert, 
24,00 Euro, Juventa Verlag, Weinheim und München 2008.

Vor dem Hintergrund der Entstandardisierung und Pluralisie-
rung der Übergangswege von jungen Menschen in Ausbildung 
und Beschäftigung steht das Übergangsmanagement im Blick-
feld der Öffentlichkeit. Der Diskurs zum Übergangsmanage-
ment bezog sich bisher aber vor allem auf die Vernetzung und 
Koordination der Institutionen, die an den Übergangsprozessen 
von der Schule in den Beruf beteiligt sind. Das vorliegende 
Fachbuch erweitert diese Perspektive auf den Gesamtbereich 
von Ausbildung und Beschäftigung junger Erwachsener und 
bettet sie zugleich in die arbeitsgesellschaftlichen und regiona-
len Wandlungsprozesse ein. Dabei geht es darum, die Kompe-
tenzen junger Menschen und regionale Entwicklungspotenziale 
aufeinander zu beziehen. Das Buch ist in 3 Teile gegliedert. Im 
ersten Teil werden die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, 
in denen sich Übergangsprozesse vollziehen, analysiert. Dabei 
werden beispielsweise aktuelle Fachdiskurse wie die Regiona-
lisierung vorgestellt und mit der Übergangsthematik verknüpft. 
Im zweiten Teil des Buches werden bereits erprobte Strategien, 
Methoden und Projekte rund um das Thema Ausbildung und 
Beschäftigung aus unterschiedlichen Regionen vorgestellt. 
Die Praxisansätze leuchten die Gestaltungsmöglichkeiten von 
Übergängen aus und nehmen neue Kooperationsformen von 
Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung in den Fokus. Ziel 
ist es, die Vielfältigkeit der Modelle und Bausteine, die auf die 
steigende Heterogenität der Zielgruppe und auf regionale Kon-
texte reagieren, aufzuzeigen. Der dritte Teil des Buches spannt 
gleichsam einen Bogen über die zuvor beschriebenen Ansätze, 
indem zentrale Qualitätskriterien und Gestaltungsprinzipien 
sozialräumlicher Beschäftigungsprojekte formuliert werden. 
Gleichzeitig wird ein Ausblick für die Weiterentwicklung regio-
naler Übergangsstrukturen gegeben. 	 7407

Hessisches Reise- und Umzugskostenrecht

Kommentar. Von Gottfried Nitze, 6. Auflage, XII, 389 Seiten, kar-
toniert, 65,90 Euro, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 
2010.

Durch Gesetz vom 9.10.2009 nebst Verwaltungsvorschriften 
wurde das Reisekostenrecht völlig neu gefasst. Hier sind ins-
besondere die Neuregelungen des Fahrtkostenersatzes und 
des Tage- und Übernachtungsgeldsatzes zu nennen. Dienst-
gänge wurden Dienstreisen zugeordnet, längere Dienstrei-
sen werden gelöst vom Trennungsgeld vereinfacht abgefun-
den. Auf die Fragen beim Vollzug der Neuregelungen wird 
eingegangen, ebenso auf die Reisekostenentschädigung bei 
Auslandsreisen, die sich jetzt nach Bundesrecht bestimmt. 
Ausführlich erläutert werden steuerliche Aspekte, einschl. 
derjenigen zum Trennungsgeldrecht. Überarbeitet wurde fer-
ner die dem Umzugs- und Trennungsgeldrecht vorbehaltene 
Kommentierung der von Rechtsänderungen nicht betroffe-
nen Regelungen. Die Neuauflage orientiert sich erneut an 
praktischen Belangen und stellt damit für alle Praktiker des 
Reise-, Umzugskosten- und Trennungsgeldrechts bei hessi-
schen Landesbehörden, Kommunen und staatlichen Einrich-
tungen eine wertvolle Arbeitshilfe dar.	 7413

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HSL IM FEBRUAR 2011
(K = mit Kreisergebnissen, G = mit Gemeindeergebnissen)

Statistische Berichte — kostenfreie Download-Dateien 

Schüler und Schulentlassene in Hessen 2025 (Ergebnisse der 

regionalisierten Schülervorausberechnung für die allgemein- 

bildenden Schulen bis 2025 auf Basis der Bevölkerungsvoraus- 

berechnung 2010 und der Schulstatistik 2009/10); 

(B I 3 - unreg./11); (K); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Die beruflichen Schulen in Hessen 2010 

(Stand: 1. November 2010 - Vorläufige Ergebnisse); 

(B II 1 - j/10); (K); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Indizes des Auftragseingangs und des Umsatzes im 

Verarbeitenden Gewerbe in Hessen im Dezember 2010; 

(E I 3 - m 12/09); PDF-Format

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe in 

Hessen im Dezember 2010, (E I 1 - m 12/10); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Gäste und Übernachtungen im hessischen Tourismus im 

Dezember und im Jahr 2010; (G IV 1 - m 12/2010); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Straßenverkehrsunfälle in Hessen im November 2010 (Vorläufige 

Ergebnisse); (H I 1 - m 11/10); (K); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Binnenschifffahrt in Hessen im November 2010; (H II 1 - m 11/10); 

(Häfen); PDF-Datei mit Excel-Anhang

Verbraucherindex in Hessen im Januar 2011; (M I 2 - m 01/11); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Haushaltsabfälle in Hessen 2009; (Q II 7 - j/09); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Abfallentsorgung in Hessen 2009; (Q II 10 - j/09); (K); 

PDF-Datei mit Excel-Anhang

Sonstige Veröffentlichungen

Hessische Kreiszahlen; Band 2/2010; 55.Jahrgang	 9,50 Euro

E-Mail-Versand (PDF-Datei mit Excel-Anhang)	 6,80 Euro

Hessisches Statistisches Landesamt • 65175 Wiesbaden

Die neue Frauenbewegung in Deutschland

Abschied vom kleinen Unterschied. Eine Quellensammlung. He-
rausgegeben von Ilse Lenz, 2., aktualisierte Auflage, 1196 Sei-
ten, gebunden, 59,95 Euro, VS Verlag für Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden 2010.

Die Neuen Frauenbewegungen haben Selbstbestimmung, 
Gleichheit, Zuwendung und einen neuen Eros gefordert und sie 
haben die Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland 
grundlegend verändert. Dabei haben sie sich auch selbst trans-
formiert. Der Band dokumentiert ihre wichtigsten Quellen und 
stellt sie in ihrer Vielfalt und ihren Veränderungen vor. Auch die 
Reaktionen der Männerbewegung wurden aufgenommen. Der 
Band eröffnet einen einzigartigen Zugang zu den Kontroversen 
um Geschlecht und gesellschaftlichen Wandel in Deutschland 
seit 1968. Diese Texte sind weiterhin aktuell angesichts der De-
batten um die Zukunft der Arbeit, der Familie und des Friedens 
vor Ort und auf globaler Ebene. Aus dem Inhalt: Die unendliche 
Geschichte? Zur Entwicklung und den Transformationen der 
Neuen Frauenbewegungen in Deutschland — Bewusstwerdung 
und Artikulation (1968—1975) — Pluralisierung und Konsolidie-
rung (1976—1980) — Pluralisierung, Professionalisierung und 
institutionelle Integration (1980—1990) — Globalisierung, deut-
sche Vereinigung und Postfeminismus (1989—2005).	 7409
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